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Volker Matthies

Krieg und Frieden in der Dritten Welt

I. Krieg den Hiitten — Friede den Paldsten?

1. Die Dritte Welt als , Kriegsschauplatz*
der Gegenwart

Betrachtet man die gegenwiirtige Welt, so zeigt
sich. daB es offensichtlich eine regional ungleiche
Verteilung von Krieg und Frieden gibt. Im Bereich
der Industrielinder hat es seit dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges keinen gréBeren Kkriegerischen
Konflikt mehr gegeben. so daB sich die Menschen
dort zumindest eines negativen Friedens (im Sinne
von Nicht-Krieg) erfreuen kénnen, wie immer man
diesen auch charakterisieren (als Drohfrieden, or-
ganisierte Friedlosigkeit, Abschreckungsfrieden,
unsicheren Waffenstillstand, Atempause vor einem
weiteren Dritten Weltkrieg) und seine gesellschaft-
lichen Kosten in Rechnung stellen mag. Anders
nehmen sich die Dinge jedoch in den Regionen
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas aus — der so-
genannten Dritten Welt. Dort fanden (und finden)
zeitgleich mit dem Frieden im Bereich der Indu-
strieldnder seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges
weit iiber 150 Kriege statt. Hier ist kriegerische
Gewaltanwendung also noch weit verbreitet und
stellt eine alltdgliche, existentielle Bedrohung fiir
Millionen von Menschen dar. Krieg scheint hier
noch weithin als akzeptierte Institution von Gesell-
schaft und als ein rationales und legitimes Mittel
von Politik und Konfliktaustrag zu gelten.

Auf der Grundlage der Kriegsstatistik oder
wKriegsbuchhaltung* kann man die Dritte Welt als
wKriegsschauplatz* der Gegenwart bezeichnen!).
Empirischen Erhebungen zufolge wurden von 1945
bis Ende 1984 insgesamt 159 Kriege in der Welt
gefihrt, davon nur neun in Europa, 150 jedoch in
den Regionen der Dritten Welt2). Damit hat sich
der Krieg unserer Zeit von Europa fort in die auBer-
curopdischen Ridume der Siidhalbkugel der Erde
verlagert, dem ungarischen Friedensforscher Istvan
Kende zufolge eine sehr wichtige Umwiilzung in der
Geschichte des Krieges: ,,Vor dem Zweiten Welt-
krieg . . . war Europa das Epizentrum fast aller
wichtigen und besonders der weltpolitisch wichti-
gen Kriege, und zwar seit einigen Jahrhunderten.
Nach 1945 hingegen wurde Europa ein Kontinent

') Mir A. Ferdowsi, Militante Konflikte in der Dritten Welt.
Dimensionen-Ursachen-Perspektiven, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte. B 8/87, S. 28 ff.

%) Klaus Jirgen Gantzel/Jorg Meyer-Stamer (Hrsg.). Die
Kriege nach dem Zweiten Weltkrieg bis 1984, Miinchen-
Koln-London 1986,
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fast ohne Krieg. Mit anderen Worten: der Haupt-
schauplatz der Kriege unserer Zeit wurde die soge-
nannte Dritte Welt . . .“3) Doch gab es nicht nur
eine regionale Verlagerung des Krieges, sondern
zugleich auch eine typologische Verdnderung des
Krieges. Der Haupttyp der Kriege in der Dritten
Welt ist nicht mehr der ,klassische* (europiiische)
Krieg zwischen Staaten, sondern der innerstaatliche
Krieg oder Biirgerkrieg (knapp 60 Prozent aller
festgestellten Kriege). Den geringeren Anteil der
Kriege machten Dekolonisationskonflikte und zwi-
schenstaatliche Kriege dus. Das hiiufige Vorkom-
men von Biirgerkrieg verweist ,,allein schon auf den
engen Zusammenhang zwischen dem Einsatz mili-
tirischer Gewalt und den aus Entwicklungsprozes-
sen sich ergebenden politischen, sozio-6konomi-
schen und sozio-kulturellen Instabilititen” in der
Dritten Welt?).

In militdrischer Hinsicht reicht das Spektrum der
Kriegfithrung in der Dritten Welt von mehrheitlich
wunkonventionellen* oder ,irreguliiren” Kriegen,
das heiBt Guerillakriegen (und Anti-Guerilla-Krie-
gen) bis hin zu ,.konventionellen* oder ,,regulidren*
Kriegen zwischen Staaten der Dritten Welt (z. B.
Golfkrieg zwischen Iran und Irak, Ogadenkrieg
zwischen Somalia und Athiopien). Fiir beide Arten
der Kriegfithrung lassen sich einige allgemeine
Merkmale und Trends erkennen®):

— Infolge der Riistungsdynamik in der Dritten
Welt und insbesondere der , technologischen Revo-
lution* bei den nichtatomaren Waffen ist ein Trend
zur Intensivierung der Kampfhandlungen unver-
kennbar. Die Kriege werden immer ,,materialinten-
siver* und zu ,high fire power wars“; die Anwen-
dung moderner Militdrtechnologie (z. B. Artillerje.
Raketen, Brandwaffen, Streu- und Splitterbom-
ben. chemische Waffen) hat das Totungs- und Zer-
storungspotential der militirischen Operationen
um ein Vielfaches gesteigert und vor allem die Zivil-
bevilkerung verstirkt in Mitleidenschaft gezogen.

3) Istvdin Kende. Uber die Kriege seit 1945, DGFK-Hefte,
Nr. 16. Bonn. November 1982. S. 9,

4) Dieter Senghaas, Militirische Konflikte in der Dritten
Welt. in: Leviathan, 12 (1984) 2. S. 274.

5) Zum folgenden E. A. Cohen, Distant Battles. Modern
War in the Third World, in: International Security, 10 (1986)
4; R. E. Harkavy/S. G. Neumann (eds.), The Lessons of
Recent Wars in the Third World. Vol. I und II, Lexington,
Mass. und Toronto 1985 und 1986.
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— Mit diesem Trend der waffentechnologischen
Intensivierung und Modernisierung geht eine ver-
stiirkte Professionalisierung der Kriegfiihrung in
der Dritten Welt einher. Kriege werden von immer
besser ausgeriisteten. ausgebildeten und gefiihrten
Kiampfern ausgefochten, seien es reguliire Soldaten
und Armeen oder irregulire Partisanen und Gueril-
laverbiinde.

— SchlieBlich zeichnet sich noch ein deutlicher
Trend zur MiBachtung und Verletzung der Regeln
des Kriegsvolkerrechtes abf). Dies gilt insbeson-
dere fiir die zahlreichen Biirger- und Guerillakriege
in der Dritten Welt, die vilker- und menschen-
rechtlich weitgehend ,enthegt* als ,Schmutzige
Kriege* gefiihrt wurden und werden, aber auch fiir
die vom Viélkerrecht eigentlich traditionell ,,geheg-
ten“ zwischenstaatlichen Konflikte.

Die Gesamtzahl der Kriegstoten in der Dritten
Welt seit 1945 diirfte verschiedenen Schitzungen
zufolge zwischen 16 und 25 Millionen liegen. Deut-
lich ist, daB die Totung in den Kriegen der Dritten
Welt zunehmend ,,vergesellschaftet” wird, indem
vermehrt Zivilisten den Kampfhandlungen zum
Opfer fallen”): Waren dies im Ersten Weltkrieg
noch ,,nur” fiinf Prozent und im Zweiten Weltkrieg
ca. 50 Prozent, so im Koreakrieg bereits 84 Prozent,
im Vietnamkrieg zwischen 70 und 90 Prozent und
im Libanonkrieg bereits 90 Prozent der Kriegsto-
ten. Zu den Kriegstoten in der Dritten Welt miissen
noch Millionen von Verwundeten und Versehrten
gerechnet werden, will man die ,Humankosten*
von Krieg erfassen. Dariiber hinaus trigt Krieg zu
vielfiltigen sozialen und psychischen Schiiden an
Sozialgebilden, Gruppen und Personen bei und
fiihrt oftmals zu Entwurzelung, Massenflucht, Hun-
ger und Krankheit. Dies gilt besonders fiir die ,,Kin-
der des Krieges", die auf doppelte Weise in die
bewaffneten Konflikte einbezogen werden: als
Kimpfer und Kriegfilhrende einerseits sowie als
Zivilisten und Opfer andererseits®). Okonomisch
gesehen, stellt Krieg in der Dritten Welt eine gigan-
tische Fehl-Allokation und unproduktive Ver-
schwendung von Ressourcen dar, die oftmals ganze
Volkswirtschaften ruiniert und zerriittet haben?).
Bei ,industrialisierter* und ,.6kologischer* Krieg-
filhrung (wie vor allem der US-amerikanischen
Kriegfilhrung in Vietnam) bringt Krieg in der Drit-

) Hierzu Alexandre Hay, Respect for International Huma-
nitarian Law. ICRC Report on its Activities, in: Internatio-
nal Review of the Red Cross, (1987). 256.

7) Hierzu aus einer Studie der Arbeitsgemeinschaft Kriegs-
ursachenforschung an der Universitit Hamburg: , Friede auf
Erden?”, in: Mediatus, (1987) 1, S. 9; Gantzel/Meyer-Sta-
mer (Hrsg.), (Anm. 2). 5. 5 und S. 145 f und Frankfurter
Rundschau vom 13. Mai 1985.

8) Roger Rosenblatt, Die Kinder des Krieges — Gespriiche
mit Kindern aus Nordirland, Israel, Libanon, Kambodscha
und Vietnam, Hamburg 1985.

9) Hierzu Gavin Kennedy, War Economics, in: S. G. Neu-
man/R. E. Harkavy (Anm. 5), vol. I1, S. 91 ff.
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ten Welt auch schwerwiegende und langanhaltende
Umweltschiidigungen mit sich'?).

Die gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen mo-
dern gefiihrter Kriege in der Dritten Welt be-
schreibt eindrucksvoll der Palme-Bericht!!): _Seit
1945 herrscht in Europa und Nordamerika Frieden,
doch wurden praktisch alle Gebiete der Dritten
Welt von den verheerenden Auswirkungen konven-
tionell gefithrter Kriege betroffen . . . Fiir die Be-
wohner dieser vom Kriege heimgesuchten Gebiete
wird das Leben oft unertriiglich. IThre Dorfer wer-
den bombardiert und durch Regierungstruppen, die
nach Aufstindischen suchen. vollends verwiistet;
ihre Nahrungsmittel, ihr Besitz, ihre Verdienstmog-
lichkeiten. ja manchmal sogar ihre Kinder werden
ihnen von aufstiindischen Gruppen weggenommen,
und so bleibt den Bewohnern kaum eine andere
‘Wahl als zu flichen und die unbekannten Gefahren
fiir das eigene Leben in auslindischen Notlagern
gegen die bekannten Schrecken eines konventionel-
len Krieges im eigenen Land zu vertauschen . . .
Kriege an sich sind schon schrecklich genug. Doch
ihre unmittelbare Hinterlassenschaft, nachdem das
Toten aufgehort hat, ist zumindest ebenso entsetz-
lich: Ganze Volker sind entwurzelt, das traditio-
nelle Gemeinschaftsleben ist zerstort, und die Ge-
selischaft sieht sich auBerstande, mit den 6konomi-
schen und politischen Turbulenzen ringsum fertig
zu werden. Nur wenige vom Krieg heimgesuchte
Gesellschaften entgehen der GeiBel einer Hungers-
not. Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten sind
die Auswirkungen einer Hungerkatastrophe noch
lange spiirbar, nachdem die Menschen wieder ge-
nug zu essen haben . . . Was die sozialen Auswir-
kungen . . . betrifft, so sind sie ungleich verheeren-
der. Es dauert Jahrzehnte, bis der Puls des Lebens
wieder im normalen Rhythmus schligt.”

2. Eurozentrik: ,,Wenn hinten,
weit in der Tiirkei . . .*

Die Problematik der Gleichzeitigkeit von kriegeri-
scher Gewalt in der Dritten Welt und Gewaltabsti-
nenz in den Industriestaaten, die man auf die For-
mel , Kriege im Frieden" oder , Krieg den Hiitten —
Friede den Palisten* bringen konnte, ist in den
Industrielindern kaum hinreichend reflektiert wor-
den. Im AlltagsbewuBtsein wird der Krieg vielfach
verdringt. Erinnerungen an den letzten Weltkrieg
sind noch vorhanden. und neue Angste vor einem
moglichen Dritten Weltkrieg kommen auf. Doch
sorgt man sich offenbar mehr um einen kiinftigen
Krieg der Sterne* als um den gegenwirtigen
»Krieg auf Erden* (niimlich den in der Dritten
Welt). Allenfalls nimmt man mit kopfschiittelndem

10) Hierzu SIPRI, Warfare in a Fragile World. London 1980;
SIPRI., Ecological Consequences of the Second Indochina
War, London 1976.

1) Der Palme-Bericht. Common Security. Berlin 1982, S. 821.
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Erstaunen, Unverstindnis, einem gewissen Er-
schrecken und mit Besorgnis sowie mit einem
SchuB exotischer Neugier hin und wieder zur
Kenntnis. ,wenn hinten, weit in der Tiirkei. die
Volker aufeinanderschlagen®. Dennoch wird in Eu-
ropa. wie der Friedensforscher Egbert Jahn be-
merkte. ,leichtfertig von einer Sicherung oder Be-
wahrung des Friedens gesprochen, so als ob er
schon existiere fiir die Volker, die . . . hiufig durch
Krieg bedroht sind“!2). Dies gilt auch fiir groBe
Teile der westlichen Friedensbewegungen. denen
man den Vorwurf des Eurozentrismus kaum erspa-
ren kann. Denn sie sind vorwiegend auf den groBien
Krieg. auf die Kriegs- und Friedensproblematik in
Europa fixiert, von ,apokalyptischen Angsten“ ge-
plagt, doch sehen sie gleichzeitig nur allzu oft an der
alltiglichen ,profanen Gewalt“ in Gestalt von
Krieg in der Dritten Welt vorbei!?). Im Hinblick auf
die Dritte Welt stellt sich fiir die Friedensbewegun-
gen auch die Frage nach der Bewertung von Gewalt
und das Problem eines ,selektiven* oder ,,gespalte-
nen* Pazifismus!'¥): Kann man in Europa Radikal-
pazifist sein (Formel: , Nie wieder Krieg!“) und au-
Berhalb Europas moglicherweise fiir revolutionire
Gewalt eintreten und Befreiungsbewegungen un-
terstiitzen?

Die in den Industriegesellschaften weit verbreitete
Indifferenz gegeniiber den Kriegen in der Dritten
Welt laBt sich wohl, abgesehen von den bekannten
Abstumpfungs- und Gewdohnungseffekten sowie
Verdringungsmechanismen im Hinblick auf das
Leid und die Note anderer Menschen, letztlich auf
verschiedene Distanzen zum auBereuropidischen
Kriegsgeschehen zuriickfilhren: auf ridumlich-geo-
graphische Distanzen (,weit hinten, in der Tiir-
kei“). auf kulturelle Distanzen (unterschwelliger
Rassismus?) und auf politische Distanzen (schein-
bar nur geringe Betroffenheit der eigenen Interes-
sen; begrenzte Einsichtsfihigkeit in die internatio-
nalen Zusammenhidnge von Krieg und Frieden).
Doch womdglich sind auch noch tieferliegende
Griinde von Bedeutung. Vielleicht gibt es trotz der
grundsiitzlichen Infragestellung der instrumentellen
Funktion von Riistung und Krieg im Nuklearzeital-
ter doch weiterhin eine verdeckte. unterschwellige
Bereitschaft zur kollektiven Gewaltanwendung. die
sich vor allem auf die Dritte Welt bezieht. Hier
scheint das instrumentelle Verhiiltnis zur kriege-
rischen Gewalt noch ungebrochen zu sein. hier
kann Gewaltanwendung noch akzeptiert. toleriert

oder stillschweigend zur Kenntnis genommen wer-
den,

2) Frankfurter Rundschau vom 26. Mai 1981,

") Hierzu Lothar Brock, Apocalyptical Fears in Europe and
Profane Violence in the Third World. in: Bulletin of Peace
Proposals. 15 (1984) 1.

") Hierzu Chris Smith. Disarmament. Peace Movements
and the Third World. in: Third World Quarterly. 6 (1984) 4;
Eboe Hutchful. The Peace Movement and the Third World.
in: Alternatives. IX (1984) 4.
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Am ehesten im Zusammenhang mit Gefahren fiir
den ,Weltfrieden* lieBe sich eine breitere Offent-
lichkeit fiir das Kriegsgeschehen in der Dritten Welt
interessieren. Die in den letzten Jahren von Wissen-
schaftlern, Politikern und Friedensbewegten wie-
derholt vorgetragene Befiirchtung, ein Dritter
Weltkrieg konnte womoglich vermittels einer Kri-
seneskalation in der Dritten Welt ausgeltst werden
(sog. ,.Sarajewo-Effekt”), lieB allenthalben aufhor-
chen. Eine solche sicherheits- und friedenspoliti-
sche Bedrohungsvorstellung (die , Kriegsgefahr aus
dem Siiden") ist zwar, wie der Kriegsursachenfor-
scher Klaus Jiirgen Gantzel schreibt. ,,zweifellos ein
sehr eurozentrisches Motiv dafiir, die Aufmerksam-
keit auf die Dritte-Welt-Kriege zu richten, doch
trotzdem vielleicht ein wirkungsvolleres. wenn das
anspruchsvolle universalistische Moralpostulat
.Liebe nicht nur deinen Nichsten, sondern auch
den Fernsten' nicht ausreichen sollte*15).

3. Friedensforschung: Die Wiederentdeckung
der kriegerischen Gewalt 3

Angesichts der Hiufigkeit von Kriegen in der Drit-
ten Welt, ihrer verheerenden gesamtgesellschaftli-
chen Kosten und Folgen sowie der internationalen
Spannungen, die manche von ihnen mit sich brach-
ten. ist es erstaunlich und eigentlich unverstéiindlich,
daB diesen Kriegen in den vergangenen Jahrzehn-
ten nur relativ geringe Aufmerksamkeit von seiten
der Forschung geschenkt wurde. Weder hat die
politikwissenschaftliche Entwicklungs(linder)for-
schung (in den sechziger Jahren) noch die Friedens-
und Konfliktforschung (in den siebziger Jahren) auf
systematische und umfassende Weise das Studium
der auBereuropiischen Kriege betrieben. Nur we-
nige Forscher widmeten sich — wie der Ungar Ist-
vin Kende — kontinuierlich der vergleichenden
Untersuchung dieser Kriegel6), So blieben sowohl
der Zusammenhang von Entwicklung oder viel-
mehr Unterentwicklung und Krieg als auch das Pro-
blem der Ursachen und Dynamik von kriegerischen
Konflikten in der Dritten Welt weithin vernachliis-
sigt!?).

Unter dem Eindruck des ost-westlichen Entspan-
nungsprozesses in den siebziger Jahren, des in der
Debatte um die ,Neue Weltwirtschaftsordnung*
sich manifestierenden Nord-Siid-Gegensatzes und
unter dem EinfluB des (das Modernisierungs-Para-
digma ablosenden) Dependenz-Paradigmas sowie
des Galtungschen Begriffes der ,.Strukturellen Ge-

15) K. Gantzel/J. Meyer-Stamer (Anm. 2). S. 2.

16) Istvan Kende. Local Wars in Asia. Africa and Latin Ame-
rica 1945—1969. Budapest 1972; Ders.. Kriege nach 1945.
Eine empirische Untersuchung. in: Militirpolitik Dokumen-
tation. (1982) 27.

17y Zum folgenden siche Volker Matthies. Kriege in der
Dritten Welt. Zur Entwicklung und zum Stand der For-
schung. in: Franz Nuscheler (Hrsg.). Dritte-Welt-Forschung.
in: Politische Vierteljahresschrift. Sonderband Nr. 16. Opla-
den 1985.
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walt* (und des ,Positiven Friedens*) ging der
Hauptstrom der auf die Dritte Welt bezogenen
Friedensforschung an der Untersuchung von ,.di-
rekter Gewalt* (Krieg) und den Bedingungen des
wnegativen Friedens* vorbei. Der Schwerpunkt der
Forschung lag deutlich auf der polit-6konomischen
Analyse von strukturellen Gewaltverhiiltnissen in
den Nord-Siid-Beziehungen (Studien zu , Abhiin-
gigkeit* und ,Unterentwicklung*) und auf der Kon-
zipierung von alternativen Entwicklungsstrate-
gien* zur Uberwindung von Unterentwicklung, in
der man zugleich auch die Ursachen direkter. krie-
gerischer Gewalt verwurzelt glaubte.

Erst gegen Ende der siebziger/Anfang der achtziger
Jahre wandte sich die Friedensforschung nunmehr
auch den Phinomenen direkter Gewalt in der Drit-
ten Welt zu. Der Niedergang des Nord-Siid-Dialo-
ges und der Entspannungspolitik, die Verschiirfung
des Ost-West-Konflikts (,Neuer Kalter Krieg")
und die Kriege im Siidlichen Afrika, am Horn von
Afrika, in Siidostasien, im Libanon, zwischen Iran
und Irak, um die Falklands/Malwinen sowie in Mit-
telamerika trugen hierzu sicherlich bei. Auch der
Nachriistungsstreit und die aufkommende Frie-
densbewegung erhohten die Sensibilitit der For-
schung fiir Probleme direkter Gewalt. Zudem kam
die Befiirchtung auf. ein groBer. atomarer Krieg
konnte aus kleinen, konventionellen Kriegen in der
Dritten Welt entstehen (Sarajewo-Effekt). Die
Strategieforscher, die sich spitestens seit der Ener-
giekrise von 1973/74 intensiver mit der auBereuro-
péischen Welt befaBten, erkannten in den dortigen
Kriegen neuartige Probleme fiir die ,,Internationale
Sicherheit* und den ,Weltfrieden*. Es lieB sich
nicht linger bestreiten, daB den Kriegen in der Drit-
ten Welt ,eine Tendenz zur Globalisierung inne-
wohnt. .Wenn hinten, weit in der Tiirkei, die Vol-
ker aufeinanderschlagen’, kann das heute nieman-

dem mehr gleichgiiltig sein. Sehr rasch erhiilt jeder
Konflikt, auch wenn er sich an rein lokalen Umstiin-
den entziindet. internationale Bedeutung und Trag-
weite.“!8) Zugleich wuchs auch die Erkenntnis, dag

_direkte Gewalt nicht einfach ein abgeleitetes Phi.

nomen struktureller Gewalt darstellte, sondern ein
Problem sui generis mit eigener Dynamik war!?),

Aus theoretischer Perspektive allerdings schien
»eher die Ausnahme — der Friede in der nordlichen
Hemisphire — erklirungsbediirftig . . . als die Re-
gel — der Krieg in der Dritten Welt“?), Doch auch
in der Dritten Welt herrschte und herrscht nicht
iiberall und immer, flichendeckend und gleichzeitig
Krieg. Denn Linder wie beispielsweise Mexiko
oder die Elfenbeinkiiste haben im Vergleich zu
kriegsgeschiittelten Staaten in der gleichen Region
wie etwa El Salvador und Nicaragua oder der
Tschad weder innerstaatliche noch zwischenstaatli-
che Kriege gefiihrt. Diese Tatsache verweist auf die
Notwendigkeit einer typologischen Differenzierung
von Kriegs- und Friedensursachen, die neben struk-
turellen Gemeinsamkeiten von Drittweltlindern
(u. a. gleichartige koloniale Vergangenheit, Unter-
entwicklung, Weltmarktabhéngigkeit) zugleich
auch deren spezifische Unterschiede regionaler und
lokaler Art (u. a. im Sozialgefiige. im politischen
System und in der politischen Kultur) beriicksich-
tigt. Vergegenwiirtigt man sich die Simultaneitit
von Krieg in der Dritten Welt einerseits und Frie-
den in Europa andererseits sowie auch innerhalb
der Dritten Welt, so ist eine Theoriec mittlerer
Reichweite gefragt, welche ,.die Konzentration spe-
zifischer bewaffneter Konflikte auf bestimmte Lin-
der und Regionen empirisch abgesichert* kldren
miiBte, ,um daraus die Zukunft des Krieges und
seine Verhiitung ableiten zu kénnen. Eine derartige
Theorie existiert gegenwirtig nicht. und es ist zwei-
felhaft, ob es sie je geben wird."2!)

II. Zu den Ursachen der Kriege in der Dritten Welt

1. Probleme der Kriegsursachenforschung

Die zentrale Annahme der quantitativ-empiri-
schen, meist auf historische Kriege in der europiii-
schen Staatenwelt zuriickgreifenden, vergleichen-
den Kriegsursachenforschung ist. daB in jedem
Krieg trotz aller Besonderheiten immer auch verall-
gemeinerbare Ursachen zu finden sind. Ihr Ziel ist
daher die Entdeckung von GesetzmiBigkeiten und

%) Daniel Frei. Einfilhrung. in: Ders. (Hrsg.). Konflikte

unserer Zeit — Konflikte der Zukunft. Ziirich 1981. S. 9 .
19) Hierzu L. Brock, vgl. Anm. 13. S. 60 f.

) Gerald Braun, Kriege und Konflikte in der Dritten Welt.
in: Dieter Oberndorfer/Theodor Hanf (Hrsg.). Entwick-
lungspolitik, Stuttgart 1986. S. 57.

21) Ebda., S. S8.
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die Formulierung einer allgemeinen Kriegsursa-
chentheorie unabhiingig von Zeit und Raum. Folgt
man nun neueren Bestandsaufnahmen zu dieser
Forschung. so scheint die bisherige Erkenntnis iiber
die Ursachen von Kriegen weder besonders groB
noch gesichert zu sein??):

— Skepsis ist hinsichtlich der Verallgemeinerbar-
keit von Kriegsursachen angebracht. Denn hier
wird ,eine Stabilitit von Wirkungszusammenhén-
gen iiber Zeit. . . . eine Konstanz im kollektiven
Sozialverhalten . . . unterstellt. Die Veriinderun-
gen im internationalen System und in den Gesell-

2) Zum folgenden Martin Mendler/W. Schwegler-Rohmeis.
Kriegsursachenforschung als Empirische Sozialwissenschaft.
in: Politische Vierteljahresschrift. PVS-Literatur (1986) 1.
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schaften selbst lassen aber erhebliche Zweifel an
dieser unterstellten Invarianz aufkommen*“23).

— Der Begriff der ,Ursache* scheint anzudeuten,
daB es sich bei dem Ausbruch von Kriegen um
GesetzmiiBigkeiten handelt, die man als eindeutige,
lineare Ursache-Wirkung-Beziehung erkennen
kann. Moglicherweise jedoch stellt Kausalitiit hier
ein irrefithrendes Konzept dar; die Verursachung
von Kriegen konnte vielleicht eher als ein komple-
xes Netzwerk subtiler Wechselwirkungen begriffen
werden. ,Die Faktoren. die Kriege — und generell
soziale Phinomene — bestimmen. sind so vielfiltig,
daB man von Ursachen im strikten naturwissen-
schaftlichen Sinne kaum sprechen kann“24).

— Dieser vermutbaren Komplexitiit des Kriegsur-
sachenproblems ist die Forschung bislang jedoch
noch kaum gerecht geworden. Zwar gilt es mittler-
weile als selbstverstindlich, sich nicht mit mono-
kausalen Erklirungsansitzen zu begniigen. doch ist
damit allein das Problem der Wahl und Gewichtung
von Analyse-Ebenen (Mensch, Staat und Interna-
tionales System) und von EinfluBfaktoren (politi-
scher, sozialer, 6konomischer und kultureller Art)
noch nicht gel6st.

— Im Hinblick auf die Dritte Welt ist zu beachten,
daB viele Ansiitze. Konzepte und Begriffe der
Kriegsursachenforschung speziell zur Klarung von
Problemen der abendlindischen (industrialisierten)
Staatenwelt entwickelt wurden und demgemiB nur
einen auf diesen Teilbereich internationaler Bezie-
hungen und Gesellschaft abgestimmten histori-
schen Erfahrungshorizont widerspiegeln. Aus die-
sem Grunde ist vor einer unkritischen Ubertragung
dieser Forschung auf die Dritte Welt zu warnen und
fiir eine verstiirkte Expertise von Kolonialhistori-
kern. Ethnologen. Entwicklungssoziologen und
Kulturwissenschaftlern zu plidieren. die in der
Lage sind. das vorkoloniale und koloniale Erbe mit
in die Analyse von auBereuropiischen Konflikten
einzubeziehen.

— Das Problem der Verfiigbarkeit und VerlidBlich-
keit von Daten stellt sich in der Dritten Welt noch
weitaus schiirfer als in den Industriegesellschaften.
Fiir eine quantitativ ansetzende Forschung scheint
dies eine allzu briichige Grundlage zu sein, so daB
sich die Frage stellt, ob eine eher qualitativ verfah-
rende Forschung. die sich detaillierter. informa-
tionsreicher und differenzierender. komparativer
Fallstudien bedient. zur Untersuchung von Kriegs-
ursachen in der Dritten Welt nicht angemessener
und sinnvoller wiire.

— SchlieBlich miiBte vermutlich, da die Gesell-
schaften Asiens. Afrikas und Lateinamerikas so-
wohl in der Vergangenheit als auch gegenwiirtig

) Ebda. S. 16.

%) Friedensanalysen 21. Kriegsursachen. Frankfurt/Main
1987. 8. 10. 3
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stark auBenabhiingig waren und sind (Kolonialis-
mus, Imperialismus, Weltwirtschaft und Weltpoli-
tik. Interventionen von seiten der Industrieliinder).
internationalen EinfluBfaktoren im Kontext der
globalen Nord-Siid- und Ost-West-Konfliktforma-
tion besondere Beachtung geschenkt werden:
wPrinzipiell finden sich in der Dritten Welt keine
anderen und neuen Konfliktursachen, wenn man
diese mit den aus europdischer Entwicklungsge-
schichte bekannten vergleicht*. so bemerkte Dieter
Senghaas. ,.doch . . . ist die Entwicklung der Drit-
ten Welt . . . weit mehr mit internationaler Politik
vermittelt als dies in den vergangenen Jahrhunder-
ten in Europa der Fall war.*%)

2. Globale Ursachenfaktoren

In Ankniipfung an den letztgenannten Punkt wiire
zuallererst auf das Erbe des Kolonialismus zu ver-
weisen. Zum einen wurden hin und wieder vorko-
loniale Konflikte im Zuge der Auferlegung kolonia-
ler ,Friedensordnungen* gleichsam , konserviert”,
die jedoch spiter mit dem Ende der Kolonialherr-
schaft wieder aufbrachen (z. B. Beendigung der
feindseligen Kontakte zwischen Nord- und Siidsu-
danesen durch England, Stop der vietnamesischen
Siidexpansion durch Frankreich). Zum anderen
filhrte die Kolonialpolitik oftmals zu ungleichge-
wichtigen 6konomischen Modernisierungs- und so-
zialen Wandlungsprozessen. in deren Gefolge ei-
nige Landesteile und Bevilkerungsgruppen begiin-
stigt und privilegiert. andere dagegen vernachlis-
sigt und diskriminiert wurden. Damit trug der Kolo-
nialismus vielfach zur Schaffung von strukturellen
Ausgangslagen bei, die nachkolonial den Ausbruch
von gesamtgesellschaftlichen Verteilungskonflikten
um politische Macht und Skonomische Ressourcen
nachgerade begiinstigten (so z. B. im Sudan und im
Tschad entlang der Nord-Siid-Achse). SchlieBlich
wire dem Kolonialismus auch noch die Ubertra-
gung des national- und zentralstaatlichen Modells
politischer Herrschaft auf die Gesellschaften der
Dritten Welt anzulasten. das dort, wie vor allem
Ekkehart Krippendorf behauptet?), zu vielfiltigen
Grenz- und Territorialkonflikten sowie Separa-
tions- und Sezessionskriegen gefiihrt habe.

Uber das koloniale Erbe hinaus wiren noch wei-
tere, gegenwirtig fiir die Dritte Welt konflikttrich-
tige, internationale Faktoren anzufiihren. Dies gilt
etwa fiir den weltwirtschaftlich bedingten Anteil
der Armut. Abhéngigkeit und Unterentwicklung in
seinen Auswirkungen auf die politische Situation in
Entwicklungsgesellschaften. So hat z. B. der Preis-
verfall fiir Zucker auf dem Weltmarkt etwas mit
dem Anwachsen der kommunistischen Guerilla auf
der verarmenden philippinischen Zuckerinsel Ne-

25) D. Senghaas (Anm. 4). S. 277.
26) Ekkehart Krippendorff, Staat und Krieg. Die historische
Logik politischer Unvernunft, Frankfurt/Main 1985, S. 139ff.
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gros zu tun; auch lassen sich Zusammenhinge zwi-
schen der weltwirtschaftlichen Rezession in den
siebziger Jahren und dem Ausbruch von Biirger-
kriegen in Mittelamerika herstellen. Doch bleibt
der Erklidrungsfaktor ,,Weltwirtschaft* letztlich zu
wenig spezifisch und in seiner Wirkung zu unbe-
stimmt, um mit ihm das konkrete Vorkommen von
Kriegen zu begriinden. Nicht allgemeine weltwirt-
schaftliche Abhiingigkeits- und Ausbeutungsme-
chanismen scheinen in der Dritten Welt Kriege her-
vorgerufen zu haben, sondern jeweils ganz spezifi-
sche, meist lokal und regional bestimmte Biindel
von Wirkfaktoren. Denn wiirde allein das AusmaB
an auBeninduzierter wirtschaftlicher und sozialer
Benachteiligung ,iiber die politische Stabilitit oder
die Geneigtheit der Bevilkerung zur Revolte ent-
scheiden, miiBte die ganze Dritte Welt in Flammen
stehen*?7).

Auch globale Faktoren wie die ,Weltmilitdrord-
nung"“?%) und der ,,Ost-West-Konflikt* scheinen fiir
sich genommen keine wirklich tragfahigen Erkli-
rungen fiir die Kriege in Asien, Afrika und Latein-
amerika abzugeben. Weder kénnen diese Kriege
einfach als AusfluB auBenbestimmter Militarisie-
rungsprozesse noch als reine , Stellvertreterkriege
im Interesse der Industriclinder aus Ost und West
(miB-)verstanden werden. Wie die Faktoren ,,Kolo-
nialismus” und ,Weltwirtschaft* haben auch die
letztgenannten EinfluBfaktoren fiir die Erkldrung
kriegerischer Konflikte in der Dritten Welt durch-
aus eine gewisse analytische Kraft und Plausibilitit,
doch bleiben sie meist zu pauschal, simplifiziert und
zu wenig konkret und spezifisch in-ihren Wirkungs-
zusammenhingen. Oftmals werden die kriegeri-
schen Konflikte in Asien, Afrika und Lateiname-
rika mit dem Austrag des Ost-West-Konflikts in
Verbindung gebracht; sie seien , Ersatz- oder Ven-
tilkriege* bzw. ,Stellvertreterkriege* fiir den in-
folge der Atomwaffen nicht mehr unmittelbar aus-
fechtbaren Konflikt zwischen den verfeindeten
Machtblécken oder wiirden zumindest durch diesen
globalen Konflikt beeinfluBt. verschirft. verldngert
und instrumentalisiert, kurzum, sie seien gleichsam
die ,Siiddimension* des Ost-West-Konflikts?%).
Diese weitverbreitete und populire Sicht der Dinge
ist gleichwohl etwas fragwiirdig. Denn angesichts
des fortschreitenden Prozesses relativer Macht-Dif-
fusion im internationalen System, der Ausbreitung
von Nationalismus, Riistung und eigenstindiger Si-
cherheitspolitik in den Regionen der Dritten Welt
scheinen selbst die Supermiichte einen gewissen
Verlust an Gestaltungs-, Kontroll- und Steuerungs-

27) Joachim Betz, Militirische versus entwicklungspolitische
Stabilisierung der Dritten Welt, in: Rudolf Hamann (Hrsg.).
Die ,Siiddimension* des Ost-West-Konflikts. Baden-Baden
1986, S. 220.

) Georg Krimer, Weltmilitirordnung und Dritte Welt,
Bielefeld 1983,

%) Hierzu Rudolf Hamann (Hrsg.), Die ,Siddimension®
des Ost-West-Konflikts, Baden-Baden 1986.
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fihigkeit hinnehmen zu miissen. Vor diesem Hin-
tergrund scheint es fragwiirdig. die Kriege in der
Dritten Welt pauschal als auBengesteuerte, extern
bestimmte ,Stellvertreterkriege* zu bezeichnen.
Das populire Bild vom , Stellvertreterkrieg™ unter-
stellt einen Gleichklang der Interessen von ,Stell-
vertreter” und Interventionsmacht, eine massive
materielle Abhéingigkeit des ersteren von letzterer
sowie eine ausreichende Fihigkeit der fremden
Macht zur Kontrolle und Steuerung des ,,Stellver-
treters“¥), Doch ist die reale Welt kein ,,Marionet-
ten-Theater*, in dem willfihrige ,Marionetten-Re-
gime* und ,Satelliten-Staaten* als Kriegsparteien
fiir fremde Michte kiimpfen. So diirfte es vermut-
lich schwerfallen, in der Vielfalt kriegerischer Kon-
flikte in der Dritten Welt echte und eindeutige
wotellvertreterkriege® auszumachen. Wenn also
von der ,Siiddimension™ des Ost-West-Konflikts
die Rede ist, so sollte man dabei wohl eher die
komplexen Verflechtungen mancher lokaler/regio-
naler Kriege mit diesem Konflikt sowie die Interes-
senlagen, Wahrnehmungsraster und Verhaltensmu-
ster der Supermiichte im Blickfeld haben als eine
oftmals pauschal unterstellte Einordnung solcher
Kriege in die west-ostliche Blocklogik.

Wird die Bedeutung globaler Faktoren zu absolut
gesetzt, geraten leicht die lokale und regionale Ei-
gendynamik von Konflikten und deren kompli-
zierte Wechselwirkungen mit externen Einfliissen
aus dem Blickfeld. Fiir den akuten Ausbruch von
Kriegen bedarf es offensichtlich noch zusitzlich
ganz konkreter und spezifischer innergesellschaftli-
cher und regionalpolitischer Anlisse und Bedin-
gungen, die jeweils in ihrer historischen Besonder-
heit untersucht werden miissen. Solche typischen
lokalen und regionalen Ursachen inner- und zwi-
schenstaatlicher Kriege in der Dritten Welt sollen
im folgenden kurz erdrtert werden.

3. Regionale/Lokale Ursachenfaktoren

Allgemein ldBt die auffillige Hiiufung von Biirger-
kriegen in der Dritten Welt vermuten. ,daB die
gewaltsamen Konflikte in den Strukturdefekten der
Entwicklungsgesellschaften begriindet sind. Offen-
bar besteht ein enger Zusammenhang zwischen un-
geldsten wirtschaftlichen oder ethnisch-kulturellen
Modernisierungskonflikten, mangelnder politi-
scher Konsolidierung und der Anwendung militiri-
scher Gewalt“3!). Wesentlicher Ausgangspunkt der
Ursachen-Analyse von sozial-revolutioniiren Biir-
gerkriegen (etwa in Mittelamerika) ist die extrem
ungleiche Verteilung von Einkommen, Vermogen
und Lebenschancen in einer Gesellschaft. die in den

30) Hierzu Bertil Durier, Military Intervention in Civil Wars:
the 1970s, Aldershot 1985, S. 105 ff.
#1) G. Braun (Anm. 20), S. 60.



politisch-sozialen Strukturen dieser Gesellschaft
begriindet ist und damit strukturelle Ungleichheit
bzw. strukturelle Gewalt darstellt. Durch Andro-
hung bzw. Anwendung von staatlicher Repression
wird dieser gesellschaftliche Status quo aufrechter-
halten. Doch kann nun unter bestimmten Bedin-
gungen die strukturelle, staatlich institutionalisierte
und ,,von oben* abgesicherte Gewalt eine ,,von un-
ten* her sich formierende und organisierende per-
sonale. direkte ,Gegengewalt" in Form von revolu-
tioniéiren Massen- und Guerillabewegungen produ-
zieren und provozieren. Im Zuge von wirtschaftli-
chen und sozialen Modernisierungsprozessen, vor
allem bei wachsender Verstidterung, vermehrter
Bildung und verdichteter Kommunikation. kommt
es in der Regel bei den Mittelschichten, aber auch
bei Teilen der Unterschichten. zu erhéhten Ein-
kommenserwartungen, politischen Partizipations-
und sozialen Statusanspriichen. Kénnen die Erwar-
tungen und Anspriiche dieser gesellschaftlichen
Gruppen infolge knapper Mittel. der Verweigerung
oder Unfihigkeit der Herrschenden nicht eingelost
werden. so fithlen sich die unzufriedenen Gruppen
gegeniiber den Bessergestellten in der Gesellschaft
relativ benachteiligt und organisieren den bewaff-
neten Aufstand gegen das ungerechte und unter-
driickerische Regime. Sind die Machthaber nicht
bereit oder unfiihig. ,die politische und 6konomi-
sche Partizipation und Mitwirkung* der Unzufrie-
denen ,zu institutionalisieren. miissen deren Versu-
che der Interessenartikulation notwendigerweise
einen illegalen und gewaltsamen Charakter anneh-
men"32),

Die Analyse der Ursachen von Separations- und
Sezessionskriegen in der Dritten Welt verweist vor
allem auf die besondere Struktur von Vielvolker-
staaten *%). Namentlich in Asien und Afrika ist der
vorherrschende Staatstyp eine kiinstliche. vom Ko-
lonialismus produzierte , Staatsnation*, jedoch kein
historisch gewachsener ,,Nationalstaat* wie in Eu-
ropa. Die Gesellschaften dieser Staaten sind im
Regelfall durch ethnische Vielfalt und Unterschied-
lichkeit sowie durch kulturellen Pluralismus ge-
kennzeichnet und bestreiten oft — zumindest in
wichtigen Teilen der Bevolkerung — die Legitimi-
tit des Staates und seiner Herrschaftsgruppen.
Diese Gruppen wiederum. die eine ,Nationenbil-
dung* betreiben wollen. konnen sich dabei meist
nur eines territorialen Nationalismus® auf der
Grundlage kolonialer Grenzen und Verwaltungs-
einheiten bedienen. Zwar verstirkte vielfach der
gemeinsame antikoloniale Kampf die nationale

*#) Rolf Hanisch. Einfithrung: Soziale Bewegungen und Ent-
wicklungspolitik in: Ders. (Hrsg.). Soziale Bewegungen in
Entwicklungslindern. Baden-Baden 1983. S, 7.

) Zum folgenden Khushi M. Khan/Volker Matthies. Krie-
gerische Konflikte in der Dritten Welt: Problemhorizont und
Forschungsansiitze. in: Dies. (Hrsg.). Regionalkonflikte in
der Dritten Welt. Minchen-Koln-London 1981. S, 45 ff.
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Identifikation. doch erwies sich dieser Konsens in
der nachkolonialen Ara meist als zu wenig tragfi-
hig. Bei dem nunmehr einsetzenden Konkurrenz-
kampf um die Besetzung des Staatsapparates und
der damit verbundenen EinfluB- und Statuspositio-
nen sowie um die Verteilung von knappen Ressour-
cen brachen vielfiltige ethnisch. religis und kultu-
rell geprigte Konflikte auf. Separatistisch-sezessio-
nistische Bestrebungen bedrohten dabei nicht nur
die territoriale Integritiit des Staates, sondern dar-
iiber hinaus auch die Legitimitiit der Regime und
die Autoritiit des staatlichen Machtapparats. Dieser
grundlegende Widerspruch zwischen Staat und Na-
tion bzw. die Nichtlosung fundamentaler Probleme
nationaler Identitit und Selbstbestimmung haben
in Teilen Asiens und Afrikas zu einigen der hart-
niickigsten und gewaltintensivsten Biirgerkriege
der letzten Jahrzehnte gefiihrt (u. a. Sezessions-
krieg Ost-Pakistans, des heutigen Bangladesh. Li-
banon. Biafra/Nigeria. Sudan, Tschad. Athiopien/
Eritrea).

Zwischenstaatlichen Kriegen in der Dritten Welt
liegt zumeist ein Zusammenwirken von innergesell-
schaftlichen und regionalpolitischen Bedingungen
zugrunde. Hier wiiren zuniichst das Machterhal-
tungs- und Machtausbau-Interesse von Herrschafts-
gruppen gegeniiber auswirtigen Herausforderun-
gen zu nennen (wie wohl das des irakischen Baath-
Regimes gegeniiber der Bedrohung durch die fun-
damental-islamische Revolution im Iran)), ferner
die Ableitung innerer Spannungen gegen einen Au-
Benfeind. um internen Problemdruck zu verringern
(wie es wohl die argentinische Militir-Junta im
Falkland-Malwinen-Krieg gegen GroBbritannien
handhabte)*) und schlieBlich die politischen und/
oder dkonomischen Gewinn-Interessen von ein-
fluBreichen Bevolkerungsgruppen (wie etwa derar-
tige Interessen somalischer Clan-Gruppen im
Grenzkonflikt zwischen Somalia und Athiopien)3).
Dariiber hinaus miissen aber auch kulturell-psycho-
logische Faktoren wie iiberkommene Feindbilder
und militante Nationalismen angefiihrt werden so-
wie schlieBlich politische Krisenentscheidungspro-
zesse, die oftmals mit kriegsauslosenden Fehlwahr-
nehmungen und Fehleinschitzungen der potentiel-
len Gegner und der regionalen und globalen Um-
welt verbunden sind (wie beispielsweise im Golf-
krieg auf irakischer Seite. im Falkland/Malwinen-
Krieg vor allem auf argentinischer. aber auch auf
britischer Seite. und im Ogadenkrieg auf somali-
scher Seite).

) Hierzu Anja Malanowski/M. Stern (Hrsg.). Iran-Irak.
.Bis die Gottlosen vernichtet sind“. Reinbek bei Hamburg
1987.

35) Hierzu Jorg Meister. Der Krieg um die Falkland-Inseln
1982. Osnabriick 1984.

%) Hierzu Volker Matthies. Der Ogaden-Krieg zwischen
Somalia und Athiopien von 1977/78: Ursachen-Verlauf-Fol-
gen. in: Afrika Spectrum. (1987) 3.
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Des weiteren muB auf die im Vergleich zu Europa
noch mangeinde territoriale Konsolidierung und
machtpolitische Ausdifferenzierung des peripheren
Staatensystems verwiesen werden. Seit dem Zwei-
‘ten Weltkrieg ging es im europdischen Staatensy-
stem mehr um die Sicherung territorialer Besitz-
stinde als um territorialen Zugewinn, weniger um
eine Verinderung der Grenzen als um deren exakte
Delimitierung und Demarkierung. Die klassischen
Nationalismus- und Minderheitenprobleme verlo-
ren an relativer Bedeutung, und die Blockbildung
entlang der Ost-West-Achse formalisierte und sta-
bilisierte die politischen EinfluBzonen der Super-
michte. Im Bereich der Dritten Welt war und ist
jedoch eine solche staatlich-territoriale Konsolidie-
rung noch nicht zu beobachten. Unklare koloniale
Grenzziehungen, vielfiltige Nationalismus- und
Minderheitenprobleme sowie vorkolonial begriin-
dete, wieder aufbrechende Gebietsanspriiche fiihr-
ten dort bereits zu etlichen Grenzstreitigkeiten und
zwischenstaatlichen Auseinandersetzungen. Dies
geschieht insbesondere da, wo in entlegenen und
bisher kaum erschlossenen Grenzregionen wert-
volle Rohstoffe entdeckt wurden, so daB sich oft-
mals Grenz- und Territorialkonflikte mit Ressour-
cenkonflikten verbinden.

Hinzu kommt die sich bereits vollzichende und in
der Zukunft weiter anhaltende 6konomische und
machtpolitische Differenzierung und Hierarchisie-
rung des peripheren Staatensystems. Die zuneh-
mende Herauskristallisierung von konfligierenden
~Nationalinteressen* sowie die verstirkte Ausbil-
dung von konkurrierenden regionalen Mittel- oder
Vormiichten, die aufgrund ihrer demographi-
schen, 6konomischen und militirischen Potentiale
innerhalb der Dritten Welt eine Sonderstellung
beanspruchen und einnehmen werden, machen
ebenfalls neue und vermehrte Grenz- und Territo-
rial- sowie Hegemonie- und Ressourcenkonflikte
wahrscheinlich37). Wie Wolf Grabendorff treffend
bemerkt hat, werden solche Konflikte ,zumeist
durch ein komplexes Zusammenwirken von
Grenzstreitigkeiten, historischen Feindbildern,
wirtschaftlichen Konkurrenzsituationen, System-
gegensiitzen, riistungstechnischen Ungleichge-
wichtigkeiten und GroBmachteinfliissen viru-
lent“3). Als typische Beispiele fiir solche Kon-
flikte seien genannt die Kriege zwischen Iran und
Irak (Golfkrieg), zwischen Indien und Pakistan,
zwischen Somalia und Athiopien (Ogadenkrieg)
sowie zwischen Israel und den arabischen Staa-
ten.

ITI. Zur Kriegsverhiitung und Friedenssicherung in der Dritten Welt

Doch auch fiir die Dritte Welt lieBe sich diec Frage
aufwerfen, ob Krieg als rationales und wirksames
Mittel von Politik iiberhaupt noch ,lohnt“. Vor al-
lem zwei Argumente scheinen eindeutig fiir eine
negative Beantwortung dieser Frage zu sprechen:
zum einen das ethisch-moralische Argument. das
auf die inhumanen Kosten von Krieg verweist und
zum anderen das politische Argument, das die
Frage stellt. ,,ob Krieg wirklich noch eine rationale
Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln . . .
sein kann, selbst unterhalb der Schwelle zum ato-
maren Krieg, und ob gewaltlose Verteidigungs-.
Widerstands-, Aufstands- und Befreiungsstrategien
nicht nur menschlicher sind. sondern auch effizien-
ter wiiren“ ¥). Skeptisch duBern sich auch Kidron/
Smith: ,,Die Ergebnisse eines Krieges sind oft zwei-
felhaft, in der Regel produziert er keinen Gewinn,

37) Raimo Viyrynen. Economic and Military Position of the
Regional Power Centers. in: Journal of Peace Research. 16
(1979) 4; ders., Regional Conflict Formations: An Intrac-
table Problem of International Relations. in: Journal of
Peace Research. 21 (1984) 4; Dieter Senghaas. Regionalkon-
flikte in der Internationalen Politik. Versuch einer Trend-
analyse, SWP-AP 2517, Stiftung Wissenschaft und Politik.
Ebenhausen, April 1987.

%) Wolf Grabendorff, Zwischenstaatliches Konfliktverhal-
ten und regionales Konfliktpotential in Lateinamerika, SWP-
AZ 2269, Stiftung Wissenschaft und Politik, Ebenhausen
1980, §. 5.

¥) K. GantzellJ. Meyer-Stamer (Anm. 2), S. 140.
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sondern nur Verluste. Und wenn ein Krieg einen
erkennbaren Gewinn fiir eine Seite produziert hat,
so um einen Preis. daB dieser hdufig nur durch wei-
tere Kriege verteidigt werden muB“%), Dem empi-
rischen Befund fiir die Jahre von 1945 bis Ende 1984
zufolge wurden von 129 abgeschlossenen Kriegen
nur 39 Konflikte mittels Verhandlungen beendet,
90 Konflikte jedoch mit militirischen Mitteln aus-
gekdmpft!!). Die friedliche Beilegung von kriegeri-
schen Konflikten scheint eher die Ausnahme. der
gewaltsam-kriegerische Konfliktaustrag dagegen
eher die Regel zu sein. Diesem unerfreulichen Be-
fund entspricht in gewisser Weise auch der Stand
der Friedensforschung. die zwar intensive ,Kriegs-
ursachenforschung™ betreibt, weniger jedoch auch
eine ,Friedensursachenforschung®. Weithin hat sie
es versidumt, konkret-empirische Untersuchungen
tiber erfolgreiche bzw. gescheiterte Friedensbemil-
hungen in Vergangenheit und Gegenwart anzustel-
len oder aber den Hintergriinden von ,Beinahe-
und Nicht-Kriegen* nachzuforschen?).

40) Michael Kidron/Jan Smith, Die Aufriistung der Welt. Ein
politischer Atlas, Reinbek bei Hamburg 1983, Teil L.

41) K. Gantzel/J. Meyer-Stamer (Anm. 2). S. 137.

4?) Hierzu Peter Wallensteen. Incompatibility. Militariza-
tion, and Conflict Resolution, in: ders,/Johan Galtung/Car-
los Portales (eds.). Global Militarization. Boulder.
Col. 1984,
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1. Negativer Frieden: Ansiitze und Probleme
friedlicher Konfliktregelung

Das Bemiihen um Kriegsverhiitung und friedliche
Konfliktregelung obliegt vor allem den unmittelba-
ren Konfliktparteien selbst. Ob dieses Bemiihen
erfolgreich ist oder scheitert. scheint in der Regel
von einer Vielzahl von EinfluBfaktoren abhingig zu
sein®3): von der Art des kriegerischen Konflikts,
seinen Ursachen, seiner Komplexitiit und seinem
Verlauf, von der Binnenstruktur der Konfliktpar-
teien, namentlich ihrer vorherrschenden bzw. wi-
derstreitenden Interessenlagen und Zielorientie-
rungen, etwa zwischen kriegstreibenden Parteien
(,Falken*) und kriegsverhiitenden- bzw. -dimpfen-
den Parteien (,,Tauben*), ferner von Allianz- und
Biindnisbeziehungen sowie von der Rolle des regio-
nalen und internationalen Umfeldes. namentlich
der interessierter dritter Parteien. Gelingt es den
unmittelbaren Konfliktparteien jedoch. unter giin-
stigen Rahmenbedingungen einen ProzeB friedli-
cher Konfliktregelung in Gang zu setzen. so lassen
sich die wesentlichen Elemente und Sequenzen die-
ses Prozesses idealtypisch standardisieren und be-
schreiben*). Zunichst werden gewisse ,,Prilimina-
rien” eingeleitet und offene oder geheime ,Frie-
densfiihler* ausgestreckt, om Verhandlungsbereit-
schaft und Verhandlungsspielriume auszuloten so-
wie Modalititen und Prozeduren von Verhandlun-
gen vorzukliren (u. a. Ort, Zeit und Agenda offe-
ner oder geheimer Gespriache, Zahl und Art der
Teilnehmer, einschlieBlich der Hinzuziehung einer
dritten Partei als Vermittler).

Den Priliminarien folgt sodann eine Regelung der
akuten militérischen Probleme des Konfliktes, die
zumeist eine Feuereinstellung. einen Waffenstill-
stand. die Schaffung von entmilitarisierten Zonen
sowie Kontroll- und UberwachungsmaBnahmen
beinhaltet (im Falle von Biirgerkriegen speziell den
Riickzug der Kriegsparteien auf bestimmte Ge-
biete. die Demobilisierung von Rebellentruppen
und deren Integration in die reguldren Streitkriifte,
ferner Garantien bzw. Amnestien fiir ehemalige
Guerillakéimpfer sowie Schutzvorkehrungen fiir
Personen und Sachen in den fritheren Kampfzo-
nen).

Dieser Regelung der militirischen Probleme
schlieBt sich die Kldrung der politischen Fragen an:
Bei zwischenstaatlichen Konflikten geht es hierbei
um die Regelung territorialer Fragen (z. B. Grenz-

#) Hierzu und zum folgenden Evan Luard (ed.), The Inter-
national Regulation of Frontier Disputes. London 1970;
ders. (ed.), The International Regulation of Civil Wars, Lon-
don 1972; R. F. Randle, The Origins of Peace. A Study of
Peacemaking and the structure of Peace Settlements, New
Yt_)l'k-London 1973; William O. Staudenmaier, Conflict Ter-
mination in the Third World: Theory and Practice, in: S. G.
Neuman/R. E. Harkavy (Anm. 5).

) Zum folgenden vor allem R. F. Randle (Anm. 43).

11

ziechung, Delimitierung und Demarkierung von
Grenzen, Festlegung der Zugehorigkeit bestimmter
Gebietsteile zu bestimmten Staaten; etwa die
Kaschmirfrage zwischen Indien und Pakistan, die
Ogadenfrage zwischen Somalia und Athiopien, die-
Paliistinafrage zwischen Israel und den arabischen
Staaten), um die Gewiihrung von Sicherheitsgaran-
tien (z. B. demilitarisierte Zonen entlang der Gren-
zen, Nichtangriffspakte), um die Kliirung personen-
bezogener Fragen (z. B. Riickfiihrung von Fliicht-
lingen, etwa aus Pakistan und Iran nach Afghani-
stan, aus Somalia nach Athiopien; ferner Gefange-
nenaustausch. Wiederbelebung des Grenzver-
kehrs), um die Normalisierung der Beziehungen
(z. B. diplomatischer Verkehr, wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit), um die Kontrolle und Uberwa-
chung der getroffenen Vereinbarungen (z. B. durch
gemischte nationale oder internationale Beobach-
ter und Kommissionen) sowie gegebenenfalls um
die Auferlegung von Sanktionen und Strafen (z. B.
Reparationszahlungen, wie sie etwa der Iran vom
Irak fordert sowie die iranische Forderung, den ira-
kischen Staatschef Hussein als Kriegsverbrecher
abzuurteilen).

Bei Biirgerkriegen miissen andere Elemente der
politischen Konfliktregelung und Problemlosung
beriicksichtigt werden. Im Falle von Kriegen, in
denen es um das Machtmonopol und das Uberleben
einer Regierung sowie um die weitere Existenz ei-
nes bestimmten gesellschaftlichen und/oder wirt-
schaftlichen Systems geht, fillt eine Regelung poli-
tischer Fragen auBerordentlich schwer. Zur De-
batte stehen hier im wesentlichen die Machtbeteili-
gung der aufstindischen Kriegspartei und die
Durchfithrung subtantieller Reformen, oftmals ei-
ner Landreform. Das Beispiel des Biirgerkrieges in
El Salvador soll dieses Problem verdeutlichen. Hier
wurde der (bislang vergebliche) Versuch unternom-
men. den Krieg zu ,verhandeln*%). Nach zwei er-
gebnislosen Gespriichsrunden unter Vermittlung
der katholischen Kirche im Herbst 1984 gingen ab
Juni 1986 die Streitparteien wieder aufeinander zu.
Die Regierung Duarte forderte von der Guerilla
jedoch zuniichst die Niederlegung der Waffen und
dann eine Beteiligung an Wahlen, was die Guerilla
jedoch, so Gutierrez, Mitglied der Verhandlungs-
kommission der FMLN, als Forderung nach bedin-
gungsloser Kapitulation empfand: , Duartes Vor-
schlag bedeutet. daB wir die Waffen strecken und
uns dann in das eingliedern, was er einen demokra-
tischen ProzeB nennt. Das ist weder serids noch
realistisch . . . Wenn wir die Waffen niederlegen,
horen wir automatisch auf, an der Politik teilzuneh-

45) Enrique A. Baloyra. Verhandelter Krieg in El Salvador,
in: Lateinamerika. Analysen-Daten-Dokumentation, Nr. 6/
7. August 1986; siche auch Lateinamerika. Analysen — Da-
ten — Dokumentation, Nr. 3/November 1987 (Friedenssu-
che in Zentralamerika. Von der Contadora-Initiative iiber
den Anas-Plan zum Abkommen von Guatamala).
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men.“%) Demgegeniiber forderte die Guerilla ei-
nen Waffenstillstand, die Beteiligung an einer
Ubergangsregierung und die Eingliederung ihrer
Kimpfer in die reguliiren Streitkrifte. Letztendlich
scheiterten die Gespriche im Herbst 1986 jedoch
wohl an inhaltlichen Fragen der Reformpolitik:
+Wir wollen Frieden und keine Befriedung. In El
Salvador ist der Kampf fiir Frieden unldsbar mit
dem Kampf fiir Freiheit. Unabhingigkeit. Selbstbe-
stimmung und sozialer Gerechtigkeit verbunden.
Eine Beendigung des Krieges ohne das Erreichen
dieser Ziele kime einer Befriedung gleich. und
eben das schliigt Duarte uns vor.“47)

Doch auch Separations- und Sezessionskonflikte
lassen sich meist nur sehr schwer politisch verhan-
deln. Zwar stellt sich in solchen Konflikten die
Uberlebensfrage des Regimes nicht so unmittelbar,
doch haben auch sie gewichtige Auswirkungen auf
die Machtbasis und Legitimationsgrundlage einer
Regierung, ferner auf die territoriale Integritiit ei-
nes Staates sowie moglicherweise auch auf dessen
okonomische Reproduktionsfihigkeit. Dariiber
hinaus sind solche Konflikte in der Regel hochgra-
dig emotionalisiert, weil in ihnen meist Fragen eth-
nischer und nationaler Identitéit und Loyalitiit mit
im Spiele sind, die den jeweiligen Konfliktparteien
kaum als kompromiBfihig gelten. Letztlich stehen
hierbei Idee und Konzept des autoritir-zentralisti-
schen, entwicklungsdiktatorischen und unitarischen
Nationalstaates europiischer Pragung in der Drit-
ten Welt auf dem politischen Priifstand. Wie kénn-
ten, miiBten und sollten sozio-6konomisch und eth-
nisch-kulturell gleichermaBen zerkliiftete Gesell-
schaften der Dritten Welt (namentlich die groBfli-
chigen) politisch organisiert sein. wie sich die Bezie-
hungen zwischen Zentrum und Peripherie gestal-
ten, wie die 6konomischen Verteilungs- und politi-
schen Partizipationsmuster beschaffen sein, um Se-
parations- und Sezessionskonflikte entweder zu
verhiiten oder aber friedlich beizulegen?

Stichwortartig lieBen sich hier Ansiitze und Kon-
zepte der Autonomie, der administrativ-staatlichen
Dezentralisierung, des Foderalismus und des Min-
derheitenschutzes anfiihren. Als Musterbeispiel fiir
einen halbwegs und zumindest zeitweilig gelunge-
nen Versuch der friedlichen Beilegung eines Sepa-
rations- und Sezessionskonfliktes kann das Autono-
mie-Statut von 1972 im Sudan gelten®®). Hier gelang
es, einen langjihrigen Biirgerkrieg zu beenden und
fiir etwa zehn Jahre einen relativen (negativen)

4) Gesprich Michael Stiihrenbergs mit Dagoberto Gutier-
rez, ,.Die Amerikaner miissen abzichen™, in: Die Zeit vom
12. April 1985, S. 11.

47) Michael Stithrenberg, ,Der lange Weg nach La Palma®,
in: Die Zeit vom 7. Dezember 1984, S. 22.

48) Zum folgenden Haim Shaked. Anatomy of an Auto-
nomy: The Case of Southern Sudan. in: Yoram Dinstein
(ed.). Models of Autonomy. New Brunswick-London 1981;
H. Assefa, Mediation of Civil Wars. Conflict Resolution in
the Sudan, Boulder. Col. 1986.
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Frieden herzustellen und aufrechtzuerhalten. An-
dererseits war diese Friedensregelung offensichtlich
nicht stabil genug, um den Ausbruch eines neuerli-
chen Biirgerkrieges seit etwa 1983 zu verhindern.
Unter giinstigen innen- und regionalpolitischen Be-
dingungen (gleichlaufendes Interesse sowohl des
Numeiri-Regimes als auch der Rebellen unter Jo-
seph Lagu an einer Beendigung des Konflikts; Ver-
mittlung durch Athiopien in Gestalt des Kaisers
Haile Selassie) kam es im Friihjahr 1972 zwischen
den Streitparteien zum Abschluf des Abkommens
von Addis Abeba. Dieses Abkommen sah u. a. re-
gionale Selbstregierung und -verwaltung des Sii-
dens in politischen und sonstigen Bereichen vor, die
nicht nationaler bzw. gesamtstaatlicher Natur wa-
ren (wie z. B. AuBenpolitik, nationale Verteidi-
gung und Entwicklungsplanung). Der Siiden erhielt
seine eigene Regierung (High Executive Council)
und sein eigenes Parlament (People’s Regional As-
sembly). Den ehemaligen Rebellen wurde volle
Amnestie gewiihrt, sechstausend ihrer Guerillas
wurden in die nationale Armee des Landes inte-
griert; der Siiden behielt eigene Streitkrifte, die
allerdings zur Hilfte auBerhalb der Region rekru-
tiert wurden. Ferner wurden die Sprachenfrage ge-
regelt (im Siiden Englisch neben Arabisch) und die
Fliichtlinge in den Siiden repatriiert. Die Grenzen
des Abkommens zeigten sich jedoch bei dessen Im-
plementierung. Das historisch gewachsene, funda-
mentale wirtschaftliche und politische Ungleichge-
wicht zwischen Nord und Siid konnte durch das
Abkommen nicht beseitigt werden; es fand keine
Reallokation der Ressourcen und kein wirklicher
politischer Machttransfer zugunsten des Siidens
statt, auch belastete tiefsitzendes MiBtrauen auf
beiden Seiten der ehemaligen Kriegsgegner eine
konstruktive Zusammenarbeit im Gesamtstaat.
Seit 1983 lebte daher der Biirgerkrieg erneut auf
und hilt bis heute unvermindert an. Kennern des
Konflikts zufolge liegt eine dauerhafte Losung des
Nord-Siid-Problems im Sudan letztlich in einem
verfassungsmiBig abgesicherten Foderalismus®).

2. Positiver Frieden: Uberwindung des Krieges
durch Entwicklung?

Sind Entwicklung und Frieden kontradiktorisch
oder kompatibel? Johan Galtung lost diese schwie-
rige Frage einfach auf, indem er Frieden und Ent-
wicklung schlicht gleichsetzt und das eine durch das
andere definiert™). Entwicklung beseitigt struktu-
relle Gewalt und begriindet damit positiven Frie-
den. Doch droht durchaus die Gefahr einer Tauto-

) Rainer Tetzlaff, Sudan. Der Zweite Biirgerkrieg: Ein
Dauerkonflikt iiber die Verteilung von politischer Macht und
wirtschaftlichen Ressourcen, in: Internationales Afrika Fo-
rum, (1984) 4.

) Johan Galtung, The Changing Interface between Peace
and Development in a Changing World, in: Bulletin of Peace
Proposals, (1980) 2.
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logie, wenn mit derart umfassenden, kaum eindeu-
tig bestimmbaren und operationalisierbaren Begrif-
fen und Konzepten wie Frieden und Entwicklung so
gradlinig umgegangen wird’!). Mit Lothar Brock
muB zur Kenntnis genommen werden, ,,daB Ent-
wicklung — definiert in herkémmlichen Kategorien
der komplexen Industrialisierung — bislang keines-
falls gleichbedeutend gewesen ist mit einer Verstir-
kung von Abriistungsbereitschaft. Entwicklungspo-
litik im herkémmlichen Sinne ist also auch nicht
gleichbedeutend mit Friedensstiftung*5?). Dennoch
scheint es mit Blick auf die gegenwiirtige (west-)eu-
ropiiische Situation zumindest wahrscheinlich, daB
Demokratisierung, mehr soziale Gerechtigkeit.
Prosperitiit und starke wirtschaftliche Verflechtung
sich langfristig doch in vergleichsweise friedlichen
inner- und zwischenstaatlichen Beziehungen nie-
derschlagen’3). Andererseits sollte man aber auch
nicht leichtfertig erwarten, daB dhnliche Entwick-
lungsprozesse in der Dritten Welt sich rasch und
ungebrochen in demokratischem und friedfertigem
Verhalten dortiger Regime manifestieren!), denn
.ein positiver Frieden als ProzeB der Demokratisie-
rung in Richtung auf zunehmende soziale Gerech-
tigkeit und abnehmende politische Herrschaft iiber
Individuen* stellt selbst ,.eine immense friedenspo-
litische Herausforderung* dar. ,deren gewaltlose
Bewiiltigung (in einer weithin nichtdemokratischen
Umwelt) als keineswegs ausgemacht gelten
kann*“35),

Der komplizierte Zusammenhang von Abriistung
und Entwicklung soll noch einmal verdeutlichen.
daB es keine schlicht gradlinige Verbindung von
Frieden und Entwicklung gibt. Die Umschichtung
der Mittel von Riistung zu Entwicklung wird kaum
automatisch funktionieren®), Zwar konnte die
Verbindung von Abriistung und Entwicklung zu-
mindest theoretisch einen ProzeB der Demilitarisie-
rung, Entwicklung und Beseitigung von Kriegsursa-
chen in Gang setzen, doch sollte man sich auch
davor hiiten. ,,den Bogen der Erwartungen zu weit
zu spannen! Solange wir keine rechte Vorstellung
von dem haben, was eine verniinftige Entwick-
lungspolitik ist, kann auch die Vermehrung von
Hilfsgeldern nicht alle Probleme losen*57). Auf die-
sem Hintergrund stellt sich dann die Frage nach den
Konturen und Substanzen einer ,verniinftigen®
Entwicklung bzw. nach einer , friedens-intensiven*

*l) Hierzu L. Brock (Anm. 13). S. 63.

) Lothar Brock. Abriistung als Entwicklungspolitik. in:
Aus Politik und Zeitgeschichte. B 42/80 vom '18. Oktober
1980, S. 25.

%) Hierzu J. Betz (Anm. 27). S. 222; Volker Rittberger.
Zur Friedensfihigkeit von Demokratien. Betrachtungen zur
politischen Theorie des Friedens. in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 44/87 vom 31. Oktober 1987.

) J. Betz (Anm. 27).

#) M. Mendler/W. Schwegler-Rohmeis (Anm. 22). S. 20,
*) Hierzu Herbert Wulf (Hrsg.). Aufriistung und Unterent-
wicklung. Reinbek bei Hamburg 1983,

) L. Brock (Anm. 52). S. 25.
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Entwicklungsstrategie, die bislang jedoch noch
nicht zu beantworten ist¥). Daher noch einmal: ,Es
gibt keine problemlose positive Beziehung zwi-
schen sinnvollen Entwicklungsprozessen und der
Existenz inneren und 4uBeren Friedens. Denn jeder
EntwicklungsprozeB, selbst ein ausgeglichener.
fithrt zu Umbriichen und ist deshalb mehr oder
weniger konfliktgeladen. Dennoch lassen sich die
innere Krisenanfilligkeit und die Gefahr einer In-
ternationalisierung innerer Konflikte in der Folge
breitenwirksamer Entwicklung begrenzen.*%)

3. Krieg und Frieden in der Dritten Welt
in historischer Perspektive

Die Analyse der Kriege in der Dritten Welt darf
nicht auf den Zeitraum seit Ende des Zweiten Welt-
krieges begrenzt werden. Dies wiire eine historisch
verkiirzte Betrachtungsweise. die wichtige vorkolo-
niale und kolonialzeitliche Bestimmungsfaktoren
gegenwiirtiger Konflikte auBer acht lieBe. Dem ge-
waltsam auferlegten , Kolonialfrieden* gelang es
oft nur, iltere, bereits vorkolonial virulente Kon-
flikte stillzulegen, nicht jedoch, die strukturellen
Griinde fiir diese zu beseitigen. Modifiziert und ver-
schirft durch den Kolonialismus brachen spiitkolo-
nial bzw. nachkolonial solche Konflikte dann wie-
der auf. Alte und neue Konfliktpotentiale verban-
den, vermischten und potenzierten sich; der Kolo-
nialismus léste, besonders infolge von Industriali-
sierung und moderner Staatlichkeit, enorme soziale
Wandlungsprozesse aus, die wiederum groBe Span-
nungen freisetzten. Dem Historiker Imanuel Geiss
erscheinen diese kriegstrichtigen Spannungen in
der Dritten Welt. gerade im Vergleich mit Europa,
so zynisch es auch klingen mag, ,.historisch sozusa-
gen normal: Industrialisierung, Modernisierung,
nationale Unabhiingigkeit und Aufbau neuer natio-
naler Gesellschaften . . . sind gewaltige Veriinde-
rungen, ja Umwilzungen, die in der Geschichte bis-
her noch stets mit ungeheuren Spannungen und
gewaltsamen Konflikten verkniipft waren.“%0)
Auch wenn die stirker auf die Gegenwart fixierte
Kriegsursachenforschung den empirischen Befund
erbracht hat, ,,daB das Hauptproblem die inner-
staatlichen Kriege in der . . . Dritten Welt sind*,
dann kommt darin ebenfalls ,der enorme gesell-
schaftliche Wandel zum Ausdruck, der sich dort
vollzieht und unter den gegebenen Herrschaftsbe-
dingungen wie soziobkonomischen Deformationen
allzu hiufig gewaltsame Formen annimmt*¢!), Im
Bereich Europas und der (westlich-demokrati-
schen) Industriegesellschaften ist dieser umfas-

) Hierzu Bjorn Hettne. Peace and Development. Contra-
dictions and Compatibilities. in: Journal of Peace Research.
20 (1983) 4.

) D. Senghaas (Anm. 37). S. 11.

) Imanuel Geiss, Die groBen Konflikte in der Dritten Welt.
Genese. Verlauf und Kontinuitiiten in universalhistorischer
Sicht. unv. Ms.. 0. O. und 0. 1.. §. 4.

61y K. Gantzel/J. Meyer-Stamer (Anm. 2). S. 137.
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sende ModernisierungsprozeB der Neuzeit erst
nach schmerzlichen historischen ,Lernkosten* in
Form von revolutionirer Gewalt, Biirgerkrieg und
Krieg heute einigermaBen ausgereift und konsoli-
diert. Im Zuge von demokratischer Machtteilung.
wirtschaftlicher Prosperitit und zunehmender so-
zialer Gerechtigkeit entfalteten sich relativ stabile
Gesellschaften und konsolidierte Nationalstaaten
mit einer Vielzahl von national- und sozialintegra-
tiven Einrichtungen und Verfahren zur friedlichen
Konfliktregelung und -minderung. Dies war letzt-
lich die Folge eines langwierigen ,,Prozesses der
Zivilisation*, bei dem vermittels eines sozialen
Konkurrenz- und Monopolmechanismus allmihlich
eine Monopolisierung von Gewalt und héhergra-
dige Verflechtung von Gesellschaft stattfand5?).

In der Dritten Welt ist es jedoch weithin noch nicht
einmal zu einer innerstaatlichen Konsolidierung ge-
kommen, geschweige denn zu einer Konsolidierung
des dortigen Staatensystems insgesamt. Hier finden
gegenwiirtig die uns aus der europiischen Entwick-
lungsgeschichte vertrauten innergesellschaftlichen
und zwischenstaatlichen Machtrivalititen und He-
gemoniekonflikte statt, jedoch meist ohne ,zivili-
sierende* gesellschaftliche Verflechtungsprozesse.
Moglicherweise deshalb, weil dort moderne Staat-
lichkeit nicht wie in Europa organisch gewachsen,
sondern aus europiischem, kolonialistischem Erbe
gleichsam kiinstlich aufgesetzt ist? Ekkehart Krip-
pendorf zufolge wurden die neuen Staatseliten der
Dritten Welt , 50 in Strukturen sozialisiert, in denen
die Repression gegen die eigene, in der Regel alles
andere als national-homogene Bevilkerung ebenso
vorprogrammiert war wie der militirische An-
spruch auf institutionelle Verkorperung von Effi-
zienz, Rationalitit und Staatsvernunft. Religions-,
Stammes-, Biirger- und Sezessionskriege . . . wa-
ren damit ebenso unvermeidlich geworden wie sol-

62) Hierzu Norbert Elias. Uber den ProzeB der Zivilisation.
Bd. 2. Wandlungen der Gesellschaft. Entwurf zu einer Theo-
rie der Zivilisation, Frankfurt/Main 1976.
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che um ethnisch zu Recht umstrittene Grenzen*63),
Doch muB Krippendorf zunichst entgegengehalten
werden, daB es auch schon vor der kolonialen Auf-
stilpung des modernen. europiischen Staatsmo-
dells Kriege in den Regionen der heutigen Dritten
Welt gab, und zwar im Zuge der eigenstindigen
Herausbildung von staatlich verfaBten Gesell-
schaftsformationen. Krippendorfs fliichtige Rekon-
struktionen und Projektionen mdoglicher histori-
scher und kiinftiger Alternativen (z. B. Pan-Bewe-
gungen, nichtstaatlich verfaBte Gesellschaften als
Ergebnis revolutionirer Befreiungskdmpfe) zu
staatlich organisierter Herrschaft bleiben allzu un-
scharf und spekulativ. Auch vermag er nicht iiber-
zeugend darzulegen. daBl diese Alternativen weni-
ger gewalt- und kriegstriachtig (gewesen) sein wiir-
den. Doch konnte es den Gesellschaften der Drit-
ten Welt nicht moglich sein. im Bereich von Krieg
und Frieden auf schmerzliche historische ,,Lernko-
sten* und eine ,,nachholende Entwicklung* zu ver-
zichten?

Hierzu bediirfte es jedoch der engagierten Mithilfe
der entwickelten Staatenwelt, in der Krieg heute
zum Anachronismus geworden ist. Diese Staaten-
welt ist seit Ende des Zweiten Weltkrieges immer
wieder auf vielfiltige Weise (als direkte Kriegspar-
tei. als Interventionsmacht, als Waffenlieferant
usw.) und aus vielerlei Griinden (Herrschafts- und
Interessenwahrung. Rohstoffsicherung usw.) krie-
gerisch in Asien. Afrika und Lateinamerika titig
geworden und hat dadurch die dortigen gewaltsa-
men Auseinandersetzungen mit initiiert, geschiirt,
ausgeweitet und ausgenutzt. Zumindest dies zu un- -
terbinden, wiire heute die historische Aufgabe und
Verpflichtung jener gesellschaftlichen Kriifte und
Staaten, auf deren Wirken in der Vergangenheit die
Entstehung der Dritten Welt iiberhaupt erst zu-
riickgeht.

©) E. Krippendorf (Anm. 26). S. 144.
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Martin Schiimer

Die Afrika-Politik der Reagan-Administration

I. Einfithrung

Die Afrika-Politik der Reagan-Administration wird
vor allem von den strategischen Interessen der USA
im Rahmen des Ost-West-Gegensatzes bestimmt.
Aber innerhalb dieser Interessen nimmt Afrika eine
relativ untergeordnete Position ein. Das wird be-
sonders deutlich, wenn man die Auslandshilfe der
USA an Israel mit den Aufwendungen fiir Afrika
vergleicht. Fiir 1988 sieht die Reagan-Administra-
tion 1.8 Mrd. US-Dollar Riistungskaufbewilligun-
gen und 1,2 Mrd. US-Dollar Wirtschaftshilfe fiir
. Israel vor ). Bei den KongreBbeschliissen fiir den
Haushalt 1988 hat sich der Trend erhiirtet, so daB
die amerikanische Regierung immer weniger in der
Lage- ist, ihre Wirtschaftshilfe gezielter auch in
nichtprioritiren Regionen einzusetzen. 1988 wer-
den 72 Prozent der bilateralen Wirtschaftshilfe der
USA in Hohe von 4.9 Mrd. US-Dollar sich auf
wenige Schliissellinder konzentrieren wie Israel,
Agypten, Pakistan und die Philippinen?). Bei ei-
nem Vergleich der regionalen Verteilung der si-
cherheitsorientierten Wirtschaftshilfe (Economic
Support Fund) fiir das Jahr 1986 zeigt sich. daB
Israel und Agypten 1.936 Mrd. US-Dollar erhiel-
ten, die iibrigen Linder des Mittleren Osten
350 Mio. US-Dollar und Sub-Sahara-Afrika nur
244 Mio. US-Dollar. Im letzteren Falle wurde der
Ansatz von 1987 sogar um ein Drittel gekiirzt. Die
Aufwendungen fiir die gesamte Militérhilfe an Sub-
Sahara-Afrika (Military Assistance Program
[MAP], Foreign Military Sales [FMS] und Interna-
tional Military Education and Training Program
[IMET]) beliefen sich 1985 auf 169 Mio. US-Dol-
lar. Das entspricht ca. drei Prozent des globalen
Militdrhilfeprogramms der USA 3).

Die Siidafrika- und die Libyen-Politik der Reagan-
Administration standen bisher im Mittelpunkt der
offentlichen Diskussion. Aber die amerikanische
Siidafrika-Politik stagniert seit den Prisident Rea-
gan aufgezwungenen Sanktionsbeschliissen vom
September 1985 und Oktober 1986. Der Wert der
US-Direktinvestitionen in Siidafrika hat sich zwi-
schen 1982 und 1986 von 2.4 Mrd. US-Dollar auf
1.3 Mrd. US-Dollar fast halbiert. Ende 1987 diirfte
er bei ca. 1 Mrd. US-Dollar liegen 4). 143 amerika-
nische Firmen haben in den letzten fiinf Jahren
Siidafrika verlassen. Davon haben 45 iiber Lizenz-

') Lionel Barber, US views Israel’s .deadly embrace', in:
Financial Times vom 15. Januar 1988,

%) John M. Gashko, Officials Say Congress Hinders U. S.
Aid Efforts, in: International Herald Tribune vom 14. Ja-
nuar 1988,

3) William H. Lewis, U. S. Military Assistance to Africa, in:
CSIS Africa Notes, vom 6. August 1987, S. 4.

4) Africa News, 28 (1987) 3, S. 8.

13

und Technologievertriige ihre zukiinftige Markt-
prisenz abgesichert. Die noch verbliebenen
168 Firmen sehen sich einer neuen Disinvestment-
Kampagne gegeniiber, nachdem der Kongrell
neue Doppelbesteuerungsbestimmungen genehmigt
hat5). Der amerikanische Handel mit Siidafrika ist
1987 gegeniiber der japanischen Konkurrenz zu-
riickgefallen. Im Zeitraum bis Oktober 1987 betrug
der siidafrikanisch-amerikanische Handel 2,5 Mrd.
US-Dollar gegeniiber Japans Handelsaustausch mit
Siidafrika im Wert von 3.1 Mrd. US-Dollar$). Die
Boykottkampagne in den USA kann sich in Zu-
kunft auf solche japanischen und westeuropiischen
Firmen ausdehnen, die weiterhin in Siidafrika titig
sind. Zum Jahrestag des Sanktionsbeschlusses vom
Oktober 1987 hat Prisident Reagan sich erneut ge-
gen die Sanktionspolitik ausgesprochen und eine
weitergehende Gesetzgebung strikt abgelehnt7).
Die Ansiitze eines realistischen Dialogs zwischen
dem State Department und dem ANC, wie sie in
dem Treffen von AuBenminister Shultz und Oliver
Tambo zum Ausdruck kamen, haben bisher zu kei-
ner neuen konstruktiven Strategie gefiihrt, auch
wenn der amerikanische Botschafter in Siidafrika
nun von der Notwendigkeit der Bildung einer
schwarzen Mehrheitsregierung mit spezifischem
Minderheitenschutz und nicht nur von der Teil-
nahme der Schwarzen an der Macht spricht8). Die
Frage nach dem AusmaB des sowjetischen Einflus-
ses auf den ANC blockiert zur Zeit jede neue Initia-
tive, vor allem wihrend der Phase des Wahlkamp-
fes in den USAY).

Die Konfrontationspolitik gegeniiber Libyen gip-
felte 1985 in dem schlieBlich fallengelassenen Plan
einer amerikanisch-dgyptischen Invasion und ein
Jahr spiiter in der Bombardierung Libyens im April
1986, bei der eine eventuelle physische Eliminie-
rung Khadafis in Kauf genommen wurde 19), Die

5) William Claiborne, U. S. Companies in South Africa Fa-
cing Double Taxation, in: International Herald Tribune vom
23. Dezember 1987.

6) African Business, Dezember 1987, S. 9.

7) Neil A. Lewis, Reagan Rejects New Pretoria Sanctions,
in: International Herald Tribune vom 2. Oktober 1987.

%) John D. Battersby, U. S. Envoy Says Blacks Must Go-
vern in Pretoria, in: International Herald Tribune vom
10. Dezember 1987.

9) Michael Radu, The African National Congress: Cadres
and Credo, in: Problems of Communism, 36 (1987) 7/8,
S. 58-175.

%) Bob Woodward/Don Oberdorfer, State Dept. Said to
Thwart '85 Plan t6 Invade Libya, in: International Herald
Tribune vom 21. Februar 1987; Aim of U. S. Raid Was to
Kill Gadhafi. Report Says, in: International Herald Tribune
vom 23. Februar 1987.
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Resultate dieser ,,Zwangs-Diplomatie* blieben hin-
ter den gesteckten Zielen zuriick !!). Nach den Aus-
wirkungen des Iran-Contra-Skandals und dem Ab-
gang von William Casey, dem Direktor der CIA,
von John M. Poindexter, dem ehemaligen Chef des
Nationalen Sicherheitsrates, von Oliver North. dem
stellvertretenden Direktor fiir politisch-militirische
Angelegenheiten im Nationalen Sicherheitsrat, und
schlieBlich von Verteidigungsminister Caspar
Weinberger veridnderte sich auch die amerikanische
Strategie gegeniiber Libyen. Die Position des State
Departments hatte zeitweise wieder stirkeres Ge-
wicht erhalten. In Ubereinstimmung zwischen dem
WeiBen Haus und dem State Department ist die
Reagan-Administration daher von einer Strategie
der aktiven Destabilisierung zu einer Politik der
weiteren Isolierung des Regimes von Khadafi iiber-
gegangen. Die direkte amerikanische Militdraktion
gegen Libyen hat in der Sicht der Reagan-Admini-
stration insofern einen Wendepunkt gebracht, als
die Position Khadafis in Libyen selbst und in der
Region durch diese Aktion und als Folge seiner
gescheiterten Tschadpolitik verschlechterte sich er-
heblich. Die Reagan-Administration geht nun da-
von aus, daB es kaum mdéglich sein wird, Khadafi
von auBen mit militirischen Mitteln zu stiirzen. Sie
stellt sich vielmehr darauf ein. daB Khadafi noch auf
lange Sicht die Macht in Libyen ausiiben wird, wenn
auch in einer geschwiichten Position. Das Regime
soll politisch und wirtschaftlich in der gesamten

Region weiter isoliert werden. Zwar rdumt die Rea-,
gan-Administration ein, daB die vor zwei Jahren
verhingten Wirtschaftssanktionen nur geringen
EinfluB auf die libysche Volkswirtschaft gehabt ha-
ben 12), aber die libysche Wirtschaft ist durch den
Preisverfall des Erddls ohnehin in eine schwierige
Situation gekommen. Wihrend Libyen noch 1985
ca. 10 Mrd. US-Dollar Erdéleinnahmen erwirt-
schaftete. sanken die Einnahmen trotz etwa gleich-
bleibender Erdélproduktion auf 6 Mrd. US-Dollar
im Jahr 1987 13), Die amerikanische Regierung hat
nun die Handelssanktionen gegeniiber Libyen fiir
ein drittes Jahr bis Januar 1989 verlingert, denn die
USA sehen keine Hinweise, daB Libyen seine bis-
herige Politik der Unterstiitzung des internationa-
len Terrorismus und der Subversion aufgegeben
hat 14). Offensichtlich ist auch die Sowjetunion ge-
geniiber dem Libyen Khadafis auf Distanz gegan-
gen. da Libyen Schwierigkeiten hat, von der So-
wjetunion zu giinstigen Bedingungen Waffen zu
kaufen 1%). In der Dekade von 1973 bis 1983 hat
Libyen 12 Mrd. US-Dollar fiir Waffen ausgegeben,
die zumeist, aber nicht nur, aus der Sowjetunion
stammten. Nun wandte sich Khadafi an China 16),
Im Folgenden soll an einigen Beispielen die Reali-
tit der Afrika-Politik der Reagan-Administration
detaillierter aufgezeigt werden. Dabei konzentriert
sich dieser Beitrag bewuBt auf Staaten, die zumeist
nicht im Mittelpunkt der Gffentlichen Diskussion
iiber die amerikanische Afrika-Politik stehen.

II. Marokko

Die amerikanische Politik gegeniiber Marokko ist
vor allem durch die strategische Position Marokkos
am sildlichen’ Zugang des Mittelmeeres bedingt 17).
Die Operationen der 6. Flotte der USA bendtigen
die landgestiitzten Basen nicht nur der NATO-Lin-
der, sondern auch der siidlichen Anrainerstaaten
des Mittelmeeres wie Marokko und Agypten.
Durch die bilateralen Abkommen der USA mit
Marokko soll die Siidflanke der NATO abgesichert

) Tim Zimmermann. The American bombing of Libya. A
success for coercive diplomacy? in: Survival. (1987) 5/
6, S. 195—-214.

12) Eine Analyse der Effektivitit der Wirtschaftssanktionen
findet sich bei: Helmut Hubel. Libyen in der internationalen
Politik. in: Jean-Joseph Clam/Helmut Hubel. Die Krise um
Libyen. Bonn 1987. S. 125f.

%) Elaine Sciolino. U. S. No Longer Considers Libya a
Threat, in: International Herald Tribune vom 11. Januar
1988,

H) Libysche Waffenlieferungen an die IRA?. in: Neue Ziir-
cher Zeitung vom 27. November 1987; John K. Cooley. The
Long. Violent History of the Libya-IRA Connection, in:
International Herald Tribune vom 18. November 1987,

%) George C. Wilson/Molly Moore. Libya Reported to Seek
Weapons From China. in: International Herald Tribune vom
4, Mai 1987.

16) George Henderson, Quaddafy’s Waterloo, in: Africa Re-
l)on. 32 (1987) 5, S. 24.

") Richard B. Parker. North Africa. Regional tensions and
strategic concerns, New York 1984.
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werden. Marokko und indirekt Tunesien haben da-
her einen wichtigen Stellenwert in der amerikani-
schen Globalstrategie. Die bedeutendste Vertie-
fung der bilateralen Militéir- und Sicherheitskoope-
ration zwischen den USA und Marokko waren die
Ubereinkunft zur Errichtung einer gemeinsamen
Militirkommission im Februar 1982 sowie das Ab-
kommen vom Mai 1982, nach dem Streitkrifte der
Rapid Deployment Force (RDF) der USA das
Recht erhielten. zwei marokkanische Luftbasen
withrend Krisenzeiten im Mittleren Osten oder in
Afrika fiir den Transit von Truppen zu nutzen,
wobei Marokko jedoch ein Vetorecht behielt. Die
Reagan-Administration versuchte. fiir die RDF den
erforderlichen logistischen Riickhalt, vor allem
landgestiitzte Einrichtungen in der gesamten Re-
gion des Mittleren Ostens einschlieBlich Nordafri-
kas und des Horns von Afrika. zu erhalten.

Das starke Interesse der USA an der Stabilitat Ma-
rokkos und an seiner Rolle als Alliierter wird ange-
sichts der umfangreichen Militirlieferungen der
USA an Marokko besonders offensichtlich. Bis
1985 unterzeichnete Marokko Vereinbarungen
iiber den Kauf von Waffen aus den USA innerhalb
des Foreign Military Sales Programms von mehr als
800 Mio. US-Dollar. Dazu gehorten Lieferungen
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wie die M-48 und M-60 Panzer sowie F-5 Jagdflie-
ger 18), Die Reagan-Administration beseitigte so-
fort nach Amtsantritt 1981 die Begrenzungen fiir
den Waffenverkauf an Marokko und-weitete die
bilaterale militdrische Kooperation erheblich aus.
Als erstes bewilligte sie die Lieferung von 180 M-
60 A3 Kampfpanzern, die die Carter-Administra-
tion im November 1980 aus Riicksicht auf Algerien
zuriickgehalten hatte. Auf der Basis der beiden
Abkommen von 1982 stiegen die Military Sales Cre-
dits fiir Marokko von 1982 30 Mio. US-Dollar auf
1983 100 Mio. US-Dollar. Die gesamte Militérhilfe
der USA an Marokko betrug 1984 150 Mio. US-
Dollar 1), Die enge bilaterale Militéir- und Sicher-
heitskooperation zeigt sich dariiberhinaus in der
Arbeit des gemeinsamen Militirkomitees. in der
Durchfithrung gemeinsamer Militiriibungen (z. B.
der amerikanisch-marokkanischen Seemandver
vom Januar 1985), im Austausch von Geheim-
dienstinformationen, bei der logistischen Koopera-
tion beim Truppentransport in Krisenzeiten (z. B.
wihrend der Shaba-Krisen in Zaire) sowie in der
Rolle, die Marokko bei der Ausbildung von
UNITA-Guerrillas in der diplomatischen Unter-
stiitzung fiir die UNITA spielt. Die Militérlieferun-
gen an Marokko miissen jedoch in enger Abstim-
mung mit alternativen Waffenlieferungen gesehen
werden, vor allem mit denen Frankreichs.

Die Regierung Konig Hassans II. hat wiederholt
die amerikanischen strategischen Ziele in Afrika im
Rahmen des Ost-West-Gegensatzes unterstiitzt.
Dies zeigte sich nicht nur in der Haltung Marokkos
gegeniiber den Konfliktherden im Mittleren Osten
— insbesondere bei den vorsichtigen Versuchen ei-
ner Konfliktregelung zwischen Israel und seinen
arabischen Nachbarn sowie bei dem Versuch der
Uberwindung der Isolierung Agyptens nach dem
Camp-David-Abkommen mit Israel —, sondern
auch in der wirkungsvollen Hilfestellung Marokkos
bei den Versuchen der USA, sowjetische oder ku-
banische, tatséchliche oder angenommene Destabi-
lisierungsversuche in Afrika siidlich der Sahara ein-
zudimmen. Am spektakulirsten war diese Stellver-
treterfunktion des marokkanischen Regimes bei
der Entsendung marokkanischer Truppen bei der
ersten und zweiten Shaba-Invasion in Zaire
1977178.

Die bilateralen Beziehungen triibten sich, als Ma-
rokko und Libyen unerwartet im August 1984 die
»Unions“-Vereinbarung von Oujda unterzeichne-

15) John Damis, United States Relations with North Africa,
in: Current History, 84 (1985) 502, S. 194.

1) Die Gesamtzahlungen der USA an Marokko erreichten
1984 die spektakuldre GroBenordnung von 600 Mio. US-
Dollar (einschlieBlich 244 Mio. US-Dollar Agrarkredite,
150 Mio. US-Dollar Investitionen fiir den Ausbau der Ein-
richtungen der ,Stimme Amerikas* in Tanger, 40 Mio. US-
3}11&: zum Ausbau der von der RDF anzufliegenden Flug-

fen).
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ten, die eine enge wirtschaftliche, soziale und poli-
tische Kooperation vorsah. Trotz erheblicher Kritik
innerhalb des ,liberalen* Fliigels und der einfluB-
reichen Israel-Lobby innerhalb des Kongresses ver-
suchte die Reagan-Administration, den Schaden zu
begrenzen. Marokko muBte jedoch aus eigenem
Interesse daran gelegen sein. die amerikanischen
Waffenlieferungen nicht zu gefihrden., was eine
Vertiefung der Beziehungen zu Libyen ldngerfristig
ausschloB. Marokko ging es darum, in der Frage der
Westsahara Zeit zu gewinnen, um seine militérische
Abschirmfront gegen die Polisario auszubauen20),
Die USA konnten nicht an einer militérischen Nie-
derlage Marokkos im Westsaharakonflikt interes-
siert sein. Washington enthielt sich formal jeder
direkten Einmischung in diesen Konflikt. Aber eine
marokkanische Annexion sicherte die Kontrolle
der vermuteten erheblichen Ressourcen in der
Westsahara wie Erdol, Phosphatvorkommen und
wichtige strategische Rohstoffe durch ein mit den
USA eng verbundenes Regime2!). Die amerikani-
schen Waffenlieferungen waren ausreichend. um
eine marokkanische Militirdominanz in der West-
sahara sicherzustellen. aber nicht umfassend genug,
um die Polisario militirisch eindeutig zu schlagen.

Die Reagan-Administration war jedoch nach dem
AbschluB der ,Unions“-Vereinbarungen mit Li-
byen nicht bereit, Marokko weiterhin in gleichem
Umfang zu stiitzen. Dazu war die Irritation iiber das
einseitige marokkanische Vorgehen bei der Rea-
gan-Administration zu groB und der Widerstand im
KongreB zu deutlich. Denn in der Sicht der USA
verlich die ,Unions“-Vereinbarung Libyen neue
Legitimitit, im Gegensatz zu der Strategie Wa-
shingtons, Libyen zu isolieren. Marokko erreichte
jedoch, daB die libysche Hilfe an die Polisario ein-
gefroren wurde. Es gelang der 140 000 Mann star-
ken Armee Marokkos, wihrend der folgenden
Jahre den Verteidigungswall in der Westsahara bis
1987 auf ca. 2 400 Kilometer auszudehnen und das
elektronische Frilhwarnsystem auszubauen 22).

Marokko beansprucht eine Zhnliche Behandlung
von seiten der USA wie im Falle Agyptens oder
Israels, den beiden wichtigsten Empfangern ameri-
kanischer Auslandshilfe. Konig Hassan zeigte sich
deutlich enttéuscht iiber die amerikanische Zuriick-
haltung, als die USA 1986 nur 120 Mio. US-Dollar
an Wirtschafts- und Militirhilfe bewilligten. Dabei
verwies die marokkanische Regierung nicht nur auf
die strategische Position Marokkos an der StraBe

) Tony Hodges, Western Sahara. The Roots of a Desert
War, Westport 1983; Maurice Barbier, Le Conflict du Sahara
Occidental, Paris 1982; Werner Ruf, Die Bedeutung des
Westsahara-Konflikts fiir die Sicherheit im westlichen Mittel-
meer, in: Afrika Spectrum, 21 (1986) 3, S. 287-297.

21) Hodges, ebda., S. 217.

22) Der Hintergrund des Vertrages von Oujda wird analysiert
bei Jean-Joseph Clam/Helmut Hubel, Die Krise um Libyen,
Bonn 1987, S. 56f.
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von Gibraltar, sondern machte auch geltend. daB
Marokko im Juli 1986 den israelischen Premiermi-
nister Shimon Peres empfangen hatte und 1986
auch die Union mit Libyen einseitig von seiten Ma-
rokkos gekiindigt worden war ). Dafiir verlangte
Marokko vertiefte Beweise des Entgegenkommens
seitens der USA. Mit dem Besuch von Verteidi-
gungsminister Caspar Weinberger vom Dezember
1986. der ersten hochrangigen amerikanischen Vi-
site in Marokko seit der Unionsvereinbarung mit
Libyen von 1984, bemiihte sich die Reagan-Admi-
nistration um eine Verbesserung der Bezichungen.
Die USA kiindigten zusitzliche Militdrhilfe tiber
die 1987 bewilligten 34 Mio. US-Dollar hinaus
an),

Im Juli 1987 informierte die Reagan-Administra-
tion den KongreB iiber den beabsichtigten Verkauf
von 100 M-48 A5 Panzern an Marokko im Werte
von 68 Mio. US-Dollar, der die marokkanische mi-
litdrische Position auf der einen Seite gegeniiber
Algerien, auf der anderen Seite vor allem in dem
Kampf gegen die Polisario stiitzt. Zur Zeit hat Ma-
rokko 110 M-48 A5 Panzer zur Verfiigung und au-
Berdem 70 leichtere franzdsische AMX-13 Panzer.
Marokko hatte 108 M-60 Panzer von den USA
geordert, die jedoch erst 1989 oder spiter geliefert
werden konnen. Mit diesem beabsichtigten Ver-
kauf werden die erneut gefestigten militérischen
Bindungen Marokkos an die USA bestitigt ).

Die Reagan-Administration geht weiter davon aus,
daB die marokkanische Monarchie gefihrdet ist,
wenn die territorialen Ziele Marokkos nicht er-
reicht werden, und daB daher die marokkanische
Position letztendlich durch die umfassende Militér-
hilfe gestiitzt werden muB, auch wenn die USA for-
mal neutral im Westsaharakonflikt zu bleiben su-
chen. Die Kritik innerhalb des Kongresses macht
dagegen geltend. daB die amerikanischen Waffen-
lieferungen an Marokko die diplomatischen Bemii-
hungen innerhalb der UNO und der Organisation
fiir Afrikanische Einheit fiir eine friedliche Losung
des Konfliktes auf der Basis eines Waffenstillstan-
des und eines international iiberwachten Referen-
dums gefihrdet. Im November 1987 hat sich Ma-
rokko erstmals zu direkten Verhandlungen mit der
Polisario bereit erklirt, jedoch unter der Bedin-
gung. daB vorher das von den Vereinten Nationen
geforderte Referendum durchgefithrt werden
miisse. Damit hat Marokko erstmalig die Existenz
der Polisario anerkannt und sie nicht nur als algeri-

2) Eine plausible Erkldrung fiir die schnelle Folge von Alli-
anzbildungen in Nordafrika gibt das Modell von William
Zartman, Foreign Relations of North Africa, in: The Annals,
489 (1987), 8. 13-27.

24) Jonathan C. Randal, Hassan Awaits More Than Kind
Words From U. S., in: International Herald Tribune vom
13. Januar 1987.

?)aglfiﬂ Research Bulletin, Pol. Ser., 24 (1987) 8,
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sche Soldner denunziert 26). Marokko versucht. die
Kritik an seiner kompromiBlosen Haltung aufzu-
weichen und den UNO-Bemithungen zumindestens
partiell entgegenzukommen. Marokko geht es vor
allen Dingen darum, seine Isolation zu durchbre-
chen, nachdem die algerischen Versuche zu einer
maghrebinischen Interessengemeinschaft iiber eine
Biindnispolitik mit Tunesien, Mauretanien und
neuerdings Libyen relativ erfolgreich sind 27). Die
algerische Politik, Libyen vorsichtig in das Allianz-
geflecht im Maghreb einzubinden, widerspricht der
amerikanischen Strategie, Libyen weiterhin zu iso-
lieren, auch wenn die USA die direkte Konfronta-
tionsstrategie vorerst zuriickgestellt haben 28),

Besonders besorgniserregend sind fiir die USA die
enorme finanzielle Belastung durch die militéri-
schen Anstrengungen Marokkos in der Westsahara
sowie die Aufwendungen, die fiir die wirtschaftliche
Entwicklung des besetzten Gebietes erforderlich
sind. Die Kosten des Krieges erreichen 1 Mrd. US-
Dollar pro Jahr ). Die Auslandsschuld Marokkos
betrug im Friihjahr 1987 17 Mrd, US-Dollar, was
fast dem gesamten Bruttoinlandsprodukt des Lan-
des entspricht. Der Schuldendienst von 1987 betrug
1.6 Mrd. US-Dollar ¥). Bei den Umschuldungsver-
handlungen im Rahmen des Pariser Clubs vom
Miirz 1987 kiindigte Marokko ein umfassendes wirt-
schaftliches Reformprogramm im Rahmen des
neuen Fiinfjahres-Planes an, die Liberalisierung
seines AuBenhandels sowie eine Diversifizierung
des Exports. Die USA sagten zwar eine Erhohung
ihrer Wirtschaftshilfe zu, aber das amerikanische
Engagement allein ist in dieser Frage nicht maBge-
bend. Die amerikanisch-marokkanischen Handels-
beziehungen sind relativ marginal. Im AuBenhan-
del Marokkos sind die USA traditionell mit ca. fiinf
Prozent vertreten. Marokko ist der weltgréBte Ex-
porteur von Phosphat, aber die USA sind selbst der
groBte Produzent von Phosphat. Andererseits ist
die Sowjetunion in das Phospatgeschiift mit Ma-
rokko mit dem Handelsabkommen von 1978 in gro-
Bem Umfang eingestiegen. Marokko wurde zu ei-
nem der wichtigsten Handelspartner der Sowjet-
union in Afrika. Ein Viertel des marokkanischen
Exporteinkommens stammt aus dem Verkauf von

26) Jon Marks, Africa’s Forgotten War, in: Africa Report, 32
(1987) 5. 8. 17. )

) Algerien und die Polisario verlangen jedoch, daB das
Referendum am AbschluB des diplomatischen Verhand-
lungsprozesses steht und daB Marokko vorher seine Truppen
und seine Verwaltung aus der Westsahara abzieht und seine
Besiedlungspolitik aufgibt. Geste Kénig Hassans in der Sa-
I;;;-Frage. in: Neue Ziircher Zeitung vom 20. November
#) Jim Hoagland, Algeria Said to Shy From Libya Union, in:
International Herald Tribune vom 3. November 1987; Elaine
Sciolino, U. S. No Longer Considers Libya a Threat, in:
International Herald Tribune vom 11. Januar 1988.

) Africa News, 28 (1987) 4.

%) Francis Ghiles, Marocco reaps a plentiful han'est in:
Financial Times vom 9. Mai 1987.

18



Phosphat, aber der Preis fiir dieses Produkt auf dem
Weltmarkt stagnierte, und das Einkommen aus den
anderen beiden wichtigen Einkommensquellen,
Uberweisungen von Emigranten und Tourismus,
stagniert: ebenfalls. Vor allem aber gehen fast
60 Prozent der marokkanischen Exporte in die Eu-
ropidische Gemeinschaft. Nach der Siiderweiterung
der EG durch den Beitritt Portugals und Spaniens
sind die marokkanischen Ausfuhren in dieses Ab-
satzgebiet gefihrdet, und die Beziehungen
zur EG haben sich entsprechend verhirtet 31). Dies
hat schwerwiegende Folgen fiir die wirtschaftliche
Zukunft Marokkos. Ein symbolischer Antrag auf

EG-Mitgliedschaft Marokkos wurde abgelehnt.
Die USA miissen befiirchten, daB das Regime
Hassan II. infolge der finanziellen Belastungen
durch die Konfrontation mit der Polisario einer
Erosion ausgesetzt ist, die einen Zusammenbruch
des Regimes nicht ausschlieBt. Die Erhaltung des
Status-Quo ist fiir die USA nun zur Voraussetzung
der Absicherung ihrer strategischen Interessen in
Marokko geworden. Die Stabilitiit des gegenwiirti-
gen Regimes in Marokko wurde von der Reagan-
Administration zur Grundlage ihrer langfri-
stigen Interessensicherung in dieser Region ge-
macht.

II1. Tschad

Die amerikanische Politik im Tschadkonflikt *2) lei-
tet sich hauptsiichlich aus den strategischen Interes-
sen der USA gegeniiber den Nachbarstaaten Li-
byen. Sudan und — indirekt — Agypten ab. Nach
der zweiten libyschen Intervention im Tschad 1983
bewilligte die amerikanische Regierung 25 Mio.
US-Dollar Militirhilfe fiir den Tschad, gedacht
auch als Druckmittel, Frankreich zu einer militéri-
schen Intervention zu driingen. Zur Irritation der
franzdsischen Regierung erklirte Priisident Reagan
den Tschad als zur Interessensphiire Frankreichs
gehorig. was innerhalb der OAU als ein neokolo-
nialer Versuch der Wiedererrichtung von EinfluB-
zonen der GroBmiichte in Afrika angesehen werden
muBte. Die latenten Spannungen zwischen Frank-
reich und den USA beziiglich der Nutzung des
Tschad in einer antilibyschen Strategie kamen auch
im Herbst 1984 zum Tragen. als amerikanische Ge-
heimdienstinformationen vom November 1984
iiber die Aufrechterhaltung der libyschen Truppen-
kontingente im Tschad die Verletzung des franzo-
sisch-libyschen Truppenriickzugsabkommens vom
September 1984 erwiesen. Die Tschadpolitik Prisi-
dent Frangois Mitterrands. eine direkte Konfronta-
tion mit Libyen zu vermeiden, aber eine libysche
Machtiibernahme in Ndjamena zu verhindern, war
bloBgestellt 3%).

Die CIA-Unterstiitzung fiir die Restrukturierung
der Truppen von Hisséne Habré hatte wesentlich
zur Riickeroberung der Macht in Ndjamena durch
Habré beigetragen. Dies galt als ein wesentlicher
Erfolg der amerikanischen Politik in Zentralafrika.
Paralle] dazu stiitzten die USA die OAU-Friedens-

31y Economist vom 21. November 1987, S. 80.

*#) Zum Hintergrund des Tschadkonflikts siche u, a.: Virgi-
nia Thompson/Richard Adloff, Conflict in Chad, Berkeley
1981; Samuel Decalo. Chad: The Roots of Center-Periphery
Strife, in: African Affairs, 79 (1980) 317. S. 491—509.

%) René Lemarchand, The Crisis in Chad, in: Gerald
| Bender/James S. Coleman/Richard Sklar (Hrsg.), African
g";;i Areas and U.S. Foreign Policy, Berkeley 1985,
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truppe mit 12 Mio. US-Dollar, an der Zaire als
amerikanischer Alliierter maBgeblich beteiligt war,
Ihr erklirter Zweck war die Absicherung der
GUNT-Regierung gegen Habrés Streitmacht. Das
amerikanische Engagement im Tschad leitete sich
vor allem aus dem Versuch der USA ab, den Tschad
als indirektes Aufmarschgebiet gegen Libyen zu
nutzen. Der Tschad stellt fiir das Libyen Khadafis
gewissermaBen das Tor nach Afrika dar. In der
Sicht Khadafis ist die Sahara eine Art Binnenmeer,
ohne wirkliche innere Grenzen. Wer diese Wiiste
beherrscht, kann auf simtliche Anrainerstaaten
einwirken. Eine Einbeziechung des Tschad in die
libysche Interessensphiire eréffnete in der Sicht der
Reagan-Administration gemiB der Dominotheorie
den Weg im Osten in den Sudan, in das Zentrum
Afrikas in Richtung Zentralafrikanische Republik
und Kamerun bis hin zu den islamisierten Gebieten
Nordnigerias, und in der Westsahara wire eine De-
stabilisierung Nigers und Malis und damit eine indi-
rekte Bedrohung Algeriens denkbar. Die langfristi-
gen Ziele Khadafis liefen auf eine dominierende
EinfluBnahme auf die wichtigsten muslimischen
Gebiete Afrikas hinaus ),

Im Mirz 1987 gelang den tschadischen Truppen die
spektakulire Einnahme von Ouadi Doum, was eine
vernichtende Niederlage des libyschen Truppen-
kontingents bedeutete. Anfang August stieBen die
leichtbewaffneten tschadischen Truppen in den
Aouzou-Streifen vor, wurden aber Ende des Mo-
nats von Libyen zuriickgeschlagen. Den spektaku-
liren Schlag gegen die Luftwaffenbasis Maaten as
Sarra 70 Meilen innerhalb Libyens vom 5. Septem-
ber 1987, bei dem 25 Flugzeuge vernichtet worden
sein sollen, beantwortete Libyen mit einem Bom-
benangriff auf Ndjamena35), Frankreich erkennt
zwar den tschadischen Besitzanspruch auf den Aou-
zou-Streifen an, verlangt aber, daB dieser Territori-

M) Eskalation des Konflikts im Tschad, in: Neue Ziircher
Zeitung vom 7. Januar 1987.
35) Economist vom 12. September 1987, S. 57.
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aldisput zwischen Tschad und Libyen dem Interna-
tionalen Gerichtshof in Den Haag unterbreitet
wird. Frankreich befindet sich in einem Dilemma,
denn militirische Griinde sprechen fiir ein Uber-
schreiten der ,roten Linie* am 16. Breitengrad. die
politischen Erwiigungen zwingen zu einer MaBi-
gung. Frankreich versuchte daher, eine interventio-
nistische Strategie gegeniiber Libyen durch weitere
VorstoBe im Aouzou-Streifen dadurch zu umge-
hen. daB es seine Unterstiitzung fiir die Truppen
Habrés vor allem in der Form der Lieferung von
Waffen und Treibstoff begrenzte. Frankreich stor-
nierte voriibergehend seine Militirhilfe an Ndja-
mena, und erst Ende des Jahres wurde wenigstens
Ersatz fiir ausgefallenes Gerit geliefert 3).

Wiihrend Priisident Habré bei seinem Besuch in
Paris im Juli 1987 deutlich von der franzésischen
Regierung vor demonstrativen Angriffen auf den
Aouzou-Streifen gewarnt wurde. hatte er offen-
sichtlich bei seinem Staatsbesuch in Washington im
Juni 1987 griines Licht erhalten, daB der VorstoB
die politische wie militirische Unterstiitzung der
USA erhalten wiirde 37). Damit konnte nicht nur
Khadafi gedemiitigt werden. sondern so wurde
auch Frankreich gezwungen. seine Schutzgarantie
auf die nordliche Hiilfte des Tschad auszudehnen.
Die Vereinigten Staaten hatten Waffen. Munition
und Luftabwehrraketen vom Typ Redeye geliefert.
Gleichzeitig waren die spektakuliren Siege Habrés
iiber die libyschen Truppen auch eine indirekte Nie-
derlage der Sowjetunion als dem wichtigsten Waf-
fenlieferanten Libyens. die nun zusehen muBte. wie
ihr schweres Kriegsgeriit von den leichtbewaffneten
tschadischen Truppen ausgeschaltet wurde. Fiir die
Reagan-Administration war die Chance. daB eine
von den USA unterstiitzte afrikanische Streitmacht
Khadafis strategische Ziele durchkreuzen konnte,
ohne daB die amerikanische Unterstiitzung dabei zu
deutlich wurde. besonders willkommen. Das bei
Ouadi Doum erbeutete Kriegsmaterial umfaBte
auch neueste sowjetische Waffen, die der Tschad
nur nach Zusicherung weiterer umfassender ameri-
kanischer Militirhilfe an Geheimdienstoffiziere der
USA iibergab 3).

Seit der Machtergreifung Habrés verstirkte sich
zusehends das amerikanische Engagement im
Tschad. Fiir das Fiskaljahr 1985 hatten die Verei-
nigten Staaten dem Tschad aufgrund der Diirreka-
tastrophe im Sahel eine Nahrungsmittelhilfe iiber
30 Mio. US-Dollar gewihrt. die proportional mit
der massiven Unterstiitzung Athiopiens durch die

%) Franzosisch-afrikanischer Gipfel in Antibes. in: Neue
Ziircher Zeitung vom 13. Dezember 1987.

37) lan Davidson. French force in Chad shoots down Libyan
Tupolev aircraft. in: Financial Times vom 8. September
1987.

3) Economist vom 15. August 1987, S. 45.
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USA vergleichbar ist. Im Fiskaljahr 1985 erhielt der
Tschad dariiber hinaus Militér- und Entwicklungs-
hilfe sowie Mittel aus dem Economic Support Fund
in der GriBenordnung von 19 Mio. US-Dollar. Das
Militarhilfeprogramm fiir den Tschad war im Fis-
kaljahr 1983 initiiert worden. Die Vereinigten Staa-
ten haben seit dieser Zeit 83 Mio. US-Dollar Mili-
tarhilfe geleistet. Im Fiskaljahr 1988 soll der Tschad
9.2 Mio. US-Dollar Militirhilfe und 21 Mio. US-
Dollar Budgethilfe erhalten. Frankreich ist aber
traditionell der wichtigste Waffenlieferant des
Tschad. Die finanziellen Kosten der franzosischen
Intervention sowohl fiir die Operationsausgaben
wie fiir den Infrastrukturausbau im Tschad werden
immer belastender. Fiir die franzosischen Lieferun-
gen von Kriegsmaterial an die tschadischen Trup-
pen waren 1987 insgesamt 500 Mio. Francs veran-
schlagt. Frankreich muB also schon aus finanziellen
Griinden an einem baldigen AbschluB oder an einer
Eindimmung des Konflikts interessiert sein ).

Die Reagan-Administration hat sich schlieBlich
dazu entschieden. dem Tschad ,.Stinger*-Raketen
sowie AbschuBvorrichtungen zu liefern. Damit
wollte die amerikanische Regierung der fortgesetz-
ten Bedrohung Tschads durch die libysche Luft-
waffe Rechnung tragen. Die Kosten fiir diese Lie-
ferung sind zwar mit 2 Mio. US-Dollar sehr niedrig.
aber die ,.Stinger“-Rakete hat eine hohe politische
Bedeutung. In Afghanistan haben die ,Stinger"-
Raketen den Rebellen einen wesentlichen Vorteil
gegeniiber der sowjetischen Luftwaffe gebracht.
Nach amerikanischen Angaben soll die ,.kill ratio*
bei ca. 80 Prozent gegeniiber der sowjetischen Luft-
waffe liegen. Frankreich hat seine Besorgnis gegen-
iiber den USA ausgedriickt. da die ,.Stinger*-Ra-
kete das Symbol der geheimen Militdrunterstiitzung
fiir Aufstindische im Rahmen der Reagan-Doktrin
ist. insbesondere in Angola. Vor allem aber be-
fiirchtet Paris eine Verschirfung des Konfliktes zwi-
schen Tschad und Libyen. Die amerikanische Ent-
scheidung kann als Signal an den Tschad betrachtet
werden. daB die Regierung Habré die Unterstiit-
zung der USA bei ihrem Versuch hat. die libysche
Truppenprisenz im Tschad einschlieBlich des Aou-
zou-Streifens nicht nur einzudimmen, sondern ge-
gebenenfalls zu beseitigen. Damit wiire der Tschad
das erste afrikanische Land. das diese Waffe erhiilt.
nachdem bisher in Afrika nur die UNITA in Angola
mit der ,Stinger“-Rakete ausgeriistet worden sein
soll. Innerhalb der amerikanischen Regierung ist
die Frage hochst umstritten, ob eine so wirksame
Waffe wie die ,,Stinger*-Rakete in Lénder der Drit-
ten Welt geliefert werden soll, und vor allen Din-
gen, wie die Gefahr gebannt werden kann. daB sie
in die Hande Libyens oder eventuell sogar des Iran
gelangen konnte. Vor allem innerhalb des Kongres-

¥) Dilemma fiir Frankreich im Tschad. in: Neue Ziircher
Zeitung vom 8. April 1987.
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ses erheben sich warnende Stimmen#). Die Rea-
gan-Administration macht geltend. daB ein erneu-
ter libyscher Angriff nicht ausgeschlossen ist, mog-
licherweise zum Hohepunkt des franzésischen
Wahlkampfes in der Erwartung, daB Frankreich
sich dann militérisch zuriickhilt. Die USA befiirch-
ten eine Umgruppierung der libyschen Streitkrifte
an den Grenzen des Tschad. Die sogenannte Isla-
mische Legion des libyschen Heeres soll groBe An-
strengungen zur Neurekrutierung, zum Beispiel
durch Freiwillige aus dem Libanon, unterneh-
men.

Der Tschad ist eines der drmsten Linder Afrikas.
Die Hilfe. die dem Tschad gewiéhrt wird, beruht
hauptsichlich auf seiner politisch-strategischen Be-
deutung als Barriere gegen den libyschen Expansio-
nismus. Der wirtschaftliche Wiederaufbauplan der
Regierung steht unter weitestgehender Kontrolle
des IMF und der Weltbank und ist damit indirekt
wesentlich von amerikanischer Unterstiitzung ab-
hiingig. Das Ziel dieses Planes ist es, die Wirtschaft
des Tschad wieder auf ein Niveau wie zu der Zeit
vor dem Biirgerkrieg von 1975 bis 1977 zu bringen.

Neben der Militir- und Projekthilfe ist daher der
Tschad weitgehend auf Budgetunterstiitzung vor
allem aus Frankreich und den Vereinigten Staaten
angewiesen 4!). Nach Berechnungen der Weltbank
ist die Auslandshilfe der wichtigste ,,.Sektor* der
Wirtschaft des Landes und reprisentiert mehr als
zweieinhalb mal die GréBenordnung des Einkom-
mens aus Exporten. Die zivile Entwicklungshilfe
betrug 1987 insgesamt 204 Mio. US-Dollar. Dazu
kommen ca. 36 Mio. US-Dollar Budget- und Nah-
rungsmittelhilfe. Diese Mittel umfassen circa ein
Drittel des Bruttoinlandsproduktes. Es wird erwar-
tet, dafl der Tschad fiir die Jahre 1987 bis 1989 ca.
950 Mio. US-Dollar Entwicklungshilfe erhilt, da-
von zwei Drittel Zuschiisse 4?). Die Regierung des
Tschad befiirchtet, daB die amerikanische Hilfe ein-
geschrinkt wird, wenn die libysche Bedrohung aus-
geschaltet ist. Habrés Besuch in Washington 1987
hatte daher im wesentlichen das Ziel. die amerika-
nische Hilfe in vollem Umfang aufrecht zu er-
halten. Die militdrischen Interessen der USA
im Tschadkonflikt sind indirekt nun auch zur
Grundlage des wirtschaftlichen Wiederaufbaus ge-
worden.

1V. Zaire

Neben Belgien als dem ehemaligen kolonialen Mut-
terland Zaires sind die wichtigsten sicherheitspoliti-
schen und wirtschaftlichen Stiitzen Zaires die USA
und Frankreich. Aber wenn es zu wesentlichen Dif-
ferenzen in der franzosischen und amerikanischen
Afrikapolitik kommt, zeigt sich das Mobutu-Re-
gime den amerikanischen Vorstellungen niher 43).
Die Bezichungen Zaires zu den USA sind fiir das
Uberleben des Regimes am wichtigsten. Fiir die
globalistische Schule der Reagan-Administration
leistet Zaire eine wichtige Unterstiitzungsrolle in
verschiedenen Regionalkonflikten. nicht zuletzt
aufgrund seiner zentralen Lage im Herzen Afrikas
mit Grenzen zu neun verschiedenen afrikanischen
Staaten. Das strategische Interesse der USA an
Zaire beruht auch auf der Tatsache. daB in der
Shaba-Region Zaires Kobalt gewonnen wird. Zaire
und Sambia besitzen mit 31.5 Prozent fast ein Drit-
tel der nachgewiesenen Kobaltweltreserven #). Ko-
balt ist als strategisches Mineral fiir den Bau von

) Elaine Sciolino, U. S. Decision to send Stinger Missiles to
Chad Is Seen as Raising Ante, in: International Herald Tri-
bune vom 7, November 1987.

1) Wirtschaftliche Engpiisse im Tschad, in: Neue Ziircher
Zeitung vom 14. Mai 1985.

4) William Foltz, Chad's Third Republic: Strengths, Pro-
gle;m. and Prospects, in: CSIS Africa Notes, (1987) 17,
43) Edouard Bustin, The Foreign Policy of the Republic of
Zaire, in: The Annals. (1987) 489, S. 74.

4) Charles Ebinger, The Strategic Minerals Maze, in: CSIS
Africa Notes. (1986) 57, S. 3.
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Flugzeugen unentbehrlich. Das wirtschaftliche In-
teresse der USA an Zaire, wie es in amerikanischen
Privatinvestitionen zum Ausdruck kommt, ist rela-
tiv zuriickhaltend und hat sich in den letzten Jahren
kaum gewandelt.

Priisident Reagan pries Mobutu als einen der ilte-
sten und besten Freunde der USA in Afrika %), Die
engen Bindungen zu den USA kommen in der Au-
Benpolitik Zaires deutlich zum Tragen: Wiederauf-
nahme der diplomatischen Beziehungen zu Israel,
Unterstiitzung Marokkos in seiner Auseinanderset-
zung in der Westsahara-Politik, Auszug aus der
OAU nach der Aufnahme der ,,Arabisch-Demo-
kratischen Republik Sahara“ (ADSR). Unterstiit-
zung der Regierung Habré im Tschad durch Ent-
sendung eines Militirkontingents, Leitung von US-
Hilfslieferungen an die UNITA iiber zairisches Ter-
ritorium. Letztlich ist Mobutu zur Machterhaltung
auf die Unterstiitzung der USA bei den internatio-
nalen Organisationen, insbesondere dem IMF, an-
gewiesen. Fiir die USA hingegen stellt Zaire einen
zentralen Briickenkopf in einer strategisch wichti-
gen Region dar. Trotz des AusmaBes der politi-
schen Repression und des Umfangs der Menschen-
rechtsverletzungen, der Korruption und MiBwirt-

45) Eine Darstellung der amerikanischen Zaire-Politik geben
Crawford Young, The Zairian Crisis and American Foreign
Policy, in: Bender/Coleman/Sklar (Anm. 33), S. 209-224,
sowie Nzongola-Ntalaja, United States Policy toward Zaire,
ebda., S. 225—238.
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schaft und der Analogie zu den inzwischen gestiirz-
ten Diktatoren Marcos auf den Philippinen und
Duvalier in Haiti scheint die amerikanische Hilfe-
stellung bei der weiteren Stiitzung des Mobutu-
Regimes gesichert.

Das wichtigste Instrument zur Machterhaltung des
Mobutu-Regimes als eine ,Klientelregierung™ ist
seine Fihigkeit, politische Loyalitéit zu kaufen. Zu-
gang zur politischen Macht ist die Voraussetzung
des wirtschaftlichen Erfolgs %). Die groBere politi-
sche Stabilitit des Mobutu-Regimes in den letzten
Jahren ist auch auf die Demoralisierung und Frag-
mentierung der politischen Opposition zuriickzu-
fiihren, nicht zuletzt aufgrund der demonstrierten
Absicherung des Mobutu-Regimes durch den We-
sten und die relative Effektivitit des Sicherheitsap-
parates des Regimes. Kooption, Einschiichterung
und Unterdriickung der Opposition bliecben unver-
dndert bestehen. Das Mobutu-Regime lehnt kom-
promiBlos jede Form eines politischen Pluralismus
ab. Das ist ein wesentlicher Grund fiir die Friktio-
nen zwischen dem KongreB und der Reagan-Admi-
nistration bei der Ausgestaltung der amerikani-
schen Zaire-Politik. Die Aufforderung des Regimes
zu einer nationalen Vers6hnung war immer als uni-
lateral vom Regime gewihrtes Entgegenkommen
gedacht, nicht als eine Basis fiir Verhandlungen.
Das Versprechen des Regimes einer nationalen
Versthnung vom Juni 1985 hat statt dessen langfri-
stig zu einer Spaltung der glaubwiirdigsten Opposi-
tionsbewegung ,,Union fiir Demokratie und gesell-
schaftlichen Fortschritt* (UDPS) gefiihrt. Im No-
vember 1987 gelang es Mobutu, drei der exponier-
testen Oppositionspolitiker, die noch 1983 unter
dem Vorwurf, eine Oppositionspartei griinden zu
wollen. verhaftet worden waren. als Mitglieder des
Zentralkomitees der Einheitspartei aufzuneh-
men 47). Die interne und externe Opposition erwies
sich als unfihig. sich dem Westen als ,,gemiéBigte
Alternative* darzustellen. Damit waren die Vor-
aussetzungen fiir eine Kooptionspolitik durch peri-
odische Amnestie und Aufnahme in die Machtelite
gegeben.

Der Widerstand innerhalb des amerikanischen
Kongresses gegen eine Ausweitung der Entwick-
lungshilfe. insbesondere der Militirhilfe an Zaire,
ist iiber die Jahre ungebrochen. Mitglieder des
Black Caucus. der Lobbygruppe der Afroamerika-
ner im KongreB. haben zum Beispiel 1987 ein Ge-
setz eingebracht. die gesamte Militirhilfe an Kin-
shasa einzustellen ®®). Zaire erhilt Militirhilfe bei

46) Eine fundierte Analyse des Mobutu-Regimes geben Tho-
mas M. Callaghy. The State-Society Struggle. Zaire in Com-
parative Perspective. New York 1984; Crawford Young/Tho-
mas Turner, The Rise and Decline of the Zairian State.
Madison 1985.

47) Die Formen des Drucks auf die Opposition werden ge-
schildert in: Africa Confidential. 28 (1987) 18. S. 7.

48) Africa Confidential, 28 (1987) 24. S. 8.
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der Ausbildung der Armee aus Frankreich. Bel-
gien, China. den USA, Isracl und Agypten. Neuer-
dings leistet auch die Bundesrepublik Deutschland
Sicherheitsunterstiitzung bei dem geplanten Aus-
bau der Civil Guard auf 20 000 Mann. Von 1971 bis
1981 umfaBte die amerikanische Militdrhilfe an
Zaire insgesamt 64 Mio. US-Dollar. Diese Hilfe
war eher politisch-symbolisch bedeutend als milita-
risch relevant. Fiir das Fiskaljahr 1988 hat die Rea-
gan-Administration wieder eine Militarhilfe iiber
11.3 Mio. US-Dollar beantragt. Da eine Erhéhung
der amerikanischen Militirhilfe an Zaire auf den
Widerstand des Kongresses stoBt, springt Israel wie
auch in anderen Konfliktsregionen fiir die amerika-
nische Regierung ein 4%).

Die Anpassung Zaires an die Prioritiiten amerika-
nischer Afrika-Politik ist besonders deutlich in zwei
Bereichen: in der zairischen Unterstiitzung Habrés
im Tschad und in der Hilfe fiir die UNITA in An-
gola. Mobutu entsandte eine Expeditionstruppe in
den Tschad mit logistischer Unterstiitzung der
USA. noch bevor Frankreich 1983 die sogenannte
»Operation Manta* einleitete. Im afrikanischen
Kontext handelte Zaire als amerikanischer , Stell-
vertreter* bei den Tschad-Krisen 1983 und 1986/87,
trotz erheblicher Reserven innerhalb der OAU.
Mobutu macht auch gegeniiber der Reagan-Admi-
nistration geltend. daB nach der Riickfilhrung des
zairischen Truppenkontingents Zaire vier Kom-
mandoeinheiten der Truppen Tschads mit
2 000 Mann auf der zairischen Militirbasis Kota-
koli ausbildete 3). Aber das Mobutu-Regime han-
delte in der Tschad-Krise auch aus eigenem Inter-
esse, denn ein von Libyen dominierter Tschad
wiirde Zaires Nachbarn Sudan und die Zentralafri-
kanische Republik bedrohen 5!). Die Unterstiitzung
der amerikanischen Position gegeniiber Libyen
zeigte sich in der vehementen Rhetorik des Mo-
butu-Regimes gegeniiber Khadafi. Zaire beschul-
digte Libyen der Unterstiitzung von Rebellenaktivi-
titen im Nordosten der Shaba-Provinz.

Im Dezember 1986 fiihrte Mobutu einen Besuch in
den USA durch. zu einem Zeitpunkt, als die Ent-
hiillungen iiber den Iran-Contra-Skandal Washing-
ton erschiitterten. Zu dieser Zeit waren auch die
Bezichungen zwischen Washington und Kinshasa
stark belastet. Nach der amerikanischen Entschei-
dung, Prisident Ferdinand Marcos auf den Philip-
pinen die weitere Unterstiitzung zu entziechen. hielt
Mobutu eine dhnliche Haltung der USA gegeniiber
seinem Regime fiir denkbar. Mobutu reagierte mit
einer doppelten Drohung: erstens mit der Reduzie-
rung der Schuldenriickzahlung und zweitens mit der

‘s") Africa Contemporary Record 1985/86. London 1987.
. B. 244,

;3) Bgﬁf;m Research Bulletin. Pol. Ser.. 24 (1987) 4.
51) Thomas Turner. Zaire: Stalemate and Compromise. in:
Current History. 84 (1985) 501. S. 182.
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Warnung an die USA, den Waffentransfer an die
UNITA iiber Zaire zu drosseln. 1986 waren wieder-
holt amerikanische Sendungen von Panzer- und
Flugabwehrraketen iiber den Flughafen von Kin-
shasa abgewickelt worden. Zu der Zeit kam auch
der Versuch der USA ans Tageslicht. Waffen iiber
Siidafrika an die UNITA zu senden *2). Die Enthiil-
lungen wihrend des Iran-Contra-Skandals machten
solche Waffensendungen iiber Siidafrika nun aller-
dings erheblich schwieriger. Es ging dem Mobutu-
Regime darum, die Verhandlungsposition gegen-
iiber den USA zu stiirken, aber mit dem Iran-Con-
tra-Skandal schien der EinfluB der republikani-
schen Rechten im Abklingen.

Zaires bisherige Hilfe bei der geheimen amerikani-
schen Unterstiitzung fiir die UNITA war Mobutus
Trumpfkarte. Ohne Genehmigung durch den ame-
rikanischen KongreB und unter Verletzung des da-
mals noch giiltigen Clark Amendments hatte die
Reagan-Administration die UNITA bereits seit
1982 mit Waffen versorgt. Bereits im Juni 1982
bewilligte Saudi-Arabien dafiir eine Summe von
30 Mio. US-Dollar, und die USA begannen zu die-
ser Zeit, Waffen bereitzustellen. Nach der Wieder-
aufnahme der diplomatischen Bezichungen war
auch Israel an der Organisation der Militarlieferun-
gen an die UNITA beteiligt. Bereits im Mai 1983
kam es in Kinshasa zwischen den USA, Zaire, Is-
rael. Siidafrika und der UNITA zur Abstimmung
eines gemeinsamen Vorgehens. Das Ziel war, die
MPLA-Regierung zu Verhandlungen mit der
UNITA zu zwingen. Seit 1985 erhielt die UNITA
ihre Hauptbasis in der Kamina-Region in Zaire.
Dies gab ihr die Moglichkeit zu Angriffen in Nord-
ostangola 33). Im Oktober 1985 kam es erneut zu
einem Treffen zwischen den USA, Zaire, Siidaf-
rika, Marokko und Savimbi zur Koordinierung der
Politik gegeniiber Angola angesichts der Aufhe-
bung des Clark-Amendments. Die Reagan-Admi-
nistration fand schlieBlich im KongreB eine Zustim-
mung fiir die Militidrhilfe an die UNITA. Ein Kon-
tingent der amerikanischen Special Forces fithrte im
April 1987 von der Kamina-Luftwaffenbasis aus zu-
sammen mit zairischen Truppen Ubungen durch,
Dies zeigt, daB die Reagan-Administration gewillt
ist. eine direktere Rolle im Konfliktherd des siidli-
chen Afrika zu spielen ).

Die Kamina-Basis in Zaire hat eine wesentliche
Bedeutung fiir die amerikanische Strategie in
Afrika erhalten. Der Ausbau dieser Luftwaffenba-
sis im Herzen Afrikas konnte langfristig fiir die
amerikanische strategische Position in diesem

%) David Keys/Richard Dowden/Peter Pringle. US defies

S. African arms embargo, in: The Independent vom 9. De-

zember 1986.

’s“) Africa Research Bulletin, Pol. Ser.. 24 (1987) 3,
. 8451.

) Africa Report, 32 (1987) 3. S. 5.
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Raum von zunehmender Bedeutung werden. Zu-
nichst stieB das Pentagon auf Widerstand von sei-
ten des State Department, das negative Auswirkun-
gen auf die Losung der Konfliktsituation im siidli-
chen Afrika befiirchtete. Aber entscheidender war
schlieBlich die Haltung der CIA. Fiir die Jahre 1986
und 1987 wurden jeweils 15 Mio. US-Dollar fiir
wverdeckte* Walffenlieferungen an die UNITA
iiber die CIA vom KongreB bewilligt. Daher suchte
die CIA eine weitgehend abgeschirmte Basis nahe
der angolanischen Grenze, um eine Offendeckung
amerikdnischer Waffenlieferungen iiber Zaire an
die UNITA zu vermeiden oder zu umgehen. Fiir
Mobutu bedeutete der Ausbau der Kamina-Basis
und ihre Nutzung fiir die Lieferung von Waffen an
die UNITA eine weitere Moglichkeit, die USA en-
ger an sein Regime zu binden. ungeachtet der Tat-
sache, daB Kinshasa und Luanda noch 1985 eine
Art Nichtangriffspakt geschlossen hatten ). Die
Regierung Zaires hat wiederholt kategorisch be-
stritten, daB iiber Zaire Waffen an die UNITA ge-
leitet werden.

Das weitgehende Verstindnis westlicher Gliubiger
fiir Zaires begrenzte Fihigkeit, rigorose IMF-Auf-
lagen auch tatsichlich zu befolgen, ohne die lang-
fristige Rehabilitierung zu gefahrden. diese unge-
wohnlich tolerante Haltung westlicher Gliaubiger-
linder gegeniiber Zaire als Schuldnerland ist nicht
zuletzt auf das strategische Interesse westlicher
Staaten wie der USA, Frankreichs und Belgiens
zuriickzufiihren, was sich in der immer wieder er-
neuerten Unterstiitzung fiir das Mobutu-Regime
manifestiert. Wihrend der zwélften Tagung des
Zentralkomitees der Einheitspartei MPR im Okto-
ber 1986 kam es zum demonstrativen Bruch Zaires
mit dem IMF. In Zukunft sollten nicht mehr wie
bisher 25 Prozent, sondern nur zehn Prozent der
Devisencinnahmen und nur 20 Prozent des Staats-
haushaltes fiir den Schuldendienst bereitgestellt
werden. Die Symbolfigur der wirtschaftlichen Libe-
ralisierungspolitik seit 1983, Ministerpriisident
Kengo Wa Dondo. wurde entlassen. Die mit der
Wirtschaftsreform von 1983 erwarteten Kapitalzu-
fliisse aus westlichen Lindern waren nicht erfolgt.
Es hatte vielmehr einen stetigen KapitalabfluB ge-
geben). Im August 1984 hatten die USA und
Zaire einen bilateralen Investitionsvertrag unter-
zeichnet. Zaire hoffte auf einen erheblichen An-
stieg der amerikanischen Direktinvestitionen im
Lande, was jedoch unwahrscheinlich war57). Tat-
sichlich beliefen sich die Direktinvestitionen An-
fang 1985 auf nur 200 Mio. US-Dollar, eine sehr

55) Zaire air base ,used in secret CIA operation®, in: Guar-
dian vom 2. Februar 1987.

6) Africa Analysis, (1986) 10. S. 1.

57) Als einer der ersten Beobachter hat Young vor iibertrie-
benem Optimismus gewarnt: Crawford Young. Optimism on
Zaire: Illusion or Reality? in: CSIS Africa Notes, (1985)
50. S. 6.
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bescheidene Summe angesichts des Potentials von
Zaire. Aber die Unterzeichnung des Investitions-
vertrages war eine klare offizielle Anerkennung der
Zuverlissigkeit des Mobutu-Regimes durch die
amerikanische Regierung.

Der Bruch Zaires mit dem IMF war nur kurzfristig.
Hier zeigte sich erneut der amerikanische Einfluf
auf den IMF, die Bedingungen fiir eine weitere
Unterstiitzung fiir Zaire zu erleichtern. Schon bald
nach seinem Besuch in Washington lenkte Mobutu
ein8). Zaire wurde im Rahmen des Pariser Clubs
im Mai 1987 eine Restrukturierung seines Schul-
dendienstes auf 15 Jahre, davon sechs Freijahre,
gewihrt. Der Umschuldungsbetrag hatte die Hohe
von insgesamt 846 Mio. US-Dollar. Zaire hatte
Ende 1986 Auslandsschulden in Héhe von 6.3 Mrd.
US-Dollar. Gemessen an lateinamerikanischen
Schuldnerlindern ist dies eine bescheidene Gro-
Benordnung. Diese Umschuldung vom Mai war je-

doch der erste Fall einer Uberschreitung der bishe-
rigen Limite von 10 Jahren. Langsam setzte sich im
Pariser Club die Tendenz durch, fiir die drmsten
Entwicklungsldnder kingere Fristen einzurdumen.
Der Fall Zaire war die erste konkrete Anwendung
dieser Anpassung der Praxis des Pariser Clubs.
Zaire versprach eine systematische Durchfithrung
der Wirtschaftsliberalisierungspolitik einschlieBlich
der Liquidierung unrentabler Staatsunternehmen
oder gegebenenfalls ihre Privatisierung. Trotz weit-
gehend rigider Kreditauflagen der Weltbank und
des IMF ist es bisher nicht gelungen, die Wirtschaft
Zaires zu konsolidieren. MiBwirtschaft, Nepotis-
mus und Korruption in einem selbst im afrikani-
schen Kontext ungewdhnlichen AusmaB haben dies
unméglich gemacht. Solange das Mobutu-Regime
angesichts der amerikanischen Interessen an sei-
nem Uberleben weiterhin in gleicher Weise von
auBen gestiitzt wird. wird sich daran auch nichts
Wesentliches dndern.

V. Liberia

Die Reagan-Administration sah sich bereits wie die
Carter-Administration vor die delikate Frage ge-
stellt, wie amerikanische Sicherheitsinteressen mit
elementaren Verletzungen der Menschenrechte an-
gesichts der blutigen Machtauseinandersetzung in
Liberia in Ubereinstimmung gebracht werden kon-
nen. Im April 1980 wurde der damalige Priisident
William Richard Tolbert durch einen Militirputsch
unter Fithrung von Hauptfeldwebel Samuel Ka-
nyon Doi gestiirzt %). Tolbert hatte vergeblich ver-
sucht, die wachsende Unzufriedenheit im Land und
die sich formierende Opposition durch partielle Le-
galisierung zu kanalisieren. Tolbert reprisentierte
die nur ca, 50 000 Personen umfassende Fiithrungs-
schicht der ehemaligen aus den USA zugewander-
ten Elite, die in der AuBenpolitik traditionell enge
Bindungen an die USA unterhielten. Die bisherige
Einparteienherrschaft der True Whig Party brach
zusammen. Dois Machtergreifung war der erste Mi-
litirputsch in der Geschichte Liberias ). Mit Doi
wurde zum ersten Mal ein Staatsoberhaupt aus den
Reihen der Einheimischen Liberias benannt.

Wiihrend die meisten afrikanischen Staaten, schok-
kiert iiber die Ermordung des gerade erst gewihlten
OAU-Vorsitzenden Tolbert, das neue Regime zu-
néchst zu isolieren suchten, reagierte die Reagan-
Regierung unter dem Eindruck eines drohenden
Einflusses Libyens und Kubas auf Liberia dahin
gehend, die Isolation des Doi-Regimes aufzubre-

$3) Africa Report. 32 (1987) 3. S. 13.

) J. Gus Liebenow. Liberia: Return to Civilian Rule?. in:
CSIS Africa Notes, (1983) 21.

60) SWe[tgcschchcn. II. April—Juni 1987. St.Augustin 1987.
S, 1.
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chen. Libyen hatte sich angeblich bereit erklirt,
Militdrberater zu entsenden. Die Reagan-Admini-
stration schlug daher ihrerseits vor, amerikanische
Militdrberater nach Liberia zu schicken. worauf im
Mai 1981 Prisident Doi die SchlieBung der liby-
schen Botschaft verfiigte. Die amerikanische Re-
gierung befiirchtete, daB unter dem neuen AuBen-
minister Matthews Liberia eine stiirker blockunge-
bundene Politik einleiten werde. Er hatte erklart,
Liberia diirfe nicht zu einer ,Filiale der USA" in
Afrika werden.

Vor allem aber sah die Reagan-Administration die
Gefahr einer Beeintrichtigung der strategischen
Nutzung Liberias durch die USA. In Frage gestellt
waren nicht nur die historisch engen Beziehungen
zwischen beiden Staaten. sondern auch die ent-
scheidende Bedeutung Liberias fiir die amerikani-
schen Kommunikationseinrichtungen in West- und
Zentralafrika, die Verfiigbarkeit iiber Liberias
wichtigsten Flughafen fiir die Contingency-Pla-
nung. die Wirtschaftsinteressen der USA in Liberia
mit 400 Mio. US-Dollar amerikanischer Privatin-
vestitionen. Vor allem wirkte aber im Sinne der
Eindammungspolitik die Furcht vor einem EinfluB
Libyens auf die Armee Liberias und damit indirekt
ein potentieller Machtgewinn fiir die Sowjetunion.
Liberia stellt den Robertsfield-Flugplatz amerikani-
schen Militértransporten zur Verfiigung. In Liberia
ist eine Relaisstation der ,,Stimme Amerikas* un-
tergebracht. die eine Reichweite iiber fast ganz
Afrika hat. Das Omega-Navigationssystem der
USA iiberwacht die Bewegung sowohl des Schiffs-
als auch des Luftverkehrs in der Region des westli-
chen Afrika. Unter den amerikanischen Investitio-

A



nen befindet sich die groBte Gummiplantage der
Welt, im Besitz der Firestone. In internationalen
Gremien wie der UNO stimmt Liberia fast regelmii-
Big mit den USA. Liberia kann als der ilteste und
engste Freund der USA in Afrika angesehen wer-
den.

Die USA waren vor ein klassisches Dilemma ge-
stellt, denn die Ermordung Prisident Tolberts und
filhrender Mitglieder seiner Regierung hitten eine
klare Voraussetzung gebildet, die militéirischen
Hilfslieferungen der USA an Liberia einzustellen.
Die Menschenrechtsverletzungen und spéteren
Wabhlfilschungen durch das Regime Doi setzten
sich zudem fort. Im August 1982 hatte Doi den bis
dahin zweiten Mann des Regimes, Generalmajor
Thomas Weh Syen, und vier weitere Mitglieder des
»Volkserlosungsrates* PRC wegen einer Ver-
schworung zu seinem Sturz hinrichten lassen. Aber
die Entfernung einiger der fithrenden Minner aus
dem innersten Machtkern um Doi kam den USA
entgegen. AuBénminister Matthews war aufgrund
seiner Distanzierungspolitik gegeniiber den USA
von Washington beargwohnt worden und wurde
bereits November 1981 entlassen. Weh hatte sich
angeblich fiir die Wiederertffnung der libyschen
Vertretung in Liberia eingesetzt. Und die Abset-
zung des Planungsministers Ttipoteh mit seiner so-
zialistisch ausgerichteten Wirtschaftspolitik kam
den amerikanischen Bestrebungen ebenfalls entge-
gen. Zudem beschlo8 Liberia im August 1983, die
diplomatischen Beziehungen zu Israel wieder auf-
zunchmen. Israel sagte die Entsendung von Militér-
beratern nach Liberia zu®'). Doi verurteilte den
»neuen Kolonialismus* Libyens und unterstiitzte
die Regierung Hisséne Habrés im Tschad. Als Doi
im November 1983 das Scheitern eines gegen ihn
gerichteten Putschversuches und die Entlassung
des bisherigen Armeebefehlshabers Quiwonkpa
bekanntgab, verwies er bei dieser Gelegen-~
heit den Botschafter der Sowjetunion des Lan-
des, ein Wink an die USA, das Regime weiterhin zu
stiitzen.

Im Oktober 1985 fanden in Liberia allgemeine
Wahlen statt, und als Reprisentant der Nationalde-
mokratischen Partei Liberias NDPL stellte sich Pri-
sident Doi zur Wahl mit der Begriindung, damit den
Ubergang zu einem Zivilregime und die Abldsung
des Militdrs zu beschleunigen. Die Wahlresultate
galten weitgehend als gefilscht 62). Als General Doi
im Januar 1986 offiziell als Prisident vereidigt
wurde, trotz der héchst umstrittenen Wahlen vom
Oktober 1985 und der blutigen Niederschlagung des

;') Martin Schiimer, Zaire und der Westen, Bonn 1984,
9

&) Angeblich gewann Doi in 10 der 13 Wahlbezirke, seine
Rivalen jeweils nur in einem. Zur politischen Entwicklung in
Liberia siehe: J. Gus Liebenow, Liberia. The Quest for De-
mocracy. Bloomington 1987.
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des Putschversuches des geflohenen ehemaligen
Armeebefehishabers Quiwonkpa vom November
1985, duBerte der Assistant Secretary for African
Affairs, Chester Crocker, daB es fiir General Doi
keinen Ersatz in Liberia gebe, denn unter seiner
Fiihrung werde Liberia bei der gemiiBigten, dem
Westen verbundenen Politik bleiben 63).

Ungeachtet dieser wiederholten gravierenden Men-
schenrechtsverletzungen und der katastrophalen
Finanz- und Wirtschaftspolitik des Regimes blieben
die Vereinigten Staaten die wichtigste Quelle fiir
Militirhilfe an Liberia. Das Militérhilfeprogramm
stieg sogar erheblich an. Wiihrend 1982 die USA
nur eine Mio. US-Dollar Militarhilfe geleistet hat-
ten, entschloB sich 1983 die Reagan-Administration
zu einer drastischen Erhéhung ihrer Militérhilfe auf
elf Mio. US-Dollar. Auf dieser Héhe blieb die Mili-
tarhilfe mit je elf Mio. US-Dollar fiir die Jahre 1985
und 1986. Seit 1980 haben die USA Liberia mit 434
Mio. US-Dollar an Militir- und Wirtschaftshilfe
unterstiitzt, fast doppelt soviel wie die gesamte
Summe wihrend der vorhergehenden drei Jahr-
zehnte. Fiir 1987 waren 38 Mio. US-Dollar Militéir-
und Wirtschaftshilfe vorgesehen. Die amerikani-
sche Regierung macht geltend, daB sie mit ihrer
Militéirhilfe nicht nur die Grundlagen fiir eine diszi-
plinierte, professionelle Armee — einschlieBlich ei-
ner verbesserten Kommandostruktur — stirken,
sondern auch die Voraussetzungen dafiir schaffen
will, die Militidrs wieder in die Kasernen zuriickzu-
bringen.

Gegen diese Ausweitung der amerikanisch-libe-
rianischen Bezichungen regt sich nun mehr und
mehr Widerstand im KongreB mit dem Hinweis auf
eklatante Verletzungen demokratischer Rechte in
Liberia und die Wirtschafts- und Finanzmisere im
Land. Anfang 1987 hat ein KongreBbericht festge-
stellt, daB die amerikanische Hilfe an Liberia in
groBem Umfang miBbraucht worden ist. Das Gene-
ral Accounting Office GAO stellte fest. daB Millio-
nen von Dollar an amerikanischer Entwicklungs-
hilfe an Mitglieder der Regierung Doi wihrend der
letzten sechs Jahre umgeleitet wurden. Der Bericht
war auf Veranlassung von Senator Edward Ken-
nedy verfaBt worden ), der feststellte, daB Gene-
ral Doi seine Machtposition genutzt habe, um sich
selbst und seine engsten Mitarbeiter auf Kosten des
amerikanischen Steuerzahlers zu bereichern. Ken-
nedy verlangte die Einstellung aller Wirtschafts-

63) Weltgeschehen, II. April—Juni 1987, S. 62.

&) Einim Februar 1987 herausgebrachtes vorliufiges Resu-
mee stellte fest, daB das GAO sich nicht in der Lage sah,
mehr als 50 Mio. US-Dollar an Counterpart Funds sowie
16,5 Mio. US-Dollar eines Commodity Assistance Support-
Programms nachzuweisen. AuBerdem wurden 12 Mio. US-
Dollar der Economic Support Fund-Mittel von der liberiani-
schen Regierung zweckentfremdet. Dazu Africa Report. 32
(1987) 3, S. 9.
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und Militarhilfe an das Doi-Regime, bis der MiB-
brauch amerikanischer Hilfsgelder beendet sei und
freie und faire Priisidialwahlen in Liberia abgehal-
fen wiirden. Die amerikanische Regierung ver-
suchte, diese Kritik an der Korruption innerhalb
des Doi-Regimes herunterzuspielen. Der Reagan-
Administration ist vor allem daran gelegen. die
wichtigen Luftwaffen- und Marinebasen in Liberia
zu sichern. wo die USA extrem giinstige Lande-
rechte genieBen, Die Exzesse des Doi-Regimes

werden angesichts der hohen strategischen Be-
deutung Liberias fiir die USA systematisch her-
untergespielt. Senator Kennedy kritisierte die
Haltung der Reagan-Administration als lang-
fristig kontraproduktiv. Solange die USA sich
nicht entschieden fiir die Demokratie in Liberia
einsetzten, drohe ihnen nicht nur, sich dem liba-
nesischen Volk zu entfremden. Langfristig konn-
ten auch ihre strategischen Interessen in Liberia
gefiihrdet werden.

VI. Mozambique

Die amerikanische Anniherung an Mozambique
war hauptsichlich auf den Verlust an Glaubwiirdig-
keit der USA in der Region des siidlichen Afrika
angesichts der siidafrikanischen Destabilisierungs-
politik und auf die Furcht der USA vor einem Wie-
dererstarken des sowjetischen Engagements in die-
ser Region zuriickzufiihren ). Die Reagan-Admi-
nistration ging zeitweilig zu einer regionalen Dé-
tente-Politik iiber. Durch Intensivierung der bilate-
ralen Bezichungen und Anerkennung der individu-
ellen nationalen Anliegen der einzelnen Konflikt-
parteien innerhalb der Region stand auch eine An-
niitherung der USA an ein ,marxistisches* Regime,
das sich jedoch dem sowjetischen EinfluB allmih-
lich entzog, nicht im Widerspruch zur Constructive
Engagement Strategie der USA. Ende 1982 wurde
der bilaterale Dialog zwischen den USA und Mo-
zambique schlieBlich wieder aufgenommen. Der
Nkomati-Vertrag vom Mirz 1984 zwischen Siid-
afrika und Mozambique %) war zwar nicht das Pro-
dukt der amerikanischen Diplomatie. aber die USA
hatten zum Zustandekommen wesentlich beigetra-
gen. Die USA wurden schlieBlich 1984 Mozambi-
ques wichtigster Getreidelieferant. angesichts der
Diirrekatastrophe mit iiber 100 000 Toten eine sehr
wesentliche Entlastung. Der amerikanische Hilfe-
betrag von 30 Mio. US-Dollar (davon 22 Mio. US-
Dollar Nahrungsmittelhilfe und acht Mio. US-Dol-
lar Entwicklungshilfe) demonstrierte die wach-
sende Bedeutung der bilateralen Beziehungen. Mit
dem IV. KongreB der Frelimo im April 1983 war
das Regime dazu iibergegangen. ein umfassendes
wirtschaftliches Reformprogramm zu initiieren, das
graduell sich von dem orthodoxen. staatssozialisti-
schen Modell abwandte 7). Mozambique hatte im

) Martin Schiimer. Die amerikanische Politik gegeniiber
dem siidlichen Afrika. Bonn 1986, S. 26f.

%) Winrich Kiihne. Siidafrika und seine Nachbarn: Durch-
bruch zum Frieden?, Baden-Baden 1985; Peter Meyns. Das
Siidliche Afrika nach Nkomati, Hamburg 1987; Ibrahim
S. R. Msabaha/Timothy M. Shaw (Hrsg.). Confrontation
and Liberation in Southern Africa. Regional Directions Af-
ter the Nkomati Accord. Boulder 1987.

67) Erfried Adam. Mosambik: Im 12. Jahr am Ende?. in:
Africa Spectrum, 21 (1986) 3. S. 337—362.
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September 1984 ein neues Investitionsgesetz verab-
schiedet. das westliche Investitionen ermutigen
sollte. Ferner wurde eine Ubereinkunft mit der US-
Overseas Pivate Investment Corporation erreicht.
1984 trat Mozambique auch dem Internationalen
Wihrungsfond und der Weltbank bei und erreichte
bereits einen Monat spiter eine Umschuldung der
Auslandsschulden von 1.8 Mrd. US-Dollar im
Rahmen des Pariser Clubs.

Aber den USA gelang es nicht, die Tendenzen zu
einer ,ausgewogeneren Blockfreiheit* der Frelimo-
Regierung durch zusitzliches symbolisches Entge-
genkommen in den bilateralen Beziechungen zu stiir-
ken. und zwar aufgrund innenpolitischer Wider-
stinde. Das State Department hoffte. Mozambique
zu einem der wichtigsten Entwicklungshilfeempfén-
ger der USA in Schwarzafrika zu machen, um die
Loslosung des Landes vom sowjetischen EinfluB zu
beschleunigen. Die USA hatten 1985 Wirtschafts-
hilfe von 13 Mio. US-Dollar und Nahrungsmittel-
hilfe von 25 Mio. US-Dollar bereitgestellt. Im Ja-
nuar 1985 boten die USA sogar 1.15 Mio. US-Dol-
lar ,nichttodbringender* Milit4rhilfe dem Frelimo-
Regime an, weitere drei Mio. US-Dollar waren fiir
1986 in Aussicht gestellt. Aber diese geplante Mili-
tirhilfe der USA an Mozambique wurde im Senat
blockiert. Auf Driingen des ultrakonservativen Se-
nators Jesse Helms wurde bei der Beratung des
Auslandshilfegesetzes im Mai 1985 ein Amendment
verabschiedet, das diese Militirhilfe an Mozambi-
que an drei zu diesem Zeitpunkt vollig unrealisti-
sche Bedingungen kniipfte. niimlich eine drastische
Reduzierung der Zahl der Ostblock-Militirberater
in Mozambique, ferner freie Wahlen im Jahr 1986
und die Bestitigung einer eindeutigen Verbesse-
rung der Menschenrechtssituation in Mozambique
durch Prasident Reagan. Damit sollte eine Annihe-
rung an Mozambique. wie sie das State Department
plante, systematisch hintertriecben werden ). Die
amerikanische Unterstiitzung fiir die Lebensfihig-
keit des sozialistischen Frelimo-Regimes war ku-
rioserweise zum Testfall fiir die amerikanische Si-

68) Schiimer (Anm. 65). S. 34.



cherheitsgarantie fiir die Staaten des siidlichen
Afrika geworden. Aber die USA waren nicht in der
Lage. realistische Sicherheitsgarantien angesichts
der Destabilisierungspolitik Siidafrikas zu geben.
Die Hoffnung zumindest des State Departments,
die bilateralen Bezichungen Schritt fiir Schritt zu
verbessern und auch die Entwicklungshilfe iiber das
jihrliche durchschnittliche Niveau von zehn Mio.
US-Dollar zu heben, scheiterte am innenpolitischen
Widerstand. Der Besuch Prisident Machels in Wa-
shington im September 1985 und sein Empfang
durch Prisident Reagan zeigten jedoch. daB es im
Windschatten der Constructive Engagement Strate-
gie dem State Department gelungen war, einen der
wichtigsten Frontstaaten allmihlich zu einem Eck-
pfeiler der amerikanischen Gesamtstrategie fiir das
siidliche Afrika zu machen.

Als Priisident Machel trotz der eindeutigen Beweise
einer systematischen Verletzung des Nkomati-Ab-
kommens durch ‘Siidafrika sich dennoch fiir die
Aufrechterhaltung des Vertrages aussprach und er
das Engagement der amerikanischen Regierung,
einen konstruktiven Dialog zwischen den Konflikt-
parteien aufrechtzuerhalten, begriiBte ¥), konnten
die Versuche des ultra-konservativen Spektrums
der Republikanischen Partei zuriickgeddmmt wer-
den, die Reagan-Administration davon zu iiberzeu-
gen, daB der Sturz der Frelimo-Regierung im ame-
rikanischen strategischen Interesse liege ). Mit-
glieder des rechtskonservativen Fliigels der Repu-
blikanischen Partei hatten anlédBlich des Staatsbesu-
ches Machels ein Gesetz eingebracht. das der Re-
namo 5 Mio. US-Dollar 1986 zusichern und eine
Beendigung amerikanischer Wirtschaftshilfe fiir
Mozambique erreichen sollte. Befiirchtungen in-
nerhalb der Reagan-Administration, da die mo-
zambiquanische Regierung nach dem Tode Ma-
chels im Oktober 1986 durch Nachfolgekiimpfe ge-
lihmt und entscheidungsunfihig sein kénnte. wur-
den mit der ziigigen Ernennung von Joaquim Chis-
sano beseitigt 71).

Die Enthiillungen iiber die Iran-Contra-Affiire und
damit die Desavouierung der Reagan-Doktrin gab
dem State Department noch einmal die Chance. die
Bezichungen zu Mozambique aufzuwerten. Denn
einige der wichtigsten Gegenspieler von Crocker
und AuBenminister Shultz traten im Zuge dieser
Affiire ab: neben dem Chef der CIA. William Ca-
sey, auch die ultrakonservativen Reprisentanten
im Nationalen Sicherheitsrat, Pat Buchanan und
Phil Ringdahl. Das State Department versuchte,
die Beziehungen zu den Frontstaaten auf eine neue

%) Phyllis Johnson/David Martin (Hrsg.). Destructive Enga-
gement. Southern Africa at War. Harare 1986.

) Anthony Robinson/Reginald Dale. Botha still backing
rebels. says Machel on eve of U, S. visit. in: Financial Times
vom 18. September 1985.

) Gillian Gunn. Mozambique After Machel, in: CSIS Af-
rica Notes. (1986) 67.
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Grundlage zu stellen. und dies durch verstirkte
Entwicklungshilfe zu demonstrieren, zum Beispiel
mit der geplanten 100 Mio. US-Dollar Unterstiit-
zung pro Jahr fiir die Southern African Develop-
ment Coordination Conference (SADCC). Die
wichtigsten westlichen Geber hatten sich bereit er-
klirt, 215 Mio. US-Dollar fiir die Wiederherstel-
lung der fiir die Mitglieder der SADCC so entschei-
dend wichtigen Beira-Eisenbahnlinie bereitzustel-
len. Die durch die siidafrikanische Destabilisie-
rungspolitik verursachten Zerstérungen und der
Verlust an Einkommen werden von der mozambi-
quanischen Regierung auf eine GroBenordnung
von 5.5 bis 6,5 Mrd. US-Dollar geschitzt 72). Die
1987 Mozambique zugesagte Auslandshilfe er-
reichte die GréBenordnung von 700 Mio. US-Dol-
lar 7). Bei Chissanos Staatsbesuch in Moskau Au-
gust 1987 unterstrich die Sowjetunion ihren Willen,
die seit Machels Tod belasteten Beziehungen wie-
der zu verbessern. Der groBte Teil der Waffenliefe-
rungen an Mozambique stammt weiterhin aus der
Sowjetunion 7).

Die Reagan-Administration gab ihre Absicht be-
kannt, Mozambique 75 Mio. US-Dollar Notstands-
hilfe fiir das Fiskaljahr 1987 zukommen zu lassen.
Das State Department konnte zunichst alle Versu-
che zuriickweisen, die Renamo als eigenstindige
Widerstandsbewegung im Sinne der Reagan-Dok-
trin anzuerkennen. Chester Crocker konnte darauf
hinweisen, daB eine Anerkennung der Renamo die
USA ihren wichtigsten Verbiindeten entfremden
wiirde. Bei dem Besuch Prisident Chissanos in Wa-
shington im Oktober 1987 sicherte die Reagan-Ad-
ministration der Frelimo-Regierung weitere Unter-
stiitzung in den Bemiihungen um eine Beendigung
der Kdmpfe mit der Renamo zu. Andererseits war
iiber die vorgesehenen zehn Mio. US-Dollar Wirt-
schaftshilfe und 75 Mio. US-Dollar Lebensmittel-
hilfe fiir das Fiskaljahr 1987 hinaus keine weitere
Unterstiitzung im KongreB zu erwarten’). Chis-
sano hat die amerikanische Regierung nicht nur um
verstirkte Wirtschaftshilfe gebeten, sondern auch
die Bereitschaft Mozambiques erklirt, Militérhilfe
jeder Art aus den USA entgegenzunehmen 76),
Doch eine neue Initiative der Reagan-Administra-
tion in der Frage der Militirhilfe scheint vorerst
ausgeschlossen.

Wie intensiv sich die Frelimo-Regierung bemiiht,
die Beziehungen zu der Reagan-Administration zu
stabilisieren, zeigt sich in der Bereitschaft, in gehei-

72) Allen Isaacman, Chissano’s Friends And Enemies, in:
Africa Report, 32 (1987) 5, S. 50.

73) Africa News, 28 (1987) 8.

™) Africa Research Bulletin, Pol. Ser., 24 (1987) 8,
S. 8611.

75) Weiterhin Hilfe der USA an Mozambique., in: Neue Ziir-
cher Zeitung vom 8. Oktober 1987,

) David B. Ottaway, Reagan Reassures Mozambique of
U. S. Support. in: International Herald Tribune vom 7. Ok-
tober 1987.
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men Verhandlungen mit Israel die Frage der Er-
richtung diplomatischer Beziehungen zu diskutie-
ren. Fiir Israel wiire nach der Errichtung diploma-
tischer Bezichungen mit fiinf konservativen schwarz-
afrikanischen Staaten in den letzten Jahren eine
Anerkennung durch Mozambique ein wesentlicher
Erfolg. Mozambique hofft nicht nur auf wirtschaft-
liche Unterstiitzung durch Israel, sondern vor allem
auf die Nutzung der jiidischen Lobby innerhalb des
Kongresses fiir eine Vertiefung der amerikanisch-
mozambiquanischen Beziehungen. Dariiber hinaus
konnte Israel ein niitzlicher Vermittler in einem
wiedereroffneten Dialog mit Siidafrika sein77).

Aber mit der Aufhebung des Clark-Amendments
vom Juni 1985 und damit der Moglichkeit der mili-
tirischen Unterstiitzung der UNITA in Angola
konzentrierte sich die ultra-konservative Lobby in-
nerhalb des Kongresses auf eine Umkehrung der
amerikanischen Politik in Angola und Mozambi-
que, nachdem sie in der Siidafrika-Politik infolge
der der Reagan-Administration aufgezwungenen
Sanktionsbeschliisse vom September 1985 und Ok-
tober 1986 und dem Treffen zwischen AuBenmini-
ster Shultz und Oliver Tambo vom ANC im Januar
1987 hatte zuriickstecken miissen. Innerhalb des
Senats gelang es dem republikanischen Abgeordne-
ten Jesse Helms, die Ernennung eines neuen Bot-
schafters in Maputo monatelang hinauszuzogern.
Ab Mitte 1987 drohte eine Intensivierung der bila-
teralen Beziehungen der USA zu Mozambique
durch die innenpolitische Gegenoffensive hinter-
triecben zu werden. Im Juni 1987 kam es zu einer
Uberpriifung der amerikanischen Haltung in der
Frage der Anerkennung der Renamo und der Mog-
lichkeit. eine Art von diplomatischem Kontakt her-
zustellen. Uber die Renamo sollte Notstandshilfe in
nicht von der Frelimo kontrollierte Gebiete geleitet
werden. Innerhalb der amerikanischen Regierung
war die Haltung in dieser Frage geteilt. Das Vertei-
digungsministerium, insbesondere der Under-Sec-
retary Fred Iklé sowie die Defence Intelligence
Agency, sprachen sich fiir einen Kontakt zur Re-
namo aus, wihrend der Nationale Sicherheitsrat
und die CIA einen KompromiB suchten. Das State
Department riet weiterhin von einem Kontakt zur
Renamo ab™). Die amerikanische Regierung, in
diesem Fall das Office of Foreign Disaster Resi-
stance (OFDA). driingte schlieBlich Mozambique,
ein ,ausbalanciertes Programm® zu akzeptieren,
nimlich die Lieferung von Nahrungsmitteln an
beide Seiten, was jedoch die Frelimo-Regierung
ablehnte. Die innenpolitische Kontroverse um die
Frage einer Anniherung an ,, marxistische* Regime
im siidlichen Afrika wie das Felimo-Regime war in

77) Glenn Frankel, Isracl Seeks U. S. Help For Effort in
Mozambique. in: International Herald Tribune vom 14. No-
vember 1987.

) Stephen Morrison, The Battle For Mozambique. in: Af-
rica Report, 32 (1987) 5. S. 46.
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die Auseinandersetzungen um die Nachfolge Priisi-
dent Reagans innerhalb der Republikanischen Par-
tei geraten. Letztlich ging es darum, die Ansitze
einer realistischeren Politik der Reagan-Admini-
stration gegeniiber dem siidlichen Afrika — zum
Beispiel die verstirkte Unterstiitzung der SADCC,
die Dialogpolitik nicht nur mit der Frelimo-, son-
dern auch mit der MPLA-Regierung und die vor-
sichtig abtastende Haltung gegeniiber dem ANC —
riickgingig zu machen. Das WeiBe Haus hatte diese
Politik immer nur halbherzig unterstiitzt.

Entscheidender war jedoch, daB einer der wichtig-
sten Bewerber um die Prasidentschaft, Senator Ro-
bert Dole, auf die Linie von Senator Helms ein-
schwenkte. um auf diese Weise den Riickhalt bei
wichtigen Lobbygruppen der Ultra-Konservativen
im Kampf um die Nachfolge Prisident Reagans si-
cherzustellen. Wihrend des Besuchs von Chissano
in den USA versuchten die Sympathisanten der
Renamo innerhalb der Republikanischen Partei,
diesmal gefiihrt von dem Priisidentschaftskandida-
ten Jack Kemp, medienwirksam eine Gegenstrate-
gie zur Unterstiitzung fiir die Renamo zu lancieren,
indem sie den Renamo-Fiihrer. Alfonso Dhlakama,
zu einem Besuch in Washington einluden. Davon
erhofften sie sich einen dhnlichen Erfolg wie beim
Besuch Savimbis in Washington Ende Januar 1986.
Die Kontakte zu der Renamo auch von seiten enger
Mitarbeiter verschiedener republikanischer Prisi-
dentschaftskandidaten verstirkten sich 7). Novem-
ber 1987 kam es schlieBlich zu einem Zusammen-
treffen zwischen dem Nationalen Sicherheitsbera-
ter Frank Carlucci und Reprisentanten der wichtig-
sten US-Lobbygruppen fiir die Renamo. Dabei soll
Carlucci versichert haben, falls die Frelimo-Regie-
rung nicht bald Verhandlungen mit der Renamo
aufnehme, werde die Reagan-Administration ihre
Haltung iiberpriifen. Wihrend der Verhandlungen
mit Chissano im Oktober hatte die Administration
die Frelimo-Regierung dahin gedriingt, ein Arran-
gement mit der Renamo méglicherweise mit ameri-
kanischer Unterstiitzung zu finden 8). Mit Vizepri-
sident Bush und Senator Dole hitten damit die bei-
den wichtigsten Anwiirter auf die Nachfolge Prisi-
dent Reagans innerhalb der Republikanischen Par-
tei ihre Unterstiitzung fiir die Renamo deutlich ge-
macht, Wihrend des Wahlkampfes ist damit zu
rechnen, daB die Riicksichtnahme auf die wichtig-
sten ultra-konservativen Lobbyggruppen der Repu-
blikanischen Partei dazu fiihren wird, daB neue rea-
listische Initiativen der USA gegeniiber den Front-
staaten aufgrund des innenpolitischen Macht-

7) Dazu gehort zum Beispiel die ,Geopolitical Task Force
on Southern Africa“. der politische Berater von Vizepriisi-
dent George Bush und Senator Bob Dole angehdren, Siehe
Didrio de Noticias vom 18. Juli 1987.

%) David B. Ottaway. U. S. Backers of Mozambique Re-
bels Say Carlucci Met With Renamo Figure. in: International
Herald Tribune vom 12. November 1987,
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kampfes blockiert werden diirften. Die Politik ge-
geniiber dem siidlichen Afrika wiire damit wihrend

des Wahlkampfes verfangen im Kampf um die Er-
oberung der Macht im WeiBen Haus.

VII. SchluBfolgerungen

Nordafrika wird in der amerikanischen Globalstra-
tegie als Teil des Mittleren Ostens verstanden. Das
Hauptinteresse der USA in diesem Gebiet gilt da-
her dem gesicherten Zugang zu Hifen. Luftbasen,
Transit-Fazilititen und Uberflugsrechten. Ma-
rokko gilt als der wichtigste Alliierte der USA in
diesem Raum. Abgesehen von der Sonderstellung
Agyptens vor allem nach dem Camp David-Ab-
kommen 1979 ist die strategische Rolle Marokkos
als Riickhalt fiir die Rapid Deployment Force der
USA vorgezeichnet. Marokko reiht sich damit ein
in die Kette von bilateralen Militirabkommen, die
die USA Anfang der achtziger Jahre auch mit dem
Sudan. Somalia. Kenia und dem Oman abschlos-
sen. Gleichzeitig ist es das Ziel der USA., der So-
wjetunion eine Festsetzung in dieser Region zu ver-
sagen. Dabei soll zum Beispiel Algerien, das bisher
zu 90 Prozent von Militirlieferungen aus der So-
wjetunion abhiingig war, allméhlich aus seiner Di-
stanzpolitik gegeniiber Washington geldst wer-
den8!).

Abgesehen von Nordafrika sowie dem Homn von
Afrika spielt Sub-Sahara-Afrika cine untergeord-
nete Rolle als Schauplatz der strategischen Interes-
sen der USA. Afrika wird von der Reagan-Admi-
nistration als ,strategischer Raum* fiir militéirische
Abwehraktionen gegen die Sowjetunion oder ihre
wotellvertreter” verstanden. Am deutlichsten wird
dies in der Tschad-Politik der USA. die die Kon-
frontationsstrategie gegen Libyen ergiinzen sollte.
Dabei wird die Frage. inwieweit Libyen iiberhaupt
als ,Proxy“ der Sowjetunion verstanden werden
kann, nur unscharf beantwortet. Die Reagan-Ad-
ministration neigt zur Betonung militdrischer Lo-
sungen fiir politische Probleme, wobei die komple-
xen regionalen Urspriinge der Konflikte herunter-
gespielt werden. Aber die afrikanischen Staaten
haben sich nur dann in die gegen die Sowjetunion
gerichtete Vision eines ,strategischen Konsensus*
einfiigen lassen, wenn ihre eigene Regimestabilitit
gefihrdet war oder wenn sie die globalistische Ten-
denz der amerikanischen Afrikapolitik fiir ihre ei-
genen Ziele ausniitzen konnten. Hierfiir ist Zaire
das prignanteste Beispiel. Priokkupiert von einer
anti-sowjetischen (und in ihrer Folge anti-libyschen
und anti-kubanischen) Konfrontationspolitik neigt
die Reagan-Administration zu Allianzen mit rech-
ten Autokratien, zu einer Personifizierung komple-
xer Machtstrukturen wie in Zaire oder Marokko

81) William Zartman. Algeria Today and Tomorrow: An
Assessment. in: CSIS Africa Notes, (1986) 65. S. 9.
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und einer Neigung zur Absicherung des Status quo.
Eigenstindigen sozialreformatorischen Regimen
haftet der Beigeschmack der EinfluBnahme von au-
Ben. ndmlich einer angeblich von der Sowjetunion
gesteuerten Revolution an, so daB nicht ein San-
kara in Burkina Faso, sondern ein Doi in Liberia
amerikanische Unterstiitzung genieBt. Aber auch
Liberia ist ein Beispiel dafiir, daB die strategischen
Interessen der USA die Afrika-Politik der Reagan-
Administration letztlich dominieren.

Die Reagan-Doktrin stellt den bisherigen Hohe-
punkt einer Konfrontations-Haltung beim Krisen-
management dar, das militdrische Strategien iiber-
betont, wirtschaftspolitische Einwirkungsméglich-
keiten vernachlissigt und die diplomatischen Teil-
erfolge durch innenpolitische Machtkimpfe inner-
halb der Administration und zwischen der Admini-
stration und dem KongreB verrinnen liBt 8), Die
Haltung gegeniiber den ,marxistischen“ Regimen
in Angola und Mezambique ist dafiir das krasseste
Beispiel. Auch wihrend der Reagan-Administra-
tion bleibt Afrika von peripherer Bedeutung fiir die
USA. Die globalistische Sichtweise filhrt zu einer
Konzentration auf die Erhaltung des Status quo,
auf die Sicherung der Stabilitit ,gemiiBigter Re-
gime* und auf ein Krisenmanagement, das, wenn
notig, mit militirischen Mitteln versucht, der geg-
nerischen Supermacht keinen Ansatz fiir den Aus-
bau ihres Einflusses zu geben. Die Reagan-Doktrin
verwandelte eine ,.Containment“-Politik in eine
»Roll Back“-Strategie, deren Auswirkungen zu ei-
ner Lihmung der Diplomatie fiihrten und konstruk-
tive Dialogansitze verschiitteten. Die Machtaus-
einandersetzung innerhalb der Administration. die
Enthiillungen wihrend des Iran-Contra-Skandals
und nun der beginnende Wahlkampf haben dazu
gefiihrt, daB konkurrierende Strategien innerhalb
der Administration die Afrika-Politik der USA pa-
ralysierten und Ansitze des Erfolges, wie sie zeit-
weise auch in der Constructive Engagement-Strate-
gie offenbar waren. nicht reifen konnten.

Aber auch nach Abtritt der Reagan-Administration
muB damit gerechnet werden, daB in der Global-
strategie der USA die Bedeutung von ,low intensity
conflicts“ nicht abnehmen, sondern eher zunehmen
wird. In einem im Januar 1988 dem Priisidenten
vorgelegten Report des Pentagon mit dem Titel

£) Als Beispiel fiir die nun schon umfangreiche Literatur zur
Reagan-Doktrin siche Raymond W. Copson/Richard
P. Cronin, The ,Reagan Doctrin* and its prospects, in: Sur-
vival, (1987), S. 40—55.
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wDiscriminate Deterrence“ werden die Rolle von
wcooperative forces”, also ,Stellvertreter”-Streit-
kriiften befreundeter Staaten oder Bewegungen,
und ferner das nach dem Vietnam-Krieg nun wie-
derbelebte Interesse am Ausbau von ,,counterinsur-
gency“ — oder auch ,,pro-insurgency* — Einheiten
hervorgehoben. Die USA hitten die Bedrohung
ihrer langfristigen Sicherheitsinteressen in Regio-
nen der Dritten Welt unterbewertet 83).

Ein besonderes Kennzeichen der Afrika-Politik der
Reagan-Administration besteht darin. daB die Ver-

#3) Joseph Fitchett. U. S. Military Looks to 2010. in: Inter-
national Herald Tribune vom 13. Januar 1988.
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treter der amerikanischen Wirtschaftsinteressen,
sei es in Libyen, Angola oder schlieBlich auch in
Siidafrika, sich gegen eine Konfrontationsstrategie
aussprachen. Multinationale Gesellschaften aus
den USA gehoren zu den schirfsten Kritikern der
gegenwiirtigen amerikanischen Afrika-Politik. Dies
ist zwar auch zum Teil darauf zuriickzufiihren, daB
die amerikanischen Wirtschaftsinteressen in Afrika
insgesamt relativ gering sind. Aber gerade in den
Staaten, wo die Bedeutung von Wirtschaftsbezie-
hungen zu den USA fiir die nationale Volkswirt-
schaft besonders groB ist. wie zum Beispiel in der
angolanischen Erdélindustrie, sind die Gegensiitze
zur offiziellen amerikanischen Afrika-Politik am
eklatantesten. Die globalistische Sichtweise der
Reagan-Administration macht dies unvermeid-
lich.



Winrich Kiihne

,,Neuer Realismus“ in Moskaus Afrika-Politik?

I. Einleitung

Als Chruschtschow Mitte der fiinfziger Jahre die
Fiihrung im Kreml iibernahm, schienen ihm Kolo-
nialgebiete in Afrika vielversprechende Ansatz-
punkte fiir eine rasche Ausweitung des sowjetischen
Einflusses zu sein. Er hoffte, daB es nach ihrer
Dekolonisierung gelingen wiirde. sie in einer anti-
imperialistischen, mit dem sozialistischen Lager eng
verbiindeten ,,Zone des Friedens* zusammenzufiih-
ren. In dieser Zone wiirde der Westen, so soll er vor
Journalisten einmal geprahlt haben, ,,sein Grab fin-
den*. Das Parteiprogramm der KPdSU von 1961
spiegelt Chruschtschows Optimismus wider. In sei-
nem ersten Teil ist iiber die Befreiungsbewegungen
und Entwicklungsliander nachzulesen: ,,Die mich-
tige Woge der nationalen Befreiungsrevolution fegt
das Kolonialsystem hinweg und untergribt die Pfei-
ler des Imperialismus.“ 1)

Heute, zweieinhalb Jahrzehnte spiiter, ist von die-
sem Optimismus nicht mehr viel zu spiiren. In dem
unter Gorbatschow 1985 erarbeiteten neuen Par-
teiprogramm werden die Entwicklungslinder und
Befreiungsbewegungen nur noch im dritten Teil
behandelt. Ganz generell sind die den Antagonis-
mus zwischen Sozialismus und Kapitalismus in der
Dritten Welt betreffenden Passagen weniger ag-

gressiv formuliert2). Zwar wird der Zusammenar-
beit und Solidaritit mit den sogenannten Lindern
der sozialistischen Orientierung und den Befrei-
ungsbéwegungen nach wie vor groBe Bedeutung
beigemessen. Dann wird aber einschriinkend hinzu-
gefiigt, daB die Sowjetunion nur noch ,,im Rahmen
ihrer Moglichkeiten* den Volkern, die in diese
Richtung gehen, Hilfe leisten kann. Wenige Siitze
spiter heiBt es sogar, daB die Praxis der Beziehun-
gen zu den befreiten Staaten gezeigt hat, ,.daB eine
reale Grundlage dafiir besteht, auch mit den jungen
Staaten zusammenzuarbeiten, die den kapitalisti-
schen Weg gehen ?). Im groBen und ganzen herrscht
ein defensiver Ton vor.

Der Versuch Gorbatschows, die sowjetische Dritte-
Welt-Politik auf realistischere Grundlagen zu stel-
len. ist kein spektakuldrer Bruch mit der Politik der
vergangenen Jahre. Kommentare in der Presse ha-
ben das vereinzelt unterstellt. Er greift lediglich
Tendenzen auf. die in der sowjetischen Politik und
Fachliteratur schon seit Ende der siebziger. Anfang
der achtziger Jahre zu erkennen sind4). Die wich-
tigsten von ihnen werden auf den nachfolgenden
Seiten dargestellt.

II. Waffenlieferungen und Militdrhilfe — das wichtigste Instrument
sowjetischer Afrikahilfe

Der Export von Waffen. die Entsendung &stlicher
Militirberater, die Ausbildung afrikanischer Mili-
tirs in Ostlichen Lindern etc. sind seit langem das
wichtigste Instrument sowjetischer EinfluBsuche in
Afrika. Die Sowjetunion ist der groBte Exporteur
von Waffen, vor allem von groBeren Waffensyste-
men, in die Dritte Welt. Das Jahrbuch des Stock-
holmer Friedensforschungsinstituts SIPRI beziffert
den Anteil der Sowjetunion fiir 1986 mit 34 Pro-

') Vgl. Boris Meissner, Das Parteiprogramm der KPdSU,
Koln 1962.

?) Vgl. zum neuen Parteiprogramm Wolfgang Berner, So-
wjetische AuBenpolitik und AuBenbezichungen der Partei
auf dem XXVII. KPdSU-KongreB. in: Beitriige zur Kon-
fliktforschung, 14 (1986) 2, S. 121 ff.

3) Vgl. 27. Parteitag der KPdSU, Sowjetunion zu neuen
Ufern?. Dokumente und Materialien (Einleitung von Gert
Meyer). Diisseldorf 1986, S. 249.

%) Vgl. Winrich Kithne. Die Politik der Sowjetunion in
Afrika. Baden-Baden 1983.
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zent. den der USA mit 26 Prozent 5). Okonomische
Motive spielen bei diesem Waffenexport eine wich-
tige Rolle. Waffen sind heute einer der wichtigsten
Devisenbringer der sowjetischen Volkswirtschaft
(10 bis 15 Prozent des sowjetischen Devisenein-
kommens).

Die iiberragende Bedeutung der Waffenlieferun-
gen in der sowjetischen Dritte-Welt-Politik wird des
weiteren deutlich an der Tatsache. daB zum Bei-
spiel 1985 der Wert Gstlicher Waffenlieferungen an
die Dritte Welt doppelt so hoch war wie die Netto-
Wirtschaftshilfe der RGW-Linder. In Afrika waren
in der 1. Hiilfte der achtziger Jahre die wichtigsten
Abnehmer sowjetischer Waffen Libyen. Algerien,
Athiopien und Angola. Es fillt auf, daB drei dieser

%) Vgl. Stockholm International Peace Research Institute,
SIPRI Yearbook 1987, World Armaments and Disarma-
ment, Oxford 1987.



Linder iiber reiche Erddlvorkommen und damit
iiber ein betrichtliches Deviseneinkommen verfii-
gen, mit dessen Hilfe sie die Waffen bezahlen kon-
nen. Im Falle Athiopiens, das zu den &rmsten Lin-
dern der Welt gehort, werden die Schulden an die
Sowjetunion aufgrund von Waffenkéufen heute auf
iiber zwei, moglicherweise sogar auf drei bis vier
Mrd. US-Dollar geschiitzt. Insgesamt haben in den
siebziger und achtziger Jahren weit iiber 20 afrika-
nische Linder sowjetische Waffen in mehr oder
weniger groBem Umfang bezogen ).

In fritheren Jahren gingen viele westliche Beobach-
ter der sowjetischen Politik — und méglicherweise
auch die Politiker im Kreml — davon aus, daB Waf-
fenlieferungen und Militérhilfe ein sehr effektives
und zuverlissiges Instrument der EinfluBnahme
seien. Dementsprechend groB war in der westlichen
Politik die Furcht, daB es der Sowjetunion im Laufe
der Zeit gelingen kdnnte, durch ein Zusammenspiel
von militédrischer Macht und ideologischem EinfluB
iiber weite Teile Afrikas, insbesondere das rohstoff-
reiche siidliche Afrika, eine hegemoniale Herr-
schaft nach osteuropiischem Vorbild zu errichten.

Diese Befiirchtung bewahrheitete sich jedoch nicht.
In der Praxis zeigte sich etwas anderes: Fast alle der
mit dem sozialistischen Lager eng verbiindeten
Linder verlieBen oder lockerten dieses Biindnis
nach einer gewissen Zeit wieder (Ghana, Mali,
Agypten, Sudan, Somalia, Guinea). Interessant
sind in diesem Zusammenhang insbesondere die
Beispiele Agypten und Somalia. Agypten, in dem
1970 iiber 15 000 sowjetische Soldaten im Bereich
der Luftabwehr stationiert waren, beendete 1976
einseitig den Vertrag iiber Freundschaft und Zu-
sammenarbeit mit der Sowjetunion. Alle sowjeti-
schen Militirberater muBten das Land verlassen.
Somalia kiindigte seinen Freundschafts-Vertrag
1977, als die Sowjetunion nicht mehr bereit war, die
mit sowjetischen Waffen gefiithrte Besetzung des
Ogaden in Athiopien zu unterstiitzen und statt des-
sen begann, Athiopien in groBem Umfang mit Waf-
fen zu versorgen. Trotz der starken Priisenz sowje-
tischer Militdrberater in Somalia und der vélligen
Abhiingigkeit von sowjetischen Waffen war es Mos-
kau nicht gelungen, die somalische Fiihrung von
einer Invasion des Ogaden abzuhalten.

Es lidBt sich jedoch nicht bestreiten. daB Waffenlie-
ferungen gewisse Moglichkeiten zur Ausiibung von
Druck bieten. Die Ausgestaltung der Preis- und
Zahlungsbedingungen, die Priisenz von ostlichen
Militirberatern in strategisch wichtigen Positionen,
vor allem aber die Weigerung, Ersatzteile oder wei-

6) Vgl. ausfiihrlich zu den sowjetischen Waffenexporten
Joachim Krause. Sowjetische Militirhilfe gegeniiber Ent-
wicklungslindern, Baden-Baden 1985.

tere Waffen zu liefern, spielen in diesem Zusam-
menhang eine Rolle. Wirksam werden diese Mog-
lichkeiten zur Druckausiibung natiirlich dann,
wenn zwei weitere Bedingungen erfiillt sind: Die
Armee eines Landes ist mehr oder weniger voll-
stindig mit sowjetischen Waffen ausgeriistet, und
sie ist zugleich in einen andauernden internen oder
externen militédrischen Konflikt verwickelt.

In Afrika befinden sich Athiopien, Angola und
Mozambique seit Jahren in dieser Lage. Dennoch
scheint sich auch bei ihnen ein ProzeB zu wiederho-
len, der — wie oben beschrieben — friiher schon
bei anderen Verbiindeten des Ostblocks zu beob-
achten war: Sie beginnen ihre Bande zum Ostblock
zu lockern, insbesondere Mozambique und Angola.
Das ist zuriickzufiihren auf eine Dynamik, die lange
Zeit iibersehen worden ist: Kurz- und mittelfristig
kann eine intensive militdrische Zusammenarbeit
zwar betrichtliche Mboglichkeiten der EinfluB-
nahme erdffnen. wenn das betreffende Regime/
Land in einen schweren internen und/oder externen
Konflikt verwickelt ist. Lingerfristig jedoch kommt
eine Dynamik zum Zuge, die diesen Effekt unter-
gribt. Der Zwang zum Kauf von Ersatzteilen und
weiteren Waffen verschlingt einen GroBteil der
knappen Devisen und das wenige inlédndische Kapi-
tal. Angola wendet in der Regel mehr als 50 Pro-
zent seines Deviseneinkommens fiir Waffenkiufe
auf. Die massive Verschuldung Athiopiens von
mehreren Milliarden US-Dollar spricht fiir sich.
Die durch die Kriegsfithrung bedingte Zerstorung
der okonomischen und sozialen Infrastruktur des
Landes ist ein weiterer wichtiger Grund dafiir, daB
die 6konomische Basis fiir die Waffenlieferungen
und den sowjetischen EinfluB Schritt fiir Schritt
untergraben wird. Die sowjetische Politik kann ge-
gen diese Dynamik wenig unternehmen, da sie wirt-
schaftlich nicht annihernd iiber die Mittel verfiigt,
um sie abzufangen. Statt dessen breiten sich in der
unter Krieg und wirtschaftlicher Not leidenden Be-
vilkerung Ressentiments und Bitterkeit gegen das
enge Biindnis mit dem Ostblock und die damit ein-
hergehende ideologische Orientierung aus. In An-
gola, ganz besonders aber in Athiopien, sind diese
Effekte schon seit einiger Zeit zu beobachten. Sie
waren fiir die angolanische Regierung ein wesentli-
cher Grund, sich Anfang der achtziger Jahre auf die
von der Reagan-Administration verfolgte Politik
des ,.constructive engagement“ einzulassen und
1984 die von Washington vermittelte Lusaka-Ver-
einbarung mit Siidafrika abzuschlieBen. Leider hat
sich dieser Weg aus Griinden, die hier nicht erdrtert
werden konnen, nicht als erfolgreich erwiesen 7).

7) Vgl. Winrich Kiihne, Siidafrika und seine Nachbarn:
Durchbruch zum Frieden? Zur Bedeutung der Vereinbarung
mit Mozambique und Angola vom Friihjahr 1984, Baden-
Baden 1984; Peter Meyns, Das Siidliche Afrika nach Nko-
mati. Die Regionalpolitik von Botswana, Mozambique und
Zimbabwe, Hamburg 1987.'
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ITI. Moskaus Interesse an Stiitzpunkten in Afrika

In den siebziger Jahren wurden fast 70 Prozent des
in den westlichen Industriestaaten bendtigten Roh-
6ls um das Kap der Guten Hoffnung verschifft. Fiir
Militdrstrategen war deswegen klar, daB die Sowjet-
union alles tun wiirde, um diese Route unter Kon-
trolle zu bekommen. ebenso wie die Rohstoffe im
siidlichen Afrika®8). Die permanente Stationierung
von sowjetischen Kriegsschiffen im Indischen
Ozean ab Ende der sechziger Jahre schien diese
Annahme zweifelsfrei zu bestitigen. Eine weitere,
geradezu dramatische Entwicklung kiindigte sich
Mitte der siebziger Jahre an, als bekannt wurde,
daB Somalia der Sowjetunion in Berbera den Bau
von militdrischen Einrichtungen (Hafen und Flug-
platz) erlaubt hatte. was auf die Errichtung eines
permanenten sowjetischen Stiitzpunktes hindeu-
tete. Die Zahl der zu diesem Zeitpunkt in Somalia
stationierten Ostlichen Militirberater wurde auf
2 000 geschitzt, und der Wert der Waffenlieferun-
gen lag bei iiber 250 Mio. US-Dollar — eine be-
trichtliche Summe, wenn man in Rechnung stellt,
daB in diesem Land nur etwas iiber 3 Mio. Men-
schen leben. AuBerdem waren von der nur 23 000
Mann zihlenden Armee 2 500, vornehmlich aus
dem Offizierscorps, in der Sowjetunion oder ande-
ren Landern des Warschauer Pakts militidrisch aus-
gebildet worden.

Mitte der siebziger Jahre schien Somalia das klassi-
sche Beispiel fiir ein Land zu sein, das vollig unter
die Kontrolle des Ostblocks geraten war. Das war
jedoch eine vorzeitige SchluBfolgerung. Entgegen
dem Willen Moskaus marschierten 1976 somalische
Truppen in den Ogaden ein, um die dort lebende
somalische Bevolkerung von der dthiopischen ,,Ok-
kupation* zu befreien. Ein Jahr spiter mubBte die
Sowjetunion ihre militiirische Priisenz in Berbera
aufgeben, nachdem Siad Barre — wie oben er-
wihnt — den Freundschaftsvertrag gekiindigt
hatte.

Wie dieses und andere Beispicle zeigen. hat die
Sowjetunion in Afrika — anders als es in Pressebe-
richten manchmal nachzulesen ist — keine durch-
schlagenden Erfolge bei der Errichtung von Stiitz-
punkten erzielen kénnen. Im Verhiltnis zur Hohe
der Riistungsexporte und der Militarhilfe ist das
Ergebnis eher mager9). Die sozialistisch orientier-
ten Regime in Mozambique und Angola haben in
ihren Staatsverfassungen ein ausdriickliches Verbot
von Stiitzpunkten auslindischer Michte verankern
lassen. Lediglich begrenzte Nutzungs- und Repara-
turmoglichkeiten stehen der sowjetischen Flotte
heute in den wichtigsten Hifen dieser Linder zur
Verfiigung. Der Hafen Maputo in Mozambique

®) Vgl. Robert J. Hanks. The Cape Route: Imperiled
Western Lifeline. Washington 1981.
9) Vgl. ausfiihrlich Kiihne (Anm. 4). S. 177ff.
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wird heute im wesentlichen von den Siidafrikanern
und nicht von der Sowjetunion dominiert. Einen
gewissen Ausgleich fiir den Verlust von Berbera in
Somalia hat die sowjetische Flotte in den &thiopi-
schen Hifen Assab und Massava gefunden. Des
weiteren wurden auf den zu Athiopien gehorenden
Dahlak-Inseln im Roten Meer die wohl wichtigsten
Reparaturwerkstitten und Versorgungseinrichtun-
gen fiir die sowjetische Flotte im Indischen Ozean
eingerichtet. In welchem Umfang die sowjetische
Luftwaffe die Flughifen Asmara und Makale be-
nutzen kann, ist nicht ausreichend geklirt. In erster
Linie dienen sie zur Unterstiitzung der 4thiopischen
Streitkrifte.

In Berichten iiber sowjetische Stiitzpunktaktiviti-
ten wird hidufig vergessen, daB den sowjetischen
Nutzungsrechten und Einrichtungen eine weit gro-
Bere Zahl westlicher gegeniiber steht. Allein Frank-
reich hat an den &stlichen Kiisten Afrikas minde-
stens zwei vollwertige Stiitzpunkte fiir See- und
Luftstrei(kréfle: Djibouti und La Réunion (franzo-
sisches Territorium). Dariiber hinaus gibt es Ein-
richtungen auf der Insel La Majotte. BehelfsmiBige
Nutzungsmoglichkeiten stehen auBerdem fiir die
franzosische Marine und Luftwaffe auf einigen klei-
neren, Ostlich von Madagaskar gelegenen Inseln zur
Verfiigung. Im westlichen Afrika sind fiir Frank-
reich der Hafen von Dakar und der Flughafen Cap-
Vert in der Nihe von Dakar im Senegal von beson-
derer Bedeutung. In der Elfenbeinkiiste wird der
Militirflughafen Port Bouet von einer franzosi-
schen Militireinheit in Betrieb gehalten, um in Kri-
senzeiten franzosische Luftstreitkrifte aufnehmen
zu konnen. In der Zentralafrikanischen Republik
ist schon vor einigen Jahren im Zusammenhang mit
den Entwicklungen im Tschad der Stiitzpunkt Bo-
nar wieder ausgebaut worden. Im Tschad sind fran-
zosische Einheiten stationiert.

Auch die amerikanischen See- und Luftstreitkrifte
haben sich in den vergangenen Jahren verstéiirkt und
erfolgreich um Nutzungsmdoglichkeiten in afrikani-
schen Lindern bemiiht. Der Hafen und Flugplatz
von Berbera (Somalia) wurde erweitert, und in Ke-
nia sollen fast 20 Mio. US-Dollar in den Hafen von
Mombasa investiert worden sein. In Agypten ist
damit begonnen worden, den Flughafen von Ras
Banas zur wohl wichtigsten Einsatzstelle der ,,rapid
deployment force* (RDF) auszubauen. In Ma-
rokko, Liberia und dem Sudan sollen ebenfalls Ein-
richtungen fiir den Einsatz der RDF zur Verfiigung
stehen. Im Zusammenhang mit der militirischen
Unterstiitzung der UNITA in Angola wurde dar-
iiber hinaus kiirzlich in Zaire, also im Herzen Afri-
kas, der frithere Militarflugplatz Kamina wieder in
Betrieb genommen.



Die zahlreichen Ablehnungen, die Moskau im Hin-
blick auf seine Stiitzpunktwiinsche im Laufe der
Jahre erfahren hat, muB die Politiker im Kreml
nachdenklich gemacht haben hinsichtlich der Effek-
tivitit von Waffenlieferungen als Instrument der

EinfluBnahme. Eine Konsequenz. die sie daraus
gezogen haben., ist die. moglichst auf Zahlung in bar
und in harten Devisen zu dringen, soweit iiberge-
ordnete politische Uberlegungen nicht — wie in
Athiopien — zu einem anderen Vorgehen zwingen.

IV. Wechselseitige Desillusionierung —
zur Entwicklung der sowjetisch-mozambiquanischen Beziehungen

Im Sommer 1981 ist von Moskau und den osteuro-
piiischen Landern im Hinblick auf ihre weitere Afri-
kapolitik eine bedeutende Entscheidung getroffen
worden: Der Antrag Mozambiques auf Vollmit-
gliedschaft im Rat fiir Gegenseitige Wirtschaftshilfe
(RGW) wurde abgelehnt. Dem marxistischen Re-
gime in Athiopien erging es 1985 #hnlich. Offen-
sichtlich haben sich Moskau und die Osteuropéer
entschlossen, keine weiteren ideologischen Ver-
biindeten in den RGW aufzunehmen. Der Kreis der
dort vertretenen Entwicklungsliinder soll klein blei-
ben. beschrinkt auf die Mongolei (seit 1962), Kuba
(seit 1972) und Vietnam (seit 1978). Die Aufnahme
Afghanistans steht zumindest gegenwirtig nicht zur
Diskussion.

Die Mitgliedschaft im RGW und die mit ihr er-
hoffte nachhaltige Ausweitung des Entwicklungs-
hilfe- und Handelsvolumens seitens des Ostblocks
ist also kein Ziel mehr, das von sozialistisch orien-
tierten Regimen in Afrika in den niichsten Jahren
realistischerweise angestrebt werden kann. Das
hat natiirlich weitreichende Konsequenzen fiir ihre
lingerfristige Orientierung im Ost-West-Verhiilt-
nis. Die FRELIMO in Mozambique handelte be-
reits 1982. Im August akzeptierte Maputo in einem
Abkommen erstmals die bundesdeutsche Stan-
dard-Berlin-Klausel, und schon wenig spiter lei-
tete Machel den ProzeB ein, der schlieBlich zum
Nkomati-Abkommen mit Siidafrika fiihrte. Denn
auch Verhandlungen mit Moskau iiber eine nach-
haltige, dem siidafrikanischen Druck gewachsene
Militérhilfe fiilhrten nicht zum Erfolg. Im Herbst
1982 verkiindete Maputo schlieBlich offiziell die
Entscheidung, daB Mozambique an den Lomé-111-
Verhandlungen teilnehmen wiirde. Inzwischen ist
Mozambique Mitglied von Lomé, dem Weltwiih-
rungsfonds (IWF) und anderen westlich dominier-
ten Institutionen. Im Mai 1985 schloB der RGW
mit Mozambique und spiter mit Athiopien und
Angola wirtschaftliche Kooperationsabkommen
ab. In ihrer Substanz sind sie nicht bedeutend.
Zumindest symbolisch ist damit aber zum Aus-
druck gebracht, daB der Ostblock diese Linder

nicht véllig der wirtschaftlichen Dominanz der
westlichen Industriestaaten iiberlassen will. Ahnli-
che Kooperationsvertrige hat der RGW iibrigens
bereits in den sechziger und siebziger Jahren mit
Jugoslawien, Finnland, Mexiko und dem Irak ab-
geschlossen.

Die geringe wirtschaftliche Leistungskraft ist seit
langem die Achillesferse der sowjetischen Dritte-
Welt-Politik. Den Fiihrern revolutiondrer, mit
Moskau mehr oder weniger eng verbiindeter Ent-
wicklungslinder wie Agypten, Algerien, Guinea
und Mali wurde schon in der zweiten Hiilfte der
sechziger Jahre zu verstehen gegeben, da8 sie nicht
damit rechnen kénnten, ihre Bediirfnisse an Kapi-
talien, Ausriistungen und technischer Hilfe bei den
sozialistischen Staaten befriedigt zu bekommen.
Der explizite Verzicht darauf, ideologische Ver-
biindete in das dstliche Wirtschaftssystem zu inte-
grieren, hat jedoch noch viel weiterreichendere
Folgen. Es ist der Verzicht, diese Linder in eine
hegemoniale Ordnung nach osteuropéischem oder
kubanischem Vorbild einzubinden. Denn die Ab-
lehnung der Mitgliedschaft ist nicht lediglich ein
formaler Akt, sondern zugleich auch eine grundle-
gende Priorititenentscheidung iiber die Verteilung
der dem sozialistischen Lager fiir ideologisch und
strategisch wichtige Ziele zur Verfiigung stehen-
den Ressourcen. Die gewaltigen Unterschiede in
den Entwicklungshilfezuwendungen an Kuba und
Vietnam einerseits und Athiopien und Mozambi-
que andererseits zeigen das ganz deutlich. Die
Hilfe an Kuba seit 1976 wird auf iiber 25 Mrd. US-
Dollar geschitzt (Preissubventionen eingerech-
net), Athiopien dagegen hat von Osteuropa und
der UdSSR zusammen in diesen Jahren insgesamt
nur ca. 400 Mio. US-Dollar Wirtschaftshilfe aus-
gezahlt bekommen. Mozambique wurden 250
Mio. zugesagt, von denen jedoch nur ein geringer
Teil tatsdchlich zur Auszahlung kam 10).

10) Vgl. die Zusammenstellung des Commonwealth Office.
Soviet Bloc Aid to Special Friends. London. April 1985
(Background Brief).
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V. Erniichterung iiber die Erfolgsaussichten des orthodoxen Sozialismus

Die Griinde fiir die Ablehnung der Mitgliedschaft
Mozambiques und Athiopiens im RGW liegen na-
tiirlich in den damit verbundenen zusitzlichen Bela-
stungen und in integrationspolitischen Schwierig-
keiten. Beides wurde gerade von osteuropdischen
Regierungen mit groBem Nachdruck ins Feld ge-
fiilhrt und lieB ideologisch-expansive Uberlegun-
gen, die fiir eine Aufnahme gesprochen hitten,
nicht mehr zum Zuge kommen. Kenner der ostli-
chen Afrika- und Dritte-Welt-Politik kann das nicht
wundern. Denn schon seit lingerem ist unter ostli-
chen Experten und Politikern eine Erniichterung
iiber die Entwicklung des Sozialismus in Afrika zu
beobachten. Dieser ProzeB setzte bereits Mitte bis
Ende der sechziger Jahre nach dem Sturz Nkru-
mahs in Ghana ein. Durch die plotzlichen Positions-
gewiane in Mozambique. Angola und Athiopien
Mitte der siebziger Jahre wurde er unterbrochen.
Nicht alle. jedoch der groBere Teil der sowjetischen
Autoren. setzten groBe Hoffnungen auf die Griin-
dung der marxistisch-leninistischen Avantgarde-
Parteien. wie sie in Mozambique 1977 und in An-
gola 1978 erfolgte.

Heute ist die Skepsis groBer denn je. Selbst
R. A. Uljanowskij. lange Zeit stellvertretender
Leiter der fiir die Entwicklungslinderpolitik wichti-
gen Internationalen Abteilung des ZK der KPdSU,
stellte 1984 resignierend fest: ,Die Tatsache. daB
eine Partei sich selbst als marxistisch-leninistisch
und die von ihr durchgefiihrte Revolution als eine
sozialistische erkliirt, bedeutet nicht notwendiger-
weise. daB der von ihr gewihlte Weg erfolgreich
ist.* 1) Es ist klar, daB in Gstlichen Schriften Kritik
an dem von der Sowjetunion fiir die Entwicklungs-
linder postulierten Weg der ,,nicht-kapitalistischen
Entwicklung mit sozialistischer Orientierung” nur
vorsichtig und indirekt geduBert wird. Desto be-
deutsamer ist es, wenn ein filhrender sowjetischer
Dritte-Welt-Experte. A. Kiwa, 1984 feststellt: ,.Ei-
nes der Probleme. das sich nachhaltig am Horizont
der Entwicklungslinder abzeichnet, ist die Schwie-
rigkeit, ein funktionierendes sozio-6konomisches
Modell fiir sozialistisch orientierte Entwicklungs-
linder zu entwickéln.“!2) Diese Aussage iiber-
rascht. Denn Kiwa und die meisten anderen ostli-
chen Autoren sind in den zuriickliegenden Jahren
nicht miide geworden zu behaupten, daB der Mar-
xismus-Leninismus mit dem ,,nicht-kapitalistischen
Entwicklungsweg* und den zu ihm erarbeiteten
Vorstellungen iiber genau ein solches. allen ande-

1) Vgl. zur Entwicklung der Schriften Uljanowskijs Sally
W. Stoecker. R. A. Uljanovsky’s Writing on Soviet Third
World Policies. 1960—1985 (Rand Paper Series. Februar
1986). Santa Monica 1986.

12) Vgl. A, Kiwa. Socialist-Oriented Countries. Some Deve-
lopment Problems. in: International Affairs. No. 10. Mos-
kau 1984. S. 22f.
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ren iiberlegenes Modell verfiigt. Der Satz stellt also
in typisch ostlicher Verklausulierung das Einge-
stiindnis dar. daB das Modell der ,,nicht-kapitalisti-
schen Entwicklung* gescheitert, zumindest jedoch
in eine schwere Krise geraten ist.

Natiirlich wire es naiv zu erwarten, daB sowjetische
Politiker und Experten Gffentlich das Scheitern des
orthodoxen Sozialismus, also des Marxismus-Leni-
nismus, erkliren. Dazu ist er sowohl institutionell
als auch im Denken viel zu tief verankert und ein-
geschliffen. Gorbatschow hat dementsprechend
wiederholt betont. daBl seine Reformen nicht auf
Beseitigung, sondern Transformation des Sozialis-
mus abzielen. Sowjetische Ideologen und Experten
haben einen anderen Weg gefunden, mit der zuneh-
menden Diskrepanz zwischen den ,,realen” Proble-
men des Sozialismus und seinen hochgesteckten
Zielen. insbesondere mit der These, daB sein Sieg
letztlich unaufhaltsam sei, umzugehen: Die Zeit-
spanne. die es noch dauern wird. bis er sich in den
Entwicklungslindern durchsetzt, wird linger an-
statt kiirzer. In einem kiirzlich erschienenen Artikel
hat der bekannte sowjetische Dritte-Welt-Experte.
Georgij Mirskij, dieses Problem verhiltnisméBig of-
fen angesprochen: ,,A sober assessment of the pre-
sent-day situation shows, we ought to admit that
today there is less evidence than a quarter of a cen-
tury ago that the newly-independent states are ab-
andoning the capitalist road of development and
shifting to the non-capitalist course.“13) In ihrer
Kritik an dem fritheren Umgang mit den Problemen
Afrikas werden jedoch nur wenige so weit gehen
wie der sowjetische Journalist Boris Asoyan, der in
einem Artikel in der Literaturnaja Gazeta kiirzlich
kritisierte, daB die sowjetische Berichterstattung
iiber Afrika zu sehr von ,verdrehten Vorstellun-
gen“ und ,biirokratischen Platitiiden* beherrscht
gewesen sei. Zu Asoyans Ehre muB man feststellen,
daB er in einem Beitrag iiber Siidafrika in der
wNeuen Zeit” versucht hat. seinen eigenen MabBsti-
ben gerecht zu werden. Die sogenannte Reformpo-
litik Bothas wird zwar kritisch unter die Lupe ge-
nommen. Asoyan tut das aber unter Verzicht auf
die sonst iiblichen ideologischen Gemeinplitze und
Rundum-Schiige ¥). Insgesamt gibt es inzwischen
ein recht weites Spektrum von Meinungen in der
sowjetischen Entwicklungslinderliteratur — ortho-
doxe. die alte ideologische Fahne hochhaltende
ebenso wie solche. die fiir westliche Leser iiberra-
schend weitgehen in ihrem Bemiihen., alten ideolo-
gischen Ballast iiber Bord zu werfen.

1) Vgl. Georgy Mirsky. Newly-Independent States. Ways of
Development. in: Asia and Africa Today, (1987) 5. S. 53—
56 (53).

") Vgl. Boris Assojan. Botha macht die Fehler von Ian
Smith. in: Neue Zeit. (1987) 38. S. 9.



VI. Das Scheitern marxistisch-leninistischer Vorstellungen im Agrarbereich

Das Scheitern orthodoxer marxistisch-leninistischer
Entwicklungsvorstellungen ist das wohl gréBte Pro-
blem sowjetischer EinfluBsuche in Afrika und ande-
ren Teilen der Dritten Welt. Die meisten Afrikaner
sind desillusioniert. Das gilt vor allem im Hinblick
auf das Versagen staatskollektivistischer Modelle
im ldndlichen Bereich, insbesondere des sowjeti-
schen Staatsfarmenmodells. Die Krise der dominie-
renden Rolle des Staates, genauer der zentralisti-
scher Staats- und Parteibiirokratien als ,,Motor der
Entwicklung*, ist zwar keineswegs auf die soziali-
stisch orientierten Linder Afrikas beschriinkt, sie
trifft diese jedoch in ihrem ideologischen Selbstver-
stiindnis weit stirker als die nicht sozialistisch orien-
tierten.

In Lindern wie Mozambique. Angola, Athiopien.,

- VR Kongo. VR Benin etc. geht das Scheitern der
bisherigen Entwicklungsvorstellungen an die Sub-
stanz der Legitimitit der dort herrschenden politi-
schen Systeme und ihrer Ideologie. Denn in allen
diesen Lindern leben ca. 80 Prozent der Bevilke-
rung, die davon direkt betroffen sind, auf dem
Lande. Es ist daher nicht iiberraschend. daB die
meisten ideologischen Verbiindeten Moskaus in
Afrika, mit Ausnahme Athiopiens, seit Ende der
siebziger, Anfang der achtziger Jahre mehr oder
weniger kriftige Kurskorrekturen im Hinblick auf
ihre ' kiinftige interne und externe ideologische
Orientierung vorgenommen haben.

Einen Hohepunkt dieses Trends bildete ohne Zwei-
fel der IV. Parteitag der FRELIMO 1983, auf dem
die auf dem III. Parteitag (1977) beschlossene pro-
grammatisch enge Anlehnung an den Ostblock
zwar nicht offiziell widerrufen. wohl aber in der
Substanz in Frage gestellt wurde. Der Tatsache,
daB sich Staatsfarmen und staatskollektivistische
Ansitze als teure Fehler erwiesen haben, wurde
Rechnung getragen. Die Bedeutung des Kleinbau-
erntums fiir die Steigerung der landwirtschaftlichen
Produkte und die Notwendigkeit zur Dezentralisie-
rung und Deregulierung des Wirtschaftslebens ganz
allgemein wurden, in Abwendung von den Be-
schliissen des I11. Parteitages (1977). zu offiziellen
Leitlinien erklirt. Deren Umsetzung in die Praxis
geht allerdings nur zih voran. Die prekiire Sicher-
heitslage in verschiedenen Teilen des Landes ist
dafiir ein Grund. Im Dezember 1986 schiieBlich
einigte sich die Fiihrung in Maputo mit dem Inter-
nationalen Wihrungsfonds (IWF) auf ein Pro-
gramm, ,,which amounts to a complete turnaround
in conventional socialist economics* 15).

In Angola betonte 1984 der Finanzminister der
MPLA-Regierung ebenfalls die wichtige Rolle der

15) Vgl. The Times vom 6. Miirz 1987.

Kleinbetriebe. Auf dem II. Parteitag der MPLA
1985 wurden entsprechende Anderungen der
Agrarpolitik beschlossen. Es wurde begonnen.
Staatsfarmen zu reprivatisieren. Im Herbst 1987 hat
Angola sich um die Mitgliedschaft im Internationa-
len Wihrungsfonds (IWF). der Weltbank, der IDA
(International Development Association) und der
IFC (International Finance Corporation) bewor-
ben. Alle diese Einrichtungen werden von den
westlichen Industriestaaten dominiert. Die MPLA-
Regierung in Luanda vollzieht also ganz #hnliche
Reformschritte wie die FRELIMO in Maputo. Die
starke kubanische und sowjetische Militirprisenz
scheint dafiir kein Hindernis zu sein.

In Athiopien ist die Lage anders 16). Mengistu und
seine Mitstreiter brauchen, wie bereits angedeutet
wurde, offensichtlich noch Zeit. um zu begreifen.
daB Hungerkatastrophen nicht lediglich Folge von
Diirre. kriegerischen Handlungen etc., sondern
auch eines falschen, ideologisch einseitig festgeleg-
ten Wirtschaftskonzepts sind. Der im September
1984 verabschiedete Zehnjahresplan sieht eine
Fortsetzung und Intensivierung der Kollektivierung
vor. Das Gebiet der Staatsfarmen soll verdoppelt
und mindestens 53 Prozent der lindlichen Betriebe
sollen bis 1994 in Kooperativen zusammengefait
werden, obwohl die Bauern sich dagegen mit
Hiinden und FiiBen wehren. Dieser Plan ist an sehr
orthodoxen Vorstellungen des Marxismus-Leninis-
mus orientiert. Ob sowjetische Berater an seinem
Zustandekommen maBgeblich beteiligt waren. ist
unklar. Dagegen sprechen die Berichte westlicher
Diplomaten, in denen hervorgehoben wird, daB die
sowjetischen Agrarberater auf eine Stirkung des
Kleinbauerntums dréngen. Das klingt plausibel.
Denn schon 1982 hatte A. P. Butenko zur Agrar-
problematik in sozialistisch orientierten Lindern in
hochst unorthodoxer Weise festgestellt: ,.Ein zuver-
ldssiger Weg zur Belebung der Landwirtschaft und
der Wirtschaft insgesamt . . . ist also eine solche
Politik. die in dieser Etappe . . . die individuelle
Arbeit der Bauern sowie die mit ihr verbundene
Arbeit des Handwerks und der Hindler stimu-
liert.“ 17) Dieser Satz kénnte auch aus einer Studie
der Weltbank stammen. 1982, als sein Artikel auf
russisch erschien, wurde Butenko von der Mehrheit
seiner Kollegen wegen seiner extravaganten Auf-
fassungen noch scharf kritisiert. Heute, unter Gor-

16) Vgl. ausfihrlich zu den Entwicklungen in Athiopien Paul
Henze. Communist Ethiopia — is it Succeeding?, (The Rand
Corporation), Santa Monica 1985,

17) A. P. Butenko. Der Ubergang zum Sozialismus in Lén-
dern mit unterentwickelter Wirtschaft. in: Sowjetwissen-
schaft — Gesellschaftswissenschaftliche Beitriige. 36
(1983) 3, S. 402f.
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batschow. haben seine Thesen an Akzeptanz ge-
wonnen und spiegeln — mit Einschrinkungen —
die herrschende Meinung in dem fiir die sowjetische
Wirtschafts- und Entwicklungshilfepolitik wichti-
gen ,Institut fiir die Wirtschaft des Sozialistischen
Weltsystems* der Sowjetischen Akademie der Wis-
senschaften wider. Angesichts der Schwierigkeiten
mit dem staatskollektivistischen Modell im eigenen
Land ist dieser Schwenk nicht so iiberraschend.
Zunehmend findet iiber die Rolle des Kapitalismus
in den Entwicklungslindern eine Auseinanderset-
zung in einer sachlicheren Tonlage statt. Beispiel-
haft ist dafiir ein Beitrag von W. Schejnis, der in der

sowjetischen Zeitschrift ,,Weltwirtschaft und Inter-
nationale Beziehungen* verdffentlicht wurde. mit
dem ausdriicklichen Zusatz, daB es sich um einen
Diskussionsbeitrag handele. In ihm schreibt Schej-
nis zum Beispiel. daB die in der Vergangenheit von
ostlichen Autoren vorgebrachten Thesen iiber die
zwangsldufig engen ,,Grenzen der kapitalistischen
Produktionsweise* aus insbesondere vier. von ihm
dann benannten Griinden nicht iiberzeugten. Au-
Berdem seien die , tiefen Widerspriiche. die dabei
(gemeint ist die kapitalistische Produktionsweise),
entstehen. micht nur ein Hemmnis. sondern auch
eine Quelle der Entwicklung* 15),

VII. Die Anderungen in der sowjetischen Afrika-Politik

Gorbatschow hat mehrfach betont, daB es bei sci-
ner Reformpolitik nicht um die Abschaffung des
Sozialismus, sondern um seine Transformation
geht. Westliche Beobachter sind deswegen bei der
Analyse der sowjetischen Politik mit einem
schwierigen methodischen Problem konfrontiert.
Wie kann man zuverlissig beurteilen, welchen
Charakter diese Politik ldngerfristig hat? Geht es
bei ihr wirklich um Veriinderungen in der Substanz
oder lediglich um taktische MaBnahmen, also um
walten Wein in neuen Schliduchen*? Diese Frage ist
durchaus ernst zu nehmen. Denn seit Ende der
sechziger Jahre haben sowjetische Politiker und
Autoren den sozialistisch orientierten Regimen in
der Dritten Welt wiederholt geraten, sich bei der
Bewiltigung ihrer groBen wirtschaftlichen Pro-
bleme Lenins ,,Neue Okonomische Politik* (NOP)
zum Vorbild zu nehmen. Diese Tatsache ist vielen
im Westen ein unwiderlegbarer Beweis dafiir, daB
es sich bei den Kurskorrekturen in der mozambi-
quanischen, angolanischen und auch in der sowje-
tischen Politik selbst letztlich lediglich um takti-
sche Schritte handele, auf die man nicht hineinfal-
len diirfe.

Diese SchluBfolgerung ist jedoch Keineswegs zwin-
gend. Tatsiichlich hat der Verweis auf Lenins NOP
einen viel ambivalenteren Charakter. Lenin selbst
hat offen gelassen. ob er mit den von ihm vorge-
schlagenen MaBnahmen lediglich einen taktischen
Riickzug aufgrund der Schwierigkeiten. in die das
bolschewistische Regime durch Biirgerkrieg. iiber-
hastete Verstaatlichung sowie die ungewdhnlich
harten Winter 1919/20 geraten war. im Sinne hatte.
oder ob er zu der Uberzeugung gekommen war. daB
man den Marxismus/Leninismus nicht auf die ge-
plante Weise wiirde verwirklichen kénnen. Auch
NOP-Spezialisten in der Sowjetunion haben auf

%) Vgl. W. Schejnis. Besonderheit und Probleme des Kapi-
talismus in den Entwicklungslindern. deutsche Ubersetzung
in: Sowjetwissenschaft — Gesellschaftswissenschaftliche Bei-
triige, (1987) 4. S. 396—412.
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diese Frage bis heute keine eindeutige Antwort ge-
funden 19).

Es gibt. vereinfacht gesprochen. zwei Denkschulen:
Eine. man konnte sie die ,stalinistische™ nennen,
entspricht im groBen und ganzen der im Westen
vorherrschenden Anschauung iiber den taktischen
Charakter von NOP. Lenins Entscheidung, Kollek-
tivierung und Zentralisierung zu stoppen und
gleichzeitig die Handels- und Marktbeziehungen
ebenso wie die Privatinitiative wiederzubeleben,
werden als lediglich zeitweiliger Riickzug beurteilt.
Nach ihrer Auffassung hiitte auch Lenin nach Uber-
windung der Krise die umfassende Verstaatlichung
und Zentralisierung fortgesetzt, wenn auch nicht
unbedingt auf die diktatorische und grausame
Weise. wie Stalin sie dann praktiziert hat. Der frithe
Tod Lenins im Jahre 1924 hat offengelassen. ob
diese Auffassung richtig war.

Andere sowjetische Autoren teilen diese Ansicht
nicht. Sie weisen unter anderem darauf hin, daB es
in der Partei starke Opposition und Kritik gegeben
hitte. als Lenin seine Vorschliige unterbreitete.
Man befiirchtete, daB sie nicht lediglich taktische
Bedeutung haben wiirden. sondern den urspriing-
lich geplanten sozialistischen Kurs in Frage stellten.
Die Politik Lenins schien ihnen eine Verschiebung
vom Primat der zentralen Planwirtschaft zu dem
einer ,mixed economy*. in der private Sektoren
neben den staatlichen bestehen und mit ihnen
koexistieren.

Die Diskussion iiber den wahren Charakter von
Lenins NOP wurde in der Sowjetunion schon in den
sechziger Jahren wiederaufgenommen. In den letz-
ten Jahren hat sie sich erneut belebt. Unter Gorba-
tschow scheint die zweite Denkschule an Bedeu-
tung zu gewinnen. Der Grund dafiir liegt auf der
Hand: Wenn die fiir sowjetische Verhiltnisse weit-

19) Vgl. ausfithrlich. Zenovia A. Sochov. NEP Rediscove-
red: Current Soviet Interest in Alternative Strategies of De-
velopment. in: Soviet Union. 9 (1982) 2. S. 189-211.



reichenden Reformschritte, die Gorbatschow und
seine Berater wohl im Sinne haben. als authentische
Fortfilhrung der Vorstellungen Lenins dargestellt
werden konnen., ist es einfacher. sie gegeniiber den
Parteikadern und der sowjetischen Beviélkerung
insgesamt zu legitimieren und durchzusetzen. Im
Hinblick auf ideologische Fragen ist Lenin fiir die
sowjetische Bevolkerung nach wie vor die oberste
Autoritit. Seine Schriften haben den ,,Vorteil®, fiir
sehr unterschiedliche Denkrichtungen in Anspruch
genommen werden zu kénnen.

Beziiglich der Kurskorrekturen in der sowjetischen,
mozambiquanischen, angolanischen etc. Politik
gibt es eine weitere wichtige Uberlegung. Westliche
Sowjetologen haben darauf hingewiesen, daB eine
Anzahl von quantitativen bzw. taktischen Veriinde-
rungen sich zu einem Wandel in der Substanz addie-
ren konnten 2%), Das kann letztlich sogar im Gegen-
satz zur Intention desjenigen geschehen, der diese
Veriinderungen unternimmt. Die Entscheidung des
RGW im Jahre 1981, Mozambique nicht als Voll-
mitglied aufzunehmen, ist fiir eine derartige Dyna-
mik ein gutes Beispiel. Sie war mit einiger Sicher-
heit von Moskau nicht als eine strategische Verin-
derung in der ostlichen Politik gegeniiber Afrika
gemeint. Letztlich hat sie diese Qualitit aber doch
gewonnen. lhr folgte vier Jahre spéter eine &hnliche
Entscheidung gegeniiber Athiopien. einem global-
strategisch fiir Moskau weit wichtigeren Verbiinde-
ten in Afrika als Mozambique. Beide Entscheidun-
gen zusammen waren fiir die iibrigen sozialistisch
orientierten Linder in Afrika eine klare Botschaft,
daB sie im Unterschied zu Kuba, Vietnam und Laos
nicht damit rechnen kdnnen. in den GenuB der Vor-
teile einer derartigen Mitgliedschaft zu kommen,
das heiBt, die fiir einen sozialistischen Entwick-
lungsweg notwendige wirtschaftliche Absicherung
durch den Ostblock zu erhalten.

Der Fall Athiopiens ist in dieser Hinsicht besonders
interessant. Athiopien wurde die Mitgliedschaft im
RGW verweigert., obwohl sich das Regime alle
Miihe gab, als ein #duBerst loyaler, ideologisch li-
nientreuer Verbiindeter aufzutreten. Mengistu
wollte die sowjetische Filhrung davon iiberzeugen,
daB Athiopien in Afrika eine dhnliche Rolle spielen
konnte wie zeitweise Kuba in Lateinamerika, das
heiBt als Stiitzpunkt fiir weitreichende revolutioniire
und militirische Interessen der Sowjetunion in
Afrika fungieren konnte. Sein Angebot, Tausende
von siidafrikanischen Anti-Apartheidskimpfern aus-
zubilden, ist in diesem Zusammenhang zu sehen.

Athiopiens Antrag auf Mitgliedschaft im RGW
wurde jedoch einstimmig von den Ostblockstaaten
abgelehnt. Moskau und seine Verbiindeten waren

20) Vgl. z. B. Hannes Adomeit, Ideology in the Soviet View
of International Affairs, in: Christoph Bertram (Hrsg.). Pro-
spects of Soviet Power in the 1980's, London 1980, S. 103 bis
110.

nicht bereit. den Preis fiir ein weiteres Kuba zu zah-
len. Die meisten afrikanischen Marxisten. wie die in
Mozambique, -haben diese Botschaft verstanden
und versuchen jetzt verstirkt, mit den Institutionen
des westlich dominierten Weltmarktes zu kooperie-
ren.

Die Tatsache. daB die RGW-Entscheidung nicht
lediglich eine taktische war, wird einmal mehr deut-
lich, wenn man sich den wirtschaftspolitischen Hin-
tergrund dieser Entscheidung genauer anschaut. In
der Sowjetunion und den iibrigen RGW-Lindern
hat sich das Denken iiber die bestehende Weltwirt-
schaftsordnung nachhaltig geiindert. Amerikani-
sche Sowjetologen wie Elizabeth Kridl-Valkenier
und Jerry Hough haben in ihren Studien iiberzeu-
gend nachgewiesen, daB die fithrenden sowjeti-
schen Okonomen dieser Ordnung nicht mehr mit
einer grundsitzlich ablehnenden Haltung gegen-
iiberstehen. obwohl sie so eindeutig von
den kapitalistischen Industriestaaten beherrscht
wird 21). Sowjetische, ungarische und ostdeutsche
Okonomen sind mehr und mehr zu der Einsicht
gekommen, daB den konomischen Interessen ih-
rer Linder und des RGW insgesamt besser durch
eine Reform als durch eine Zerstérung der Welt-
wirtschaftsordnung gedient ist. Denn letzteres
wiirde auch den Ostblockstaaten schaden.

Diese verinderte Haltung gegeniiber der Weltwirt-
schaftsordnung hat logischerweise dazu gefiihrt,
daB das Interesse, Entwicklungslinder in die ,so-
zialistische Internationale Arbeitsteilung” hiniiber-
zuziehen und sie dort einzubinden, abgenommen
hat. Statt dessen finden die Kosten, die eine solche
Politik hiitte, groBere Beachtung. Die Mitglied-
schaft von Kuba, Vietnam und Laos biirdet den
RGW-Staaten bereits Kosten auf. die an der
Grenze ihrer Leistungskraft liegen. Die Belastun-
gen durch die Mitgliedschaft eines weiteren Ent-
wicklungslandes werden sie sich daher so schnell
nicht aufladen.

Das NOP-Argument muB deswegen im Hinblick
auf die Dritte Welt in seiner ganzen Ambivalenz
geschen werden. Oberflichlich betrachtet hat es
zweifellos ein taktisches Element. Es hilft sowjeti-
schen Politikern und Experten, ihren ideologischen
Verbiindeten Ratschlige zu geben. die in der Praxis
vom orthodoxen Weg betriichtlich abweichen. ohne
dies jedoch als einen prinzipiellen Bruch mit dem
Marxismus/Leninismus deklarieren zu miissen.
Dariiber hinaus bleibt aber offen. ob es sich bei den
jeweiligen MaBnahmen um Schritte mit lediglich
taktischem Charakter oder um einen Wandel in der

21) Vgl. Elizabeth Kridl Valkenier. The Soviet Union and
the Third World. An Economic Bind. New York 1983; Jerry
E. Hough. The Struggle for the Third World. Soviet Debates
and American Options. Washington 1986.
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Substanz handelt. Das muB von Fall zu Fall gepriift
werden.

Es gibt einen weiteren Aspekt der NOP-Diskus-
sion, der oft iibersehen wird. Verschiedene sowje-
tische und osteuropdische Autoren haben in den
siebziger und den beginnenden achtziger Jahren
Lenins NOP als eine Metapher benutzt, um auf dem
Umweg iiber die Probleme der sozialistisch orien-
tierten Léander der Dritten Welt mehr Freiheit zu
gewinnen, grundlegende Schwierigkeiten der so-
wjetischen Okonomie und des Marxismus/Leninis-
mus zu diskutieren.

Der oben bereits erwihnte Artikel von Butenko
iiber die Probleme des Ubergangs zum Sozialismus
in den unterentwickelten Lindern ist dafiir ein gu-
tes Beispiel 2). Seine Analyse des Versagens der
Agrarpolitik in den sozialistisch orientierten Ent-
wicklungsldndern liest sich an verschiedenen Stel-
len wie eine radikale Kritik des sowjetischen Agrar-
modells und seiner Unfihigkeit, mit der Landwirt-

schaft in den westlichen Industriestaaten zu konkur-
rieren.

Diese kurze Diskussion iiber das Problem von Tak-
tik und Wandel in der Substanz der sowjetischen
Politik mag geniigen. um folgende SchluBfolgerun-
gen zu ziehen. Jeder Versuch, diese Verdnderungen
durch simples Entweder-Oder — das heiBt: entwe-
der wird der Sozialismus offiziell aufgegeben, oder
es handelt sich um unbedeutende taktische Ande-
rungen — zu erkliren, ist viel zu grobkérnig, als
daB er die fiir die praktische Gestaltung der Ost-
West- und Nord-Siid-Beziehungen wesentlichen
Elemente herausarbeiten konnte.

Wie an dem Beispiel der RGW-Mitgliedschaft ge-
zeigt wurde, gibt es Schritte, die in ihren praktischen
Auswirkungen iiber taktische MaBnahmen hinaus-
gehen, die aber natiirlich nicht eine offizielle Been-
digung des Marxismus/Leninismus und seines welt-
revolutioniren Anspruchs zum Inhalt haben.

VIII. Moskaus Haltung gegeniiber Siidafrika und Angola

In der westlichen Offentlichkeit ist seit einiger Zeit
eine heftige Kontroverse dariiber entbrannt, wie
groB der EinfluB der Siidafrikanischen Kommuni-
stischen Partei (SACP) auf die Befreiungsbewe-
gung ANC (African National Congress) ist. Von
den unterschiedlichsten Personen und Organisatio-
nen werden Spekulationen dariiber angestellt, wie
viele Mitglieder des dreiBigképfigen Exekutivkomi-
tees des ANC zugleich Mitglieder der SACP sind.
Di¢ Schitzungen liegen zwischen acht und 25. Da
Angehdrige der SACP seit dem Verbot ihrer Partei
die Mitgliedschaft in der Regel nicht offenlegen., ist
die exakte Zahl kaum zu bestimmen. Die westli-
chen Experten auf diesem Gebiet sind sich aber
einig, daB die von der siidafrikanischen Regierung
genannten Zahlen zu hoch liegen. Militarische Un-
terstiitzung erhilt der ANC bzw. seine Guerilla-
Organisation Umkhonto We Sizwe vor allem aus
dem Ostblock. Daraus machen beide Seiten keinen
Hehl, die Einzelheiten werden jedoch geheimgehal-
ten. Schwedische Stellen sind aufgrund ihrer guten
Kontakte zum ANC zu dem Ergebnis gekommen,
daB die sowjetische Finanzhilfe an die Befreiungs-
bewegung ungefihr der skandinavischen entspre-
chen diirfte.

Es liegt nahe anzunehmen, daB die militérische Zu-
sammenarbeit mit Moskau den Mitgliedern der
SACP im ANC ein besonderes Schwergewicht hin-
sichtlich einer EinfluBnahme, zumindest auf die
Gestaltung des bewaffneten Kampfes, gibt. Im ein-

2) Vgl. P. Henze (Anm. 16).
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zelnen ist diese Frage jedoch umstritten. Joe Slovo,
seit dem Tode von Moses Mabida Generalsekretiir-
der SACP, ist im Westen geradezu eine Symbolfi-
gur fiir diese EinfluBméglichkeit geworden mit der
Folge, daB er in der westlichen Presse des ofteren
als oberster Chef der Guerilla genannt wird. In
einem formalen Sinne hat das jedoch nie gestimmt.
Joe Slovo war lediglich ,,Chief of Staff*, wihrend
Joe Modise ,Commander in Chief* war. Inzwi-
schen ist Joe Slovo angeblich auf Bitten der SACP
von dieser Aufgabe entbunden worden. An seine
Stelle ist der friihere ,Policical Commissioner*
Chris Hani. getreten %),

Im Hinblick auf Strategie und Taktik des Befrei-
ungskampfes verhilt sich die SACP im groBen und
ganzen nicht weniger pragmatisch als der ANC.
Jedoch stehen die Kommunisten spontanen revolu-
tioniren Aktivititen, wie denen der ,,young comra-
des*, miBtrauischer gegeniiber als die meisten Mit-
glieder des ANC. Wie andere kommunistische Par-
teien auch hilt die SACP eine systematische, straf-
fer Disziplin unterworfene Organisation fiir eine
der wichtigsten Voraussetzungen, um einen revolu-
tiondren Kampf erfolgreich bestehen zu kénnen.
Die SACP-Fiihrung hat in diesem Sinne immer auf
den ANC eingewirkt und war umgekehrt aus die-
sem Grunde fiir ihn besonders wertvoll 24),

2) Vgl. The Weekly Mail vom 30. Oktober 1987.

) Vgl. Winrich Kithne, Black Politics in the South Africa
and the Outlook for Meaningful Negotiations (Internationale
Konferenz, abgehalten in der Stiftung Wissenschaft und Poli-
tik, Ebenhausen, vom 10, bis 12. Dezember 1986 (SWP-
K 2518), S. 40ff.



Soweit in Fragen der Ideologie und Politik, insbe-
sondere im Hinblick auf die Gestaltung einer Post-
Apartheid-Gesellschaft, zwischen dem ANC und
der SACP grundlegende Meinungsunterschiede be-
stehen bzw. bestanden haben, diirften diese sich
durch die Entwicklungen in der Politik Moskaus
seit Anfang der achtziger Jahre stark relativiert ha-
ben. Das ist der iibereinstimmende Eindruck von
amerikanischen und europiischen Experten, die
sich mit den Entwicklungstendenzen in der sowjeti-
schen Afrikapolitik genauer befaBt haben und wie
der Autor Gelegenheit hatten, in Moskau intensive
Gespriiche iiber Siidafrika zu fiihren. Ihr Fazit ist,
daB man in Moskau iiber die Chancen einer effek-
tiven Ausweitung und Ubertragung des Marxismus-
Leninismus auf Afrika tief desillusioniert ist. Die
katastrophalen Entwicklungen vor allem in Mo-
zambique und Athiopien. aber auch die groBSen
Schwierigkeiten in Angola sind nicht ohne Wirkung
auf das afrikapolitische Denken der Sowjetunion
geblieben.

Fragt man in den Moskauer Instituten Okonomen
nach den aus ihrer Sicht hoffnungsvollen Entwick-
lungen in afrikanischen Lindern, so wird keiner
der nach traditioneller sowjetischer Lesart soziali-
stisch orientierten Verbiindeten wie Mozambique,
Angola, die Volksrepublik Kongo etc. genannt,
sondern Zimbabwe als leuchtendes Beispiel hinge-
stellt. Durchbricht man einmal die dicke Schicht
eingefahrener ideologischer Argumente, so ist
noch etwas anderes zu spiiren: ein gewisses Ver-
stindnis fiir die WeiBen und ihren Unwillen, sich
auf eine schwarze Mehrheitsherrschaft einzulas-
sen. Die Identifikationslage der ,WeiBen* in Mos-
kau ist in dieser Hinsicht kaum anders als die der
meisten Européer.

In der Rede cines filhrenden Mitglieds des Mos-
kauer Afrika-Instituts, Gleb Starushenko, gehal-
ten auf der 2. sowjetisch-afrikanischen Konferenz
for peace, cooperation and social progress* im
Juni 1986, hat dieses Verstindnis in einer Weise
Eingang gefunden, wie das vor wenigen Jahren
noch unvorstellbar gewesen wiire. Zwar stellt Sta-
rushenko einerseits fest: ,, This system cannot be
changed, it must be destroyed”. An anderer Stelle
fihrt er aber fort, die ,anti-rassistischen Krifte
halten eine umfassende Nationalisierung von kapi-
talistischem Eigentum nicht fiir zwingend geboten,
und sie sind bereit, der Bourgeoisie entsprechende
Garantien zu geben.”“ Des weiteren ermutigt er
den ANC, ,umfassende Garantien fiir die weiBe
Bevolkerung auszuarbeiten, die nach der Beseiti-
gung des Apartheid-Regimes verwirklicht werden
konnten . . . Zum Beispiel kénnte das Parlament
aus zwei Kammern bestehen: Eine Kammer, die
nach dem Verhiltniswahlrecht gewihlt wird und
eine andere, ausgestattet mit einem Veto-Recht,
in der die vier Gruppen gleichstark reprisentiert

sind (equal representation)*®). Es wiire falsch,
zumindest voreilig, diese Thesen als offizielle so-
wietische Politik einzustufen. Ebenso wenig sind
sie allerdings auch nur einsame Gedanken Staru-
shenkos.

Insgesamt ist man jedoch in Moskau. ganz dhnlich
wie in Washington. der Meinung, daB das siidliche
Afrika nicht bedeutend genug ist. AnlaB fiir eine
direkte Konfrontation zwischen den beiden Super-
miichten zu sein. Das Vertrauen. diesen konfliktbe-
grenzenden Konsens mit den USA halten zu kon-
nen, ist relativ groB. Im Juni 1987 wurde ein weite-
res filhrendes Mitglied des Moskauer Afrika-Insti-
tutes in dieser Hinsicht sehr deutlich. Victor Gon-
scharow sagte auf einer Konferenz des Londoner
Instituts fiir Strategische Studien und der Universi-
tit von Zimbabwe, daB das siidliche Afrika fiir die
beiden Supermiichte von geringem Interesse sei und
daB es deswegen eigentlich moglich sein sollte, sich
iiber eine Handhabung der Probleme in der Region
zu verstindigen. Gonscharow distanzierte sich je-
doch ausdriicklich von Staruschenkos Thesen zum
weiBen Minderheitsschutz26) und bestitigte damit
den Eindruck westlicher Experten. daB es zu dieser
Frage in Moskau unterschiedliche Auffassungen

gibt.

Das starke militiirische Engagement des Ostblocks
in Angola scheint im krassen Widerspruch zu den
moderaten Ténen aus Moskau im Hinblick auf die
Republik Siidafrika zu stehen. In Angola sind iiber
30 000 kubanische Soldaten stationiert. Der Wert
der Waffen, die aus der Sowjetunion in den letzten
Jahren dorthin geliefert worden sind. wird auf meh-
rere Milliarden DM geschiitzt. Mit ihrer Hilfe star-
tete die angolanische Armee im Herbst 1987 eine
weitere GroBoffensive gegen die Guerillatruppen
der UNITA. Als diese in Bedriingnis kamen, eilten
ihnen die Siidafrikaner wie schon in fritheren Fiillen
zur Hilfe. Durch den Einsatz von Flugzeugen, mo-
biler weitreichender Artillerie (G-5) und gepanzer-
ten Einheiten auf angolanischem Boden gelang es
ihnen. die Offensive zu stoppen und teilweise zu-
riickzudringen.

Moskau macht aus seinem starken Engagement zu-
gunsten der Regierung in Luanda kein Hehl. be-
streitet allerdings. wie es von Siidafrika behauptet
wird, daB sowjetische Militiirs an der Seite der an-
golanischen Regierungstruppen direkt an den
Kimpfen teilgenommen hitten 27). Von siidafrika-
nischer Seite ist das wiederholt behauptet wor-

25) Gleb Starushenko, Problems of Struggle Against Racism.
Apartheid and Colonialism in the South Africa (USSR Aca-
demy of Sciences, The Africa Institute), Moscow 1986,

26) Vgl. Howard Barrel, Soviet Policy in Southern Africa, in:
World in Progress (South Africa). (1987) 48. S. 3—7.

27) Vgl. Monitor-Dienst (Afrika) vom 26. November 1987,
S. 10.
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den?8), Die militdrische Unterstiitzung, die die
UNITA nicht nur aus Siidafrika. sondern seit 1986
auch offiziell von Washington erhiilt, wird in Mos-
kau als der Versuch eines ,roll back* mit militiri-
schen Mitteln gedeutet, den man nicht hinnehmen
wolle. Eine militirische Niederlage der MPLA-Re-
gierung wiirde aus sowjetischer Sicht, insbesondere
in den Augen der Militirs. in gravierender Weise an
der Glaubwiirdigkeit der Sowjetunion als einer den
USA zumindest militirisch ebenbiirtigen globa-
len Macht riihren. Gorbatschow ist nicht weniger
entschlossen als seine Vorgénger, diesen Status zu
verteidigen. Die Notwendigkeit dazu scheint in
Moskau so gut wie unumstritten zu sein. Hoffnun-
gen. Angola in eine ideologisch definierte Hegemo-

nie nach osteuropiischem Vorbild einbinden zu
konnen. werden damit wohl nur noch bei wenigen
verbunden. Die starke &stliche Militérpridsenz hin-
dert Angola nicht daran, fhnliche Reformschritte
wie Mozambique zu vollziehen und seinen Standort
in der Ost-West Rivalitidt mehr in Richtung Westen
zu verschieben. Es gibt keine Anzeichen dafiir. daB
Moskau oder Havanna dagegen ernsthaft etwas un-
ternehmen. Fiir die sowjetische Afrika-Politik seit
Anfang der achtziger Jahre macht es offensichtlich
einen Unterschied, ob man lediglich eine schritt-
weise Transformation und Positionsverschiebung
eines bisherigen Verbiindeten hinnehmen muB
oder eine offene militirische Niederlage bzw. einen
offenen Bruch.

IX. SchluBfolgerungen

Zusammenfassend 14Bt sich feststellen. daB in drei
Jahrzehnten sowjetischer Afrika-Politik Entwick-
lungen stattgefunden haben, die die Bedeutung des
Systemantagonismus erheblich relativieren. Seine
politisch iiberstarke Betonung erscheint heute ana-
chronistisch. Die Konfrontation mit den Bedingun-
gen in Afrika und den Leistungsgrenzen des eige-
nen Systems hat dstliche Wissenschaftler und Poli-
tiker dazu gezwungen. Motivationslage und Vorge-
hensweise sowjetischer Afrika-Politik nachhaltig zu
iiberdenken. Hegemoniale Expansionsvorstellun-
gen, wie sie im Kreml zeitweise durchaus bestanden
haben mogen, haben sich als machtpolitische Trau-
mereien erwiesen. Die Neigung, revolutionire Um-
stiirze in der Dritten Welt als Gelegenheiten fiir
eine nachhaltige Ausweitung des Ostlichen Einflus-
ses ,,opportunistisch* auszunutzen. hat abgenom-
men. Ein Riickzug aus Afrika bedeutet das jedoch
nicht. Gerade unter Gorbatschow ist die sowjeti-

¥) Vgl. BBC/SWB/ME/8690/B/1 vom 5. Oktober 1987,
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sche Politik recht aktiv darin, die wirtschaftlichen,
technischen, kulturellen und politischen Beziehun-
gen nicht nur mit einigen wenigen ideologischen
Verbiindeten, sondern mit mehr oder weniger al-
len Staaten Afrikas zu pflegen?%). Im groBen und
ganzen handelt es sich um die Politik einer globa-
len Macht, die sich ebenso ihrer militirischen
Stidrke bewuBt ist wie ihrer wirtschaftlichen Schwi-
che. Ideologie spielt in dieser Politik zwar weiter-
hin eine Rolle, aber in einer sehr zuriickgenomme-
nen und die Erfahrungen von drei Jahrzehnten
zunehmend realistisch verarbeitenden Weise. Ei-
nes 1aBt sich mit GewiBheit feststellen: Diese Poli-
tik baut nicht mehr darauf, westlichen Industrie-
staaten auf dem Umweg iiber Afrika und andere
Teile der Dritten Welt in ihrer Substanz untermi-
nieren zu koénnen.

%) Vgl. David Albright, New Trends in Soviet Policy toward
Africa. in: CSIS Africa Notes. No. 27 vom 29. April 1984.



Friedhelm B. Meyer zu Natrup

Die handels- und entwicklungspolitische
Zusammenarbeit der Europédischen Gemeinschaft
mit Schwarzafrika

I. Afrika und die Griindung der Europdischen Gemeinschaft

Die Geschichte, das politische, wirtschaftliche und
auch das kulturelle Bild des heutigen Afrika wur-
den iiber Jahrhunderte entscheidend durch den
EinfluB westeuropiischer Kolonialmichte geprégt.
So besaBen noch bei der Entstehung der EWG 1957
vier der sechs Griindungsmitglieder Gebiete in
Ubersee. Besonders fiir Frankreich. das iiber das
weitaus groBte Herrschaftsgebiet in Afrika ver-
fiigte, hitte der Verlust seiner wirtschaftlichen Ver-
bindung mit den Kolonien zu schwer tragbaren Be-
lastungen gefiihrt. 1957 bezog Frankreich ca. ein
Viertel seiner Importe aus den Kolonien und lie-
ferte rund ein Drittel seines’Exportes dorthin.
Schitzungsweise 300 000 Arbeitsplitze hingen di-
rekt von diesem Export ab. Ohne die Kolonien
wire die durch die Griindung der EWG notwen-
dige. sehr kostenintensive Modernisierung der fran-
zosischen Industrie noch schwieriger geworden!).

Die franzésische Regierung machte deshalb die Un-
terzeichnung des EWG-Vertrages von der Assozi-
ierung seiner Kolonien und Treuhandgebiete ab-
hiingig. Dagegen hatte sich nicht zuletzt die Bun-
desrepublik Deutschland ausgesprochen. Bei der
von ihr als absehbar betrachteten politischen Unab-
hiingigkeit der assoziierten Staaten fiirchtete sie
u. a. Probleme im Zusammenhang mit der Hall-
stein-Doktrin?). Auch war das deutsche Interesse
an den franzosischen Gebieten in Afrika sehr be-
grenzt, bildeten doch die lateinamerikanischen und
asiatischen Lidnder den Schwerpunkt deutschen
Handels mit der Dritten Welt.

') Vgl. J. Agarwal. Die Assoziierung der iiberseeischen
Gebiete und Staaten mit der EWG, Tiibingen 1966. S. 8;
R. Kuehn, Afrika. Franc-Zone — Wihrungsunion und Ab-
hingigkeiten, Bonn 1977, S. 4; ders., Voraussetzungen, Re-
sultate und Perspektiven der Assoziierung afriKanischer
Staaten an die EG. in: J. Linhard/K. Voll (Hrsg.), Welt-
markt und Entwicklungslinder. Rheinstetten 1976. S. 132—
159, hier S. 140. Zur innerfranzésischen Diskussion iiber die
Verbindung der iiberseeischen Gebiete mit der EWG siche
;'9;3 B. Dabiate. L’ Afrique noire et I'Europe des Six, Genf
Y Zur Bedeutung der Hallstein-Doktrin fiir die bundesdeut-
sche Entwicklungspolitik vgl. K. Bodemer, Entwicklungs-
hilfe-Politik fiir wen? Ideologie und Vergabepraxis der deut-
schen Entwicklungshilfe in der ersten Dekade, Miinchen-
London 1974. bes. S. 107 ff.
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Doch wie die Bundesrepublik die Zustimmung
zum freien innerdeutschen Handel konnte
Frankreich die Assoziierung durchsetzen. Alle
EWG-Staaten anerkannten die politische und wirt-
schaftliche Funktion der Assoziierungspolitik.
Als Robhstoffquelle und als Absatzmarkt leg-
ten sie Wert auf die Uberseegebiete, auch
wenn an die Beseitigung der franzsischen
Dominanz auf diesen Mirkten nicht zu denken
war. Die meisten europidischen Regierungen
gingen jedoch davon aus, daB Frankreich al-
leine nicht in der Lage sein wiirde, den euro-
pdischen EinfluB langfristig in dieser Region
zu erhalten, und fiirchteten, daB ein Machtvakuum
von den USA oder der UdSSR schnell ausgefiillt
wiirde. ;

Das erste ,,Durchfithrungsabkommen iiber die As-
soziierung der iiberseeischen Linder und Hoheits-
gebiete mit der Gemeinschaft* wurde gleichzeitig
mit dem Romischen Vertrag am 25. Mirz 1957 un-
terzeichnet. Fiir den ersten Europiischen Entwick-
lungsfonds (EEF) wurden 581 Mill. Rechnungsein-
heiten bereitgestellt?). Von den assoziierten Gebie-
ten in Afrika einschlieBlich Madagaskar (AASM)
waren 15 franzosische Kolonien oder Treuhandge-
biete 4). Mit der EWG wurde also eine regional auf
Afrika konzentrierte , Dritte Welt-Politik* der Ge-
meinschaft geboren, die lange Zeit vor allem eine
franzosische Politik mit europdischen Mitteln war,
modifiziert durch deutsche Industrieinteressen und
unkoordiniert begleitet von den bilateralen Politi-
ken der anderen Mitgliedstaaten5). Stets jedoch
blieb die Bundesrepublik bei ihrer Forderung nach
einer den regionalen Strukturbedingungen entspre-
chenden handels- und entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit im Rahmen eines Globalkonzeptes

3) Durchfiihrungsabkommen iiber die Assoziierung der
fiberseeischen Linder und Hoheitsgebiete, Briissel 1957.

4) Siche Anm. 1; vgl. Vertrag zur Griindung der Europii-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, Anhang IV, Artikel 131 bis
136 des EWGV, in: Europa — Vertrige und Gesetze, Bonn
1977. S. 173f.

5) So ist es bezeichnend. daB erst im Januar 1985 der erste
.Nicht-Franzose*, der Italiener Lorenzo Natali, der fiir die
Entwicklungspolitik zustéindige EG-Kommissar wurde.
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der Politik der EG gegeniiber moglichst allen Staa-
ten der sogenannten Dritten Welt¢).

Auch nach der Griindung der EWG pflegten die
Mitgliedstaaten selbstverstéindlich ihre z. T. lange
gewachsenen bilateralen Beziehungen zum afrika-
nischen Kontinent. Afrikapolitik der EG bedeutet
deshalb bis heute nationale franzdsische, britische,
deutsche, in bestimmten Regionen auch belgische
und marginal portugiesische sowie italienische
AuBen-, AuBenwirtschafts- und Entwicklungspoli-
tik. Als einziger EG-Staat spielt Frankreich auch
eine bedeutende sicherheitspolitische Rolle in
Afrika7).

Neben den einzelnen Mitgliedstaaten entfalten so-
genannte Nichtregierungsorganisationen fast aller
' Staaten Westeuropas eine kaum zu iiberschiitzende
entwicklungs- und wirtschaftspolitische Arbeit in
Afrika. Gleichzeitig ist die europiische Afrikapoli-
tik das Kernstiick der Dritte-Welt-Politik der groB-
ten Handelsmacht der Welt — der Europiischen
Gemeinschaft. Hierfiir gab die EG im Durchschnitt
der letzten fiinf Jahre ca. 3.5 % ihrer Mittel, 1985

mehr als 3,8 Mrd. DM aus. Dies ist zwar nur etwa
die Hiilfte der jihrlichen bundesdeutschen Ent-
wicklungshilfe; dennoch stehen die Ausgaben der
EG fiir die Dritte Welt an zweiter Stelle hinter
denen fiir die Agrarpolitik 8).

Das Verhiiltnis zwischen Westeuropa und den
schwarzafrikanischen Staaten griindet auf diesem
komplexen Netz der Beziehungen auf verschiede-
nen Ebenen. Diese Vielfiltigkeit der Bindungen
zwischen Europa und Afrika muB stets beriicksich-
tigt, kann hier jedoch nicht detailliert dargestellt
werden. Unstrittig ist, daB der EinfluB, den die
westeuropiischen Staaten heute noch in Afrika ha-
ben, seit 30 Jahren wesentlich durch die Politik der
EG gestiitzt und mitbestimmt wird. Diese Politik
hat sich bis heute zu einer Zusammenarbeit mit 66
afrikanischen, karibischen und pazifischen Lindern
— den sogenannten AKP-Staaten — entwickelt.
Dennoch ist sie bis heute auf Afrika konzentriert
— zwei Drittel der 66 AKP-Linder sind afrika-
nisch.

II. Die Ziele, der rechtliche Rahmen und die ersten Instrumente
der Assoziierungspolitik

Artikel 131 des EWG-Vertrages nennt als Ziel der
Assoziierung der iiberseeischen Gebiete ,.die For-
derung der wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung der Linder und Hoheitsgebiete und die Her-
stellung enger Wirtschaftsbeziehungen zwischen ih-
nen und der gesamten Gemeinschaft®“. Sie soll ,den
Interessen der Einwohner dieser Linder und Ho-
heitsgebiete dienen und ihren Wohlstand férdern.
um sie der von ihnen erstrebten wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Entwicklung entgegenzu-
fithren* 9).

Dieses Ziel sollte vorrangig durch zwei unterschied-
liche Methoden europiischer Dritte-Welt- und spe-
ziell Afrikapolitik erreicht werden:

— Die EG-Linder versuchten, einen moglichst frei-
ziigigen wirtschaftlichen Grofiraum zu schaffen. Da-
bei stand jedoch von Anfang an fest, daB innerge-
meinschaftlichen Verpflichtungen, wie z. B. der ge-
meinsamen Agrarpolitik, im Falle eines Interessen-

6) Vgl. V. Kohler, Die Entwicklungspolitik der Europii-
schen Gemeinschaft, in: Europa-Archiv. 24 (1987). S. 709—
714, hier S. 710.

7) Paris hat mit vier nord- und 22 schwarzafrikanischen Staa-
ten Verteidigungs- und militéirische Assistenzabkommen ge-
schlossen und unterhilt bis heute permanente Streitkrifte in
Afrika. Zur sicherheitspolitischen Rolle Frankreichs in
Afrikasiche u. a. U. Schumacher, Die Politik Frankreichs in
West- und Zentralafrika, 1974—1981. Diss.. Bonn 1985,
S. 276ff.

) Vgl. V. Kohler (Anm. 6), S. 710.

) Europa — Vertrige und Gesetze (Anm. 4), S. 136.
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konfliktes stets Vorrang eingeriumt werden
sollte.

— Gleichzeitig bemiihte sich die EG. auch durch
finanzielle Unterstiitzung von Entwicklungsprojek-
ten den assoziierten Staaten zu helfen. 1968 kam die
Nahrungsmittelhilfe als erginzendes Instrument
hinzu. Die fiir diese Politik notwendigen Mittel
werden auBerhalb des Haushaltsplans der Gemein-
schaft durch Beitriige der Mitgliedstaaten zum Eu-
ropiischen Entwicklungsfonds aufgebracht.

Neben den Artikeln 131—136 stiitzt sich das Asso-
ziierungsabkommen auf die in Teil 3 des EWG-
Griindungsvertrags festgelegten Prinzipien der
Handelspolitik 1%). Die auBenpolitische Kompetenz
verblieb bis heute nach wie vor uneingeschrinkt bei
den EG-Mitgliedstaaten. Entsprechend schuf sich
diec EWG mit dem erwihnten ersten Durchfiih-
rungsabkommen kein polyvalentes Instrument ei-
ner umfassenden Dritte-Welt- und Afrikapolitik.
Die EWG beschrinkte sich vielmehr weitgehend
auf handels- und entwicklungspolitische Instru-
mente, die auch handfesten Interessen der EG-

10) U.a. gibt Artikel 113. Abs. 3 der Kommission das
Recht. dem Rat Empfehlungen zu Abkommen mit dritten
Lindern vorzulegen und nach Ermichtigung durch den Rat
Verhandlungen einzuleiten. Artikel 210 Gber die Rechtsper-
sonlichkeit der EWG bildet die Voraussetzung formell eigen-
stindiger diplomatischer Bezichungen der EG zu Drittlin-
dern; Artikel 228 gibt der Gemeinschaft das Recht zum Ab-
schluB von Vertriagen. Artikel 238 erméglicht generell die
Assoziierung mit dritten Staaten.
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Staaten dienen. Durch Handelspriiferenzen, rezi-
proke Zollsenkungen und Nichtdiskriminierungs-
klauseln blieb vor allem der Import von Rohstoffen
und tropischen Agrarprodukten aus den assoziier-
ten Staaten fast vollstindig von tarifiren Hindernis-
sen verschont. Die Gelder des Europdischen Ent-
wicklungsfonds (EEF) werden zum groBen Teil als
Zuschiisse zur Bezahlung von Auftriigen an euro-

piische Unternechmer verwendet. Die Nahrungs-
mittelhilfe wurde zwar 1986 endgiiltig von der euro-
piischen Agrarpolitik abgekoppelt. Der Absatz
von jihrlich ca. 1,3 Mio. t Getreide, 95 000 t Milch-
pulver und 61 000 t pflanzlichem und Butterdl ist
jedoch immer noch ein wichtiger Beitrag zum Ab-
bau zuviel produzierter Nahrungsmittel der
EGW).

III. Vom Durchfiihrungsabkommen des Jahres 1957
zu den Vertrigen von Jaunde

Das 1957 abgeschlossene Durchfiihrungsabkom-
men betraf Linder, die sich nach Meinung der mei-
sten EWG-Staaten auf dem Wege zur Unabhiingig-
keit befanden. Um ihnen die Mdglichkeit zu geben,
nach Erlangung der Souverinitiit iiber die Erneue-
rung. Abdnderung oder die Aufgabe der Assozi-
ierung selber zu entscheiden, wurde die Laufzeit
des Abkommens auf fiinf Jahre begrenzt.

Zumindest die frankophonen afrikanischen Staaten
waren sich bewuBt, daB sie mit ihrer volkerrechtli-
chen Unabhiingigkeit nach kurzer Ubergangsphase
noch keineswegs auch wirtschaftlich unabhiingig ge-
worden waren. Sie standen vor der Alternative,
entweder die vielfiltigen und engen Bindungen an
ihre ehemaligen ,Mutterlinder* weitgehend auf-
rechtzuerhalten oder aber ein nicht nur wirtschaft-
liches Chaos zu riskieren 12). Die handelspolitischen
Vorteile der Assoziierung (zollfreier Export vor al-
lem von Rohstoffen und tropischen Produkten) wa-
ren fiir die exportschwachen Entwicklungslinder
noch weniger wichtig als die Finanzierung von Ent-
wicklungsprojekten durch den EEF. SchlieBlich
weckte die Kooperation mit der Gemeinschaft in
den afrikanischen Staaten Hoffnungen. die einsei-
tige Fixierung auf die ehemalige Kolonialmacht
durch engere Bezichungen auch zu den iibrigen
EWG-Mitgliedstaaten relativieren zu knnen. Des-
halb wiinschten fast alle afrikanischen Staaten nach
ihrer Unabhiingigkeitserklirung eine Fortsetzung
der Zusammenarbeit,

Das vom Juli 1964 bis Mai 1969 giiltige erste Ab-
kommen (Jaunde I) zwischen 17 souverinen Staa-
ten der Assoziation Afrikanischer Staaten und Ma-
dagaskar (AASM) und den sechs Griindungsléin-
dern der EWG zeigte. daB die afrikanischen Staa-

1) Zu den Assoziierungsvorschriften siche im einzelnen
J. P. Agarwal, Die Assoziierung der iibersecischen Gebiete
(Anm. 1), S.21-30. Zur Nahrungsmittelhilfe siche
D. Fritsch. EG Nahrungsmittelhilfe. Ein entwicklungspoliti-
sches Instrument oder UberschuBverwertung. Vortragszu-
sammenfassung. Bonn 12. 1. 1988,

) Vgl. K. Frhr. v. d. Ropp, Die gewachsenen Bezichungen
bestehen fort. Westeuropiisch-afrikanische Verbindungen,
!sn:SDns Parlament, Nr. 33—34 vom 15./22. August 1987,
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ten trotz ihrer gerade errungenen Unabhiingigkeit
bei den Verhandlungen nur eine Statistenrolle ge-
spielt hatten!?). Dagegen dominierte Frankreich
durch seine doppelte Funktion als Vertreter eigener
Interessen innerhalb der EG und als Berater der
meisten afrikanischen Regierungen. Die Handels-
regelungen wurden nur ein wenig — und eher zu-
gunsten der EWG — geiindert. Fiir die landwirt-
schaftlichen Produkte, die der Preisreglementie-
rung durch die EG-Agrarpolitik unterstehen, gal-
ten weiterhin Einfuhrbeschrinkungen. Die euro-
piischen Industrieprodukte behielten eine starke
Position auf dem Markt der Assoziierten — auf
Kosten eines hohen Konkurrenzdrucks auf die oh-
nehin sehr schwache afrikanische Industrie.

Nicht zuletzt auf deutschen Wunsch hin erhielten
die assoziierten Staaten lediglich die Initiative bei
den Vorschligen fiir die zu fordernden Projekte.
Ihre Forderung nach einer gemeinsamen Verwal-
tung der auf 730 Mill. ECU erhéhten Mittel des
EEF war jedoch nicht beriicksichtigt worden '4).

Wirklich neu am ersten Vertrag von Jaunde waren
die parititisch besetzten gemeinsamen Institutio-
nen. Wiihrend das vorhergehende Durchfiihrungs-
abkommen allein von den Organen der EWG ver-
waltet worden war, muBten die europiischen Staa-
ten nun der volkerrechtlichen Unabhiingigkeit der
ehemaligen Kolonien Rechnung tragen. , Auf der
Grundlage volliger Gleichberechtigung*® sollten alle
die Assoziation betreffenden Fragen behandelt
werden. Die neuen Institutionen, deren Strukturen
deutliche Ahnlichkeiten mit denen der EWG zeig-
ten, besaBen jedoch kaum echte Entscheidungsbe-
fugnisse. Dies galt besonders fiir die Parlamentari-
sche Konferenz, die damit auch in dieser Hinsicht
der parlamentarischen Versammlung der EWG
glich. Mangels einklagbarer Rechte blieb das

13) Europiische Wirtschaftsgemeinschaft (Hrsg.), Das Ab-
kommen von Jaunde. Die Assoziierung der liberseeischen
Liinder mit der EWG. Dazugehtrige Dokumente, Briissel-
Luxemburg 1965. Zur Vorgeschichte und den einzelnen Be-
stimmungen des Jaunde-I-Abkommens siehe H.-D. Wiilker,
EWG und wirtschaftliche Assoziierungen, Wien 1971.

4) Vgl. C. Cosgrove Twitchett, Europe and Africa — from
association to partnership, London 1978, S. 80f.
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Schiedsgericht weitgehend beschiftigungslos. Der
Assoziationsrat konnte keine dem Ministerrat der
EWG vergleichbare Rolle spielen. Er bestand aus
den Mitgliedern des Rates der EWG, Mitgliedern
der EWG-Kommission und je einem Vertreter der
assoziierten Linder. In seinen mindestens jihrli-
chen Treffen sollte der Rat ,,im gegenseitigen Ein-
vernchmen” fiir die Vertragsparteien verbindliche
Beschliisse und EntschlieBungen ,,im Hinblick auf
die Verwirklichung der Ziele und das einwandfreie
Funktionieren der Assoziation* fassen. Doch die
EG-Staaten bestimmten die Hohe und letztlich
auch die Verwendung der fiir die Assoziierungspo-
litik verwendeten Mittel. Das Jaunde-I-Abkommen
verkleidete so den stark postkolonialen Charakter
der Beziehungen durch die Fassade einer gleichbe-
rechtigten Zusammenarbeit, nachdem 1957 die In-
strumente und die finanziellen Mittel dieser Politik
.europiisiert' worden waren.

Die Bundesrepublik trug zusammen mit Frankreich
die Hauptlast bei der finanziellen Hilfe im Rahmen
des Jaunde-I- und aller spateren AKP-Abkommen.
Sie beteiligte sich mit 34,1 % und 33.76 % am ersten
bzw. zweiten EEF. Jedoch zog Frankreich aus die-
sen Mitteln einen ungleich groBeren Nutzen. 88 %
der Gelder des ersten EEF wurden in Form von
Zuschiissen und Darlehen an die franzodsischen
Uberseegebiete vergeben. Bis heute profitieren
franzosische Unternehmen mehr als alle anderen
aus dem EG-Raum von der Auftragsvergabe mit
EEF-Geldemn 15).

Bei der Ratifizierung des Jaunde-II-Abkommens,
das ab dem 1. Januar 1971 bis zum 31. Januar 1975
die Zusammenarbeit fortsetzte 16), waren schon
manch hohe Erwartungen an die Assoziierungspo-
litik enttiuscht worden. Trotz aller Priiferenzen
hatte sich der Handel mit den AASM zwischen 1958
bis 1969 nur um 13 % gesteigert. Gleichzeitig war
der Warenaustausch der EG mit den nicht-assozi-
ierten Entwicklungslindern um 17% gestiegen.
Wie zur Kolonialzeit lieferten die afrikanischen
Staaten hauptsichlich Rohstoffe in die Gemein-
schaft. Eine signifikante Veriinderung war ledig-
lich. daB Frankreich betriichtliche Anteile des Wa-
renverkehrs an die Bundesrepublik, Italien und die
Niederlande verloren hatte 17).

15) 21,5% des Wertes der Auftriige des 5. EEF (Lomé IT)
gingen an franzbsische, 14,7 % an britische und 14.2% an
bundesdeutsche Unternehmen. Siche Kommission der EG:
10 Jahre Lomé, SEK (86) 1295, Briissel 1986, S. 731.

16) Siehe das Jaunde-II-Abkommen in Europiische Gemein-
schaften: Sammlung der von den Europiischen Gemein-
schaften geschlossenen Abkommen, Bd. V, Briissel 1979,
S. 383—461.

17) Vgl. Der Industriekurier, Nr. 94 vom 24. Juni 1969, S. 1;
Kommission der EG (Hrsg.). Europdische Entwicklungs-
hilfe, Briissel 0. J., S, 26; Statistisches Amt der EG (Hrsg.).
Assoziierte — AuBenhandel, Jahrbuch 1967—1969, 2. Bd.,
Luxemburg 1970.
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Vor diesem Hintergrund war es der Bundesrepublik
gelungen, im zweiten Vertrag von Jaunde die Prii-
ferenzen fiir die AASM so weit zu reduzieren, daB
sic den ilbrigen Entwicklungslindern nahezu
gleichgestellt waren '¥). Mit dem System Allgemei-
ner Zollpriferenzen (GSP) zugunsten aller Ent-
wicklungslinder wurde — entgegen den Wiinschen
der assoziierten Staaten — im Juli 1971 die Han-
delsposition der nicht-assoziierten Linder an die
der AASM — angenihert 19).

Mit dem Beitritt GroBbritanniens zur EG lieB sich
die Assoziierungspolitik weder in ihrer bisherigen
regionalen Begrenzung auf Afrika noch in ihrer
konzeptionellen Bestimmung besonders durch
Frankreich ohne weiteres fortfiihren. Die Bundes-
republik erhielt britische Unterstiitzung fiir ihre
Forderung nach einer globalen Entwicklungspoli-
tik. Dies zeigte schon vor der Erweiterung der EG
im Jahre 1973 Wirkung. Die Versuche, mit den ehe-
mals britischen Gebieten Ostafrikas (Uganda. Ke-
nia und Tansania) weiteren Staaten priferenziellen
Zugang zum EG-Markt zu gewiihren. zeitigten nach
mehreren Anldufen 1971 — also nach Beginn der
Beitrittsverhandlungen — endlich Erfolge 20). Mit
dem Protokoll 22 der Beitrittsakte wurde dann im
Januar 1972 allen unabhiingigen Commonwealth-
Staaten in Tropisch-Afrika, in der Karibik, im Indi-
schen und im Pazifischen Ozean eine der Position
der AASM entsprechende Assoziierung mit der EG
angeboten.

London trug auch seine jahrhundertealte koloniale
Erfahrung und Dritte-Welt-Politik in die Gemein-
schaft. Sie muBte nun mit ihren spezifischen Zielen
und Interessen in den gemeinschaftlichen Abstim-
mungsprozeB eingebracht werden 2!). Noch stirker
als vorher bestand jetzt die Gefahr, daB das Neben-
einander der Entwicklungspolitik der Gemein-
schaft und der einzelnen Mitgliedstaaten zu einem
uniibersichtlichen Gegeneinander und zu endlosem
Gerangel um die EEF-Gelder wiirde.

Somit war es Anfang der siebziger Jahre hochste
Zeit, eine umfassende Konzeption europiischer
Politik gegeniiber der Dritten Welt und besonders

%) Vgl. Th. M. Loch/H. Hassenpflug, Die Assoziierungs-
und Priiferenzpolitik der EG. Ein Beitrag zur Entwicklungs-
hilfe. Bonn 1974, S. 62 ff.; AdG, 1969, S. 14771 E.

19) Zum allgemeinen Priferenzsystem vgl. im einzelnen
C. Borrmann. Das allgemeine Zollpriferenzsystem der EG
— Handelshilfe fiir die Dritte Welt?, in: H. Hasenpflug
(Hrsg.), Die EG-AuBenbezichungen. Stand und Perspekti-
ven, Hamburg 1979, S. 391—422,

2) Vgl. E. Ehm. Europiische und nationale Entwicklungs-
politik. in: Europiische Gemeinschaft, Nr. 28. 1968, S. 2.
21) Zur Entwicklungspolitik GroBbritanniens bis 1970 siche
Ch. Uhlig. Entwicklungshilfepolitik. Analyse der Konzep-
tion westlicher Geberlander, Hamburg 1971, S. 125ff.. so-
wie W, Dinwiddy, United Kingdom Performance and Policy,
in: ders, (Ed.). European Development Policies, London
1973, S. 22—35.
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gegeniiber Afrika zu entwerfen. Ein von der EG-
Kommission ausgearbeitetes Memoraridum wurde
von den Staats- und Regierungschefs auf dem Gip-
feltreffen im Oktober 1972 jedoch auf eine sehr all-
gemeine KompromiBformel reduziert. Afrikaorien-
tierte .Regionalisten* auf der einen und .Globali-
sten‘ auf der anderen Seite einigten sich, den bishe-
rigen regionalen Ansatz zwar nicht aufzugeben,
aber verstirkt einen Interessenausgleich zwischen
den assoziierten afrikanischen Lindern und den
iibrigen Entwicklungslindern zu suchen??). Mit
diesem Memorandum hatte die Kommission — un-
terstiitzt vom Europiischen Parlament — auch ver-

sucht, ihre Verantwortlichkeiten fiir diesen Politik-
bereich zu erweitern und die finanziellen Mittel fiir
die Kooperation zu erhbhen. Dies hiitte aber zur
Aushohlung der bilateralen Entwicklungshilfe der
einzelnen EG-Staaten fiihren konnen. Auf ihrer
Ratstagung im Juni/Juli 1974 reagierten die fiir Ent-
wicklungspolitik zustindigen Minister, indem sie
einstimmig ihre Bereitschaft zur ,,Harmonisierung
und Koordinierung* der bilateralen Politik der Mit-
gliedslinder erklirten. Dies bedeutete, daB die na-
tionalen Politiken nicht ersetzt, sondern allenfalls
koordiniert und durch die Politik auf Gemein-
schaftsebene erginzt werden sollten.

IV. Die Weiterfiihrung der europiischen Afrikapolitik
im Rahmen der Lomé-Vereinbarungen

Mit der Unterzeichnung der ersten Lomé-Konven-
tion am 28. Februar 1975 begann die bisher letzte
Stufe des sich seit 1957 entwickelnden Prozesses, in
dessen Verlauf die EG zum Haupthandelspartner,
Hauptkreditgeber und damit auch zu einem der
Hauptentwicklungshelfer der Dritten Welt gewor-
den ist. Lomé ist die Fortfilhrung der Jaunde-Poli-
tik, gleichzeitig aber auch die Geburtsstunde eines
bis heute in seinen Grundziigen wirksamen, welt-
weit einmaligen Rahmens fiir die entwicklungspoli-
tische Zusammenarbeit und fiir den Dialog zwi-
schen Nord und Siid.

Die Kooperation im Rahmen des ersten Lomé-Ver-
trages wurde 1979 durch ein zweites Abkommen
(Lomé II) weitergefiihrt. Es hatte wiederum eine
auf fiinf Jahre begrenzte Laufzeit (1. Mérz 1980—
28. Februar 1985). Auch beim dritten Lomé-Ab-
kommen. das am 8. Dezember 1984 unterzeichnet
wurde, bestanden die AKP-Staaten entgegen den
europdischen Wiinschen auf eine begrenzte Lauf-
zeit (1. Mirz 1985—28. Februar 1990), um den
Vertragsinhalt neu verhandeln zu kénnen 2%).

1. Die Grundstrukturen der Lomé-Politik

In den Verhandlungen gelang es den AKP-Staaten,
einen Katalog gemeinsamer Forderungen an die

2) Vgl. Kommission der EG. Memorandum iiber eine ge-
meinschaftliche Politik der Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungslindern, Briissel 1972. S. 37 ff. Zur Vorgeschichte
und vor allem zu den Intentionen des Memorandums siche
v. a. Anne-Marie Mureau. L'Europe Communautaire dans
la négociation Nord-Sud. Ambitions. intérets et réalités,
Genf 1984. S. 82 ff. Kommission der EG, Entwicklungshilfe.
Skizze der Gemeinschaftsaktion von morgen. in: Bulletin der
lsiull'opa‘tschen Gemeinschaften. Heft 8. Beilage. 1974,
. 191f.

#) Sammlung der von den Europiischen Gemeinschaften
geschlossenen Ubereinkiinfte. Bd. 11. 1981, Teil II,
S. 1795 ff. (Lomé II); BMZ (Hrsg.). Entwicklungspolitik.
Materialien Nr.75. Lomé IIl, Bonn 1986; J. Notzold/
K. Frhr. v. d. Ropp. Lomé I11. Neubeginn der Kooperation
EWG/AKP. in: AuBenpolitik. 36 (1985) 2. S. 173—188.
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EG-Staaten vorzulegen. Dies war angesichts der
Heterogenitit der AKP-Gruppe eher iiberra-
schend: 18 der schwarzafrikanischen Staaten gehor-
ten 1974 zu den am wenigsten entwickelten Lin-
dern der Welt. Einige waren Kleinstaaten fast ohne
Entwicklungs- und Industrialisierungskapazititen,
wihrend Nigeria mit 73 Mill. Einwohnern zu den
volkreichsten und von seinen natiirlichen Ressour-
cen her zu den entwicklungsfihigsten Staaten Afri-
kas zihlt2¢), Die Entwicklungslander forderten die
Erhohung der Mittel des EEF und den freien
Zugang zum EG-Markt fiir alle Erzeugnisse ohne
Gegenpriferenzen. Vor allem aber forderten sie ge-
geniiber den EG-Staaten und im Rahmen der UN
die Neuordnung der Produktions-, Austausch- und
Verteilungsmechanismen der Weltwirtschaft.

Mit dem Olschock 1973 und der nachfolgenden
Krise der westlichen Wirtschaften hatte sich das
Verhiiltnis zwischen Industrie- und Entwicklungs-
lindern veriindert. Die Entwicklungslinder waren
sich der Wirksamkeit eines selbstbewuBSten und ko-
ordinierten Auftretens gegeniiber den Industriena-
tionen bewuBter geworden. Die Industrienationen
hatten ihre Abhingigkeit von Rohstoffimporten
aus der Dritten Welt schmerzhaft zu spiiren bekom-
men. Dies fiihrte bei den Verhandlungen zum er-
sten Lomé-Vertrag zu einer weitgehend kooperati-
ons- und kompromiBbereiten Haltung der EG-
Staaten. So verzichteten sie in der am 28. Februar
1975 unterzeichneten und Anfang 1976 in Kraft
getretenen sogenannten Lomé-I-Konvention auf
Gegenpriferenzen®). Dafiir akzeptierten die

) Vgl. H. Gerth-Wellmann. Die ,Lomé-Politik* der EG,
Miinchen 1984. S. 119f. Zur Entwicklung und zu den Moti-
ven fiir die Herausbildung dieser einheitlichen Position der
AKP-Staaten siche v. a. D. Dodoo/R. Kuser, The Road to
Lomé, in: A. von Geusau (Hrsg.), The Lomé Convention
and a New International Economic Order, Leyden 1977,
S. 15—60, hier bes. S. 34.

) Den Text des Abkommen siche in: Sammlung der von
den EG geschlossenen Ubereinkiinfte. Bd. 6, S. 1003 ff.
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AKP-Staaten das Prinzip der Meistbegiinstigung,
das heiBt fiir Importe dieser Staaten aus Drittlin-
dern diirfen keine giinstigeren Regelungen verein-
bart werden als fiir die Waren aus der EG. Ca. 94 %
der gegenwiirtigen Exportprodukte der AKP-Staa-
ten erhielten freien Zugang zum EG-Markt. Die
Produkte des europiischen Agrarmarktes (vor al-
lem Rindfleisch. Getreide und Zitrusfriichte) blie-
ben jedoch weitgehend vor billigen Importen ge-
schiitzt, so daB die AKP-Staaten erst gar keine
Chance fiir die Steigerung des Exports dieser Pro-
dukte in die EG erhielten. Die Gemeinschaft be-
hielt sich dariiber hinaus mit einer Schutzklausel
das Recht vor. den freien Zugang nach eigenem
Ermessen dann einzuschrinken. wenn dadurch die
Wirtschaft eines Mitgliedslandes beeintrichtigt
wird. Sie wurde zwar noch nie angewandt, aber als
Drohmittel benutzt. um von einigen AKP-Lindern
sogenannte ,Selbstbeschrinkungsabkommen* fiir
den Export in die EG zu erzwingen.

Widerwillig einigten sich beide Seiten auf das ei-
gentliche Neue an Lomé I, einem System zur Sta-
bilisierung der Exporterlose (STABEX)26). Die
Organe. der AKP-EG-Ministerrat, der vom Bot-
schafterausschuf8 unterstiitzt wird. und die Bera-
tende Versammlung, entsprachen dem bekannten
Muster der Jaunde-Vertrige. Der Gemeinsame Mi-
nisterrat bestehend aus den Mitgliedern des Rates
der EG. Vertretern der Kommission und je einem
Mitglied der Regierungen der AKP-Staaten. be-
stimmt die Leitlinien der durchzufiihrenden MaB-
nahmen. Der BotschafterausschuB8 soll u. a. die
Verwirklichung der vom Ministerrat festgelegten
Ziele priifen und die Arbeit aller Ausschiisse. Ar-
beitsgruppen und sonstiger Gremien iiberwachen.
Die Beratende Versammlung setzt sich paritiitisch
aus Mitgliedern des EG-Parlaments und Vertretern
der AKP-Staaten (meist die Parlamentsprasidenten
und jeweils ein Diplomat) zusammen. Sie traten in
der Regel als Sprachrohr ihrer jeweiligen Regierun-
gen auf, was die parlamentarische Qualitiit der Ar-
beit in diesem Gremium deutlich einschriinkte. Die
Versammlung traf sich mindestens einmal im Jahr.
Sie nahm den Titigkeitsbericht des Ministerrates
entgegen, konnte ,beratende Ad-hoc-Ausschiisse
zur Durchfithrung der von ihr festgelegten besonde-
ren Arbeiten einsetzen* und Empfehlungen verab-
schieden. In der Laufzeit des Lomé-11-Vertrages
wurde ihre Arbeit vorbereitet und gestrafft durch
den sogenannten Parititischen Ausschuff. Mit
Lomé 111, wurde die Beratende Versammlung in
Farititische Versammlung umbenannt, womit die

26) Vgl. BMZ (Hrsg.). Vierter Bericht zur Entwicklungspo-
litik der Bundesregierung. Bonn 1980, S. 22; Bericht der
Bundesregierung iber das System der Exportstabilisierung
(STABEX) im Rahmen des ersten Abkommens von Lomé,
in: Handbuch fiir internationale Zusammenarbell 179. Lie-
ferung. August 1981. S. 7.
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gleichberechtigte Zusammenarbeit unterstrichen
wurde.

2. Die Ergebnisse und Folgen der Lomé-Politik

Der erste Lomé-Vertrag erdffnete denjenigen Staa-
ten des afrikanischen, karibischen und pazifischen
Raumes eine Bellmtsmbghchkent die entweder
ehemallges Uberseegeb:et eines EG-Landes sind
oder eine den AKP-Staaten vergleichbare Wirt-
schafts- und Produktionsstruktur haben. Dadurch
erhohte sich die Zahl der an der Kooperation betei-
ligten Dritte-Welt-Staaten von 46 im Jahre 1975 auf
bis heute 66, davon zwei Drittel in Afrika. Somit
bilden die Lomé-Vertrige den wichtigsten Rahmen
fiir die internationale Kooperation der Mehrheit
der afrikanischen Staaten. Das gesamte Afrika siid-
lich der Sahara mit Ausnahme der Siidafrikanischen
Republik und Namibia wurde als einheitlicher Wirt-
schaftsraum mit der EG verbunden. Dies sagt je-
doch kaum etwas iiber die Qualitdt der Zusammen-
arbeit und ihre Ergebnisse aus.

a) Handelskooperation

Durch den freien Zugang ihrer Industrieerzeug-
nisse und der Nahrungsmittel. die nicht der Regle-
mentierung durch die europiische Agrarpolitik un-
terliegen, erhofften sich die AKP-Linder erhéhte
Exportchancen. eine Verbesserung ihrer Zahlungs-
bilanz und ihrer Konkurrenzsituation gegeniiber
den anderen Entwicklungslindern.

Tatséchlich stiegen die AKP-Exporte in die EG
wesentlich stirker als in die Nicht-EG-Staaten; ihr
Wert erhohte sich zwischen 1975 und 1986 um
141 % auf 19.57 Mrd. ECU. Allein von den afrika-
nischen Staaten kaufte die Gemeinschaft Giiter im
Wert von 17.85 Mrd. ECU — 16.5% mehr als
1981. Doch 1986 machte der Import aus nur 4 AKP-
Staaten (Elfenbeinkiiste. Nigeria. Kamerun und
Zaire) ca. die Hiilfte der gesamten EG-Importe aus
den AKP-Staaten aus. 30 % der Exporte der EG in
die AKP gingen in diese Linder. Dies macht
deutlich. daB die schwichsten AKP-Staaten von
den angebotenen Zollfreiheiten kaum profitieren
konnen.

Der Anteil der AKP-Exporte am Import der Ge-
meinschaft aus allen Entwicklungslindern nahm
zwischen 1975 und 1986 nur sehr miBig um 2.14%
zu — und dies trotz des Anwachsens der Zahl der
AKP-Staaten von 44 auf 66! 27) Der Anteil der EG-
Exporte in den AKP-Raum am gesamten europii-
schen Export in die Entwicklungslinder sank sogar
zwischen 1975 und 1986 von 18.42 % auf 14,91 %.
Die 1976 noch mit 600 Mill. ECU positive Bilanz
des Handels der AKP-Staaten mit der Gemein-
schaft erreichte bis 1982 ein Defizit von 478 Mill.

) Eigene Berechnungen auf der Grundlage von Eurostat.
Monatsbulletin - der AuBenhandelstatistik. Luxemburg
1975—1986.
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ECU. Erst danach drosselten die AKP-Staaten ihre
Importe und erreichten 1986 wieder einen Uber-
schuB von iiber 3.5 Mrd. ECU.

Bedingt besonders durch fallende Rohstoffpreise
verschirfte sich die Verschuldungssituation wih-
rend der bisherigen Laufzeit der Lomé-Vertriige:
1975 waren alle AKP-Staaten mit ca. 17 Mrd. US-
Dollar, 1986 allein Nigeria mit 22.5 und die Elfen-
beinkiiste mit 6.9 Mrd. US-Dollar verschuldet 28).

Keinem der AKP-Staaten gelang wiihrend der
Laufzeit von Lomé 1, II und III ein wirklich bedeut-
samer Entwicklungssprung. Das Pro-Kopf-Ein-
kommen zahlreicher afrikanischer AKP-Staaten ist
vielmehr gesunken, das heiBt weite Teile der Bevol-
kerung dieser Staaten sind noch mehr verarmt 29).

Diese enttauschenden Ergebnisse zeigen. daB die
Hilfe durch die zollfreie Handelskooperation nicht
zuletzt wegen fallender Rohstoffpreise auf dem
Weltmarkt, struktureller Wettbewerbsschwiichen
vieler afrikanischer AKP-Staaten, aber auch han-
dels- und wirtschaftspolitischer Fehler in einer
Reihe dieser Staaten begrenzt ist. Die EG sollte vor
allem weiter helfen, die Produktionsméglichkeiten
in den AKP-Liindern und ihre Absatzchancen auch
in Drittlinder zu férdern. Im-intensiveren Dialog
sollte gemeinsam nach Wegen gesucht werden, die
industrielle Wettbewerbssituation dieser Staaten zu
verbessern. Gleichzeitig mub die EG die Auswir-
kungen der eigenen Agrarpolitik auf den Agrarex-
port der Entwicklungslinder kritisch iiberdenken.
Die vereinbarten Protokolle iiber Sonderregelun-
gen u. a. fiir den Import von Rindfleisch und
Zucker sind eine begrenzte Hilfe fiir die AKP-Staa-
ten ), Auf der anderen Seite wird der Agrarexport
der AKP-Staaten in Drittlinder teilweise schwer
von den Folgen der subventionierten Nahrungsmit-
telexporte der EG betroffen.

b) Stabilisierung der Exporteinkiinfte
(STABEX) und SYSMIN

GroBte Hoffnungen verbanden die AKP-Liinder
mit den Fonds zur Stabilisierung der Exporterlose

#) Vgl. E. A. Mulokozi. AKP-EG-Zusammenarbeit: Was
bringt die Zukunft?, in: Deutsche Welthungerhilfe (Hrsg.),
Lomé II1. Kritische Analysen zum Verhiiltnis der EG gegen-
Uber der Dritten Welt, Bd. I. Bonn 1984, S. 87— 100, hier
8. 95; U. S. Policy — Information and Texts, United States
Information Service, Bonn, Nr. 164/A vom 11. September
1987, S. 45.

¥) Vgl. dazu Weltbank, Weltentwicklungsberichte, Wa-
shington 1976—1987, sowie J. Betz, Lomé II1. Bewahrung
des Erreichten und Prioritit fiir die Landwirtschaft, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B 27/85. S. 17—26; H. Strizek,
Lomé IIT — gezeichnet von der Krise. in: Die Neue Gesell-
schaft/Frankfurter Hefte, (1985) 78, S. 660—663.

%) Die Forderung der AKP-Staaten bei den Lomé-ITI-Ver-
handlungen. #hnlich wie im Zuckerprotokoll auch den Import
zahlreicher anderer Produkte zu festen Preisen oberhalb denen
des Weltmarktes in die EG zu vereinbaren. wurde zuriickge-
wiesen. vgl. J. Notzold/K. v, d. Ropp (Anm. 23). S. 177.
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bestimmter Rohstoffe, die sie jedoch nie als adi-
quaten Ersatz fiir die geforderte ,,Neue Weltwirt-
schaftsordnung” betrachteten. Weiterhin erstreb-
ten sie eine moglichst umfassende Garantie ihrer
Deviseneinkiinfte aus dem Rohstoffexport. Aus eu-
ropdischer Sicht ist es dagegen Ziel des Systems,
heftigen Auswirkungen von Erlosschwankungen
beim Export der fiir das Entwicklungsland wichtig-
sten Erzeugnisse entgegenzuwirken. Deshalb setz-
ten die EG-Staaten durch, daB die in Form von
Zuschiissen oder giinstigen Krediten gezahlten
STABEX-Erstattungen fiir Erlosriickginge beim
Export nur bei starken Einbriichen der Preise
(., Preisfaktor*) eines Gutes moglich sind, dessen
Anteil am Gesamtexporterlés des AKP-Staates
mindestens 6% (Lomé III; bei Lomé I1 noch
6.5%) seiner Gesamtexporterlose ausmacht
(.Mengenfaktor*).

Die EG-Staaten lieBen es jedoch zu. daB die Liste
der durch das 1975 vereinbarte STABEX-System
unterstiitzten Agrarrohstoffe immer linger und die
Zahl der Empfingerlinder immer grofer wurde:
1975 galt es fiir zwolf Produktgruppen und 46 Lin-
der. Im Jahre 1981 wurden bereits 44 Positionen
und 61 Linder beriicksichtigt. Durch den Lomé-II-
Vertrag wurde STABEX sogar um ein Hilfssystem
fiir nicht selbst verschuldete Schwierigkeiten (etwa
starker Riickgang der Exporterldse durch Verfall
des Weltmarktpreises) von Bergbauindustrien
(SYSMIN) in AKP-Staaten erweitert. Dafiir stellte
die Gemeinschaft 282 Mill. und im Lomé-I11-Ver-
trag 415 Mill. ECU bereit.

In den Jahren 1977 —1979 verzeichneten die AKP-
Staaten eine relativ gute Ertragslage. Dies édinderte
sich 1980 durch ungiinstige Klimabedingungen in
der Sahel-Zone, Ernteausfille bei Kaffee, vor allem
aber durch den Riickgang der Nachfrage und das
Sinken der Rohstoffpreise. Da die Hohe der STA-
BEX-Gelder jihrlich auf der Grundlage der Ex-
porterlose in vier vorhergehenden Referenzjahren
festgesetzt wird, fiihrte dies ab 1980 zu einer finan-
ziellen Uberforderung des Garantiefonds. Zur
Deckung aller Anspriiche wiren STABEX-Mittel
in Hohe von 261 Mill. ECU erforderlich gewesen.
Tatséichlich konnten nur 138 Mill. ECU.d. h. 53%
ausgezahlt werden3!). 1981 betrug die Quote nur
annihernd 42 %.

Die Situation verbesserte sich ab 1985. Die Griinde
waren, daB im Lomé-III-Vertrag die Transferlei-
stungen fiir die gesamte Laufzeit auf 925 Mill. ECU
erh6ht wurden. Vor allem aber sanken aufgrund
der mageren Referenzjahre die Anspriiche. 1986
konnten deshalb alle Antrige von 16 Lindern in

) Vgl. Kommission der Europiiischen Gemeinschaften,
15. Gesamtbericht liber die Titigkeit der Europiischen Ge-
meinschaften 1981, Briissel-Luxemburg 1981, S. 312.
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Hohe von 149.4 Mill. DM gedeckt werden. 99.4 %
dieser Gelder erhielten afrikanische Staaten32).

Fiir 1987 werden jedoch wieder Anspriiche erwar-
tet, die die bereitgestellten Mittel iibersteigen.
Dennoch wiinschen die Entwicklungslinder nach
wie vor eine umfassende Exporterlos- oder Ein-
kommensgarantie. Dafiir miiBten im néchsten EEF
die Mittel fiir die Garantiefonds erhéht werden.
wodurch angesichts kaum zu erwartender drasti-
scher Steigerungen der Gesamthéhe der EEF-Gel-
der die Entwicklungshilfe in andere Bereiche finan-
ziell ausgehohlt wiirde.

Mittlerweile werden 48 Produkte im STABEX-Sy-
stem beriicksichtigt. Dies sind praktisch alle wichti-
gen agrarischen Exportgiiter. Es hat sich gezeigt.
daB STABEX Auswirkungen konjunktureller
Preisschwichen auf dem Weltmarkt lindern kann.
Keineswegs kann und soll es jedoch notwendige
Strukturanpassungen verhindern. Spitestens jetzt
wire es an der Zeit, das System zu verbessern, statt
die Forderliste um weniger wichtige Exportpro-
dukte zu verlingern oder weitere Linder als an-
tragsberechtigt anzuerkennen. Dazu konnten auch
regelmiBige wirtschaftliche Konsultationen zwi-
schen EG- und AKP-Vertretern unter Einschlul
erfahrener Fachleute aus der Wirtschaft beitragen,
um so die langfristige Dispositionskompetenz zu
erhdhen und wirtschaftliche Fehlentscheidungen
soweit wie moglich zu verringern ). Ein Ziel muB
es auch sein, bei der Ermittlung des Transferbetra-
ges den Gesamtexport sowie den Entwicklungs-
stand des einzelnen Empfingerlandes-zu beriick-
sichtigen.

¢) Finanzielle und technische Zusammenarbeit

Wegen ihrer schwachen Exportmdéglichkeiten kon-
nen zahlreiche AKP-Staaten nur einen begrenzten
Nutzen aus der Handelskooperation. dem STA-
BEX- und dem SYMIN-System ziehen. Deshalb ist
fiir sie der weitaus groBere Teil der EEF-Mittel. der
nicht zur Finanzierung dieser Systeme dient, son-
dern fiir Entwicklungsprojekte zur Verfiigung ge-
stellt wird, von wesentlich hoherer Bedeutung.

Die Hohe der nach sehr unterschiedlichen Metho-
den und Modalititen (Zuschiisse, Darlehen. Risi-
kokapital, Kredite der Europiischen Investitions-
bank) verteilten finanziellen Hilfe aus der EG hat
sich seit dem ersten Fonds 1957 mehr als verzehn-
facht und erreichte bei Lomé-III 8 500 Mill. ECU.,
Die europiischen Staaten sind zweifellos der groBte
Entwicklungshelfer auf dem afrikanischen Konti-

32) Vgl. Bericht der Kommission an den Rat iiber das Funk-
tionieren des mit dem 2. AKP-EWG-Abkommen und dem
BeschluB iiber die Assoziation der ULG mit der EWG ein-
gefithrte System zur Stabilisierung der Ausfuhrerlése im
Haushaltsjahr 1986, Com-482. Briissel 1987.

3) Vgl. M. Hedrich/K. Frhr. v. d. Ropp. Chancen einer
gle;ubeﬂn 32I.llng EWG-AKP, in: AuBenpolitik, 34 (1983) 4.
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nent. Doch gemessen am Bevolkerungswachstum
und unter Beriicksichtigung der Inflationsrate
schrumpfen die Pro-Kopf-Hilfe und die reale Zu-
wachsrate des EEF auf sehr bescheidene GriBen.
Deshalb iiberrascht es nicht. daB die Entwicklungs-
linder bestindig eine spiirbare Anhebung der Hilfe
fordern.

Vor diesem Hintergrund ist es besonders problema-
tisch. daB die schon bereitgestellten Mittel teilweise
nur sehr ziih abflieBen!). Die AKP-Linder ma-
chen dafiir u. a. das komplizierte Antragsverfah-
ren, die schleppende Entscheidungsfindung und
nicht zuletzt die so gern behauptete Trigheit der
Briisseler Biirokratie verantwortlich. Von EG-
Seite werden dagegen vor allem Miingel in vielen
Projektantrigen. teilweise schlampige, unfihige
und/oder korrupte Verwaltungen sowie eine zer-
miirbend langsame Projektdurchfiihrung in den
Entwicklungslindern beklagt. Sicherlich liegt die
Wabhrheit in der Mitte. Fest steht nur, daB die Ab-
fluBgeschwindigkeit ohne Effizienz- und Kontroll-
verluste erhoht und bisherige. nur partiell erfolgrei-
che Anstrengungen gemeinsam verstirkt werden
miissen.

d) Landwirtschaftliche Zusammenarbeit
und Nahrungsmitelhilfe

Mehr als 50% des Sozialproduktes der afrikani-
schen Lander werden im Agrarsektor erwirtschaf-
tet, in dem ca. 80 % der Gesamtbevilkerung arbei-
ten. Dennoch dringten die AKP-Regierungen
lange Zeit besonders stark auf Hilfen zur Industria-
lisierung, wiihrend die EG groBeren Wert auf die
Starkung der ldndlichen Gesellschaftsstruktur
legte. Ab dem Lomé-II-Vertrag wurde dem mehr
entsprochen. Die zu diesem Zweck bereitgestellten
Mittel des 5. EEF wurden gegeniiber dem 4. EEF
(Lomé I) um nahezu ein Drittel von 702 auf
933.7 Mill. ECU erhoht. Bei Lomé III wurde end-
lich der lindlichen Entwicklung hichste Prioritit
eingerdumt. 80—90 % der Lomé II1-Gelder sollen
fir die lindliche Entwicklung und Erndhrungssi-
cherung bereitgestellt werden ). Insgesamt erhiel-
ten die AKP-Staaten siidlich der Sahara zwischen
1974 und 1986 allein Nahrungsmittelhilfen im

) So waren z. B. vom dritten EEF (Jaunde II) aus dem
Jahre 1971 im Jahr 1986 5.4 Mill. ECU immer noch nicht
verteilt! Im gleichen Jahr hatten von den im ersten Lomé-
Abkommen 1975 bereitgestellten Geldern dber 300 Mill.
ECU. d. h. ca. 9%. noch nicht den Weg in die Dritte Welt
gefunden.

%) Vgl. O. Matzke. Die gemeinsame Agrarpolitik. Bela-
stung fiir das Nord-Siid-Verhaltnis. in: Aus Politik und Zeit-
geschichte. B 5/80; K. Otterbein. Hunger durch EG-Agrar-
uberschiisse. in: epd — Entwicklungspolitik. (1980) 4.
S. 18—21; Kommission der EG: Zehn Jahre Lomé. Mittei-
lung von Herrn Natali an den AKP-EWG-Ministerrat. SEK
(86) 1295, Briissel 1986, S. 57; D. Frisch (Anm, 11) S. 5.
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Werte von ca. 2 Mrd. ECU %), Dennoch konnte

diese Hilfe die Verschiirfung des Hungerproblems
in Afrika nicht verhindern.

Es gibt keine kurzfristigen Alternativen zur Nah-
rungsmittelhilfe im Katastrophenfall. Aber nur ca.
30 % der Nahrungsmittel aus der EG wurden bisher
bei akuten Notlagen verteilt. Zu Recht wird daher
an den restlichen 70% heftige Kritik geiibt. Sie
ersparten den Entwicklungslindern zwar Devisen
fiir kommerzielle Agrareinfuhren. In den Entwick-
lungslindern ist allerdings hdufig zu beobachten,
daB die Nahrungsmittel oft nicht den Weg zu den
hungernden Bevolkerungsschichten finden. Nicht
selten wirkt sich die Nahrungsmittelhilfe negativ auf
die ortliche Agrarstruktur, auf EBgewohnheiten
und die Motivation der Bauern aus. SchlieBlich
dient sie oft dazu, die Folgen einer verfehlten
Agrarpolitik der Empfingerlinder zu mildern.
Sinnvoller ist eine verstirkte technische und finan-
zielle Hilfe zum Aufbau eines funktionsfihigen
Agrarsektors, der langfristig zur landwirtschaftli-
chen Selbstversorgung der Entwicklungslinder
fihrt.

e) Industrielle Zusammenarbeit

Lange Zeit hatten auf Wunsch der AKP-Staaten
Hilfen zur Industrialisierung Vorrang in der prakti-
schen Entwicklungspolitik37). Durchschnittlich
wurden in den letzten Jahren ca. 25 Mill. ECU ver-
geben — dennoch nur ein Tropfen auf den buch-
stiiblich heiBen Steinen Afrikas. Ein Schliisselfak-
tor fiir die Industrialisierung ist der ungehinderte
Zugang von verarbeiteten Erzeugnissen zum EG-
Markt. Die Partner der EG verweisen immer wie-
der auf die sogenannte ,Schutzklausel* und die
»Ursprungsregeln® in den Vertrigen, die den Zu-
gang dieser Waren angeblich wirkungsvoll verhin-
dern¥¥), Im Lomé-II-Vertrag wurden jedoch
99.3% der Ausfuhren der AKP-Staaten von allen
Zollen, Abgaben und mengenmiBigen Beschriin-
kungen befreit und die Anwendungsmdéglichkeiten
der Schutzklausel weiter eingeengt??). Dennoch
ging zwischen 1973 und 1980 das Wachstum der

%) Die Gemeinschaft verabschiedete im Dezember 1981 ei-
nen Aktionsplan und 1983 ein Sonderaktionsprogramm zur
Bekimpfung des Hungers in der Welt. Im Januar 1986 wur-
den 100 Mill. ECU fiir Projekte zugunsten von 18 Staaten
bereitgestelit. die von der Diirre besonders im afrikanischen
Sahel-Gebiet am stiirksten betroffen sind. Vgl. ABL L 373
vom 29. 12. 1981; 15. Gesamtbericht. Ziff. 659; 16. Gesamt-
bericht. Ziff. 723 und Bull. EG 12—1983; Bull. EG 1—
1986. Ziff. 2.2.34.

¥) Vgl. H. Brandt u. a.. Arme Linder Afrikas. Struktur-
probleme und krisenhafte Entwicklung. Berlin 1982.

*¥) Zu den sogenannten Ursprungsregeln siche u. a.
M. McQueen, Lomé: Die Ursprungsregeln miissen refor-
lsnitigll wel:rdcn. in: Deutsche Welthungerhilfe (Anm. 28).

. —144,

¥) Vgl. K. Meyer. Die zweite Konvention von Lomé. Die
EGI ;.mg(;lie Nord-Siid-Frage. in: Europa-Archiv. (1980) 1.
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Industrieproduktion der Linder siidlich der Sahara
auf 5% zuriick; von 1980 bis 1985 schrumpfte die
verarbeitende Industrie dieser Region sogar. Zu
den Griinden gehtren neben einer unzulinglichen
Infrastruktur und dem Mangel an qualifiziertem
Personal auch eine teilweise vollig verfehlte Wirt-
schaftspolitik einiger afrikanischer Staaten%). Mit
den knappen Devisen wurde eine ineffiziente verar-
beitende Industrie aufgebaut, die nur geringe Lei-
stungen in Form von Arbeitsplitzen und Produk-
tion erbrachte.

Wiihrend die Weltbank und der Weltwihrungs-
fonds in vielen Fillen den Entwicklungslindern de-
taillierte wirtschaftspolitische Bedingungen stellt,
ging die EG davon aus, daB ,,die AKP-Staaten . . .
als gleichberechtigte Partner . . . selbst die Verant-
wortung fiir ihr wirtschaftliches Schicksal haben
und am besten wissen miissen, wie sie ihre Zukunft
gestalten wollen*4!). Dieser wirtschaftspolitische
Neutralismus der Kommission trug mit dazu bei, in
den EG-Lindern die Sympathie fiir die bilaterale
Entwicklungshilfe zu stirken. Mittlerweile hat sich
jedoch das Verhalten der Kommission geéindert. Im
Rahmen der Verteilung der Lomé-I11-Mittel auf die
von den Entwicklungslindern beantragten Projekte
wurden mit den einzelnen Empfiingerlindern
Uberlegungen dariiber angestellt, durch welche
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen und
Eigenleistungen des Empfingerlandes der Erfolg
der zu fordernden Programme am besten unter-
stiitzt werden kann. Fragen, wie z. B. der Schutz
europdischer Investitionen oder ein intensivierter
Technologietransfer, der nicht dem Prestige des
Empfingerlandes dient, sondern seinen spezifi-
schen Strukturbedingungen angepaBt ist, miissen
jedoch weiter diskutiert werden.

f) . Politikdialog” und die Zusammenarbeit
in den Institutionen

Mehr Geld — dies ist eine der am hiufigsten gediu-
Berten afrikanischen Forderungen an Europa. Sie
ist teilweise gerechtfertigt. Immerhin erfiillen bis
heute nur drei EG-Staaten die Forderung der UNO
an die reichen Linder der Welt. 0.7 % ihres Brut-
tosozialproduktes fiir Entwicklungshilfe auszuge-
ben. Dies sind Frankreich (0,78%). Diénemark
(0.83 %) und die Niederlande (0.97 %). Die bun-

40y Zum mehr national-psychologisch als wirtschaftlich moti-
vierten Festhalten der Mehrzahl der Linder der Region an
stark iiberbewerteten Wechselkursen. ihren hohen Zollen
und Einfuhrbeschriinkungen, zu der dirigistischen Preiskon-
trolle und den Verstaatlichungen in vielen afrikanischen
Lindern siche Weltbank: Weltentwicklungsbericht 1987,
Washington 1987, S. 120f.

41) So 1980 Klaus Meyer. damaliger Generaldirektor Ent-
wicklung bei der Kommission der EG, in seinem Artikel
»Die zweite Konvention von Lomé* (Anm. 39), S. 14.
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desdeutsche Quote liegt dagegen bei nur 0,46 % 42).
Angesichts eigener wirtschaftlicher Schwierigkeiten
ist die Bereitschaft, auf die finanziellen Forderun-
gen der AKP-Seite einzugehen., in den letzten Jah-
ren eher noch geringer geworden.

Die westeuropiischen Staaten legen mehr Gewicht
auf den effizienten Einsatz und die bessere Kon-
trolle der Verwendung der knappen Mittel. Deutli-
cher als frither wird die Steigerung der Eigenan-
strengungen der AKP-Linder gefordert. In diesem
Zusammenhang steht auch der Wunsch der EG
nach einem verstirkten Dialog mit den Entwick-
lungsldndern iiber den richtigen Weg zur Verbesse-
rung ihrer wirtschaftlichen Situation.

Lange Zeit gab es gegen diesen sogenannten ,,Poli-
tikdialog“. der besser Entwicklungsdialog genannt
wiirde. von seiten der AKP-Staaten heftigen Wider-
stand. Auch heute noch kommt es besonders bei
Treffen der Parititischen Versammlung vor, daB
einige Vertreter afrikanischer Staaten diesen Dia-
log als ,kolonialistischen Einmischungsversuch*
der EG miBverstehen. Im Vergleich zu solcher Po-
lemik verliefen die erwihnten Gespriiche zwischen
der Kommission und den einzelnen AKP-Staaten
bei der Programmierung der Lomé-111-Gelder je-
doch in sachlichem Tone.

Immer wieder betonte die EG. einen anderen Weg
als die Weltbank gehen und keinesfalls den Ent-
wicklungslindern die Entscheidung iiber die einzu-
schlagende Strategie vorschreiben zu ‘wollen. Es
geht bei diesem Entwicklungsdialog darum, ge-
meinsam konzeptionelle Grunddeterminanten ei-
ner erfolgversprechenden Entwicklungspolitik zu
diskutieren. Uber das bisher Erreichte hinaus miis-
sen jedoch u. a. adiquate Wihrungs- und unver-
zerrte Faktorpreis-Relationen gesucht, ein der Si-
tuation des Landes angemessenes Verhiiltnis zwi-
schen kapital- und arbeitsintensiven Industrien an-
gestrebt werden. Ebenso muB eine sinnvolle Ba-
lance zwischen industrieller und lindlicher Ent-
wicklung, zwischen der Produktion von landwirt-
schaftlichen Exportgiitern und Nahrungsmitteln zur
Versorgung der eigenen Bevolkerung, zwischen Er-
ndhrungsmoglichkeiten und Bevolkerungswachs-
tum gefunden werden. SchlieBlich muB iiber die
wirtschaftspolitische Rolle staatlicher Verwaltun-
gen und die Bedeutung kleiner und mittlerer Privat-
unternechmen gesprochen werden.

Ein solcher Dialog ist kein Gegensatz zum Prinzip
der gleichberechtigten und partnerschaftlichen Ko-
operation. Dennoch wird er noch lange Zeit poli-
tisch und psychologisch schwierig bleiben. Gut

42) Die Durchschnittszahlen der Jahre 1984/85 sind entnom-
men dem Bericht der OECD: Zusammenarbeit im Dienst der
Entwicklung, Paris 1987, S. 317.
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20 Jahre nach der Unabhiingigkeit der meisten afri-
kanischen Staaten ist die Erinnerung an den euro-
piischen Kolonialismus noch frisch und verstindli-
cherweise die Gefahr groB. hinter dem Wunsch
nach einem Gespriich iiber diese sensiblen Themen
Einmischungsversuche zu vermuten. Hier hat die
kolonialistisch unbelastete Bundesrepublik Deutsch-
land besondere Aufgaben.

Die institutionellen Organe AKP—EG haben sich
allenfalls teilweise als geeignete Foren fiir diesen
Dialog erwiesen. Vor allem die Parititische Ver-
sammlung ist mehr ein Ort heftiger Angriffe auf die
EG als ein Ort sachlicher Diskussionen um die Lo-
sung der zahlreichen Probleme geworden. Regel-
miBig klagen die AKP-Vertreter iiber eine zu ge-
ringe Hilfe aus der EG und verurteilen die Politik
einzelner europiiischer Staaten gegeniiber Siidafri-
ka. Dabei werden sie vom linken Spektrum der EG-
Parlamentarier unterstiitzt. Auf diesen Druck hin
und im .Gegenzug' zu einer Menschenrechtsklausel
dokumentierte die EG gegen heftigen inneren
Widerstand vertraglich ihre ,Entschlossen-
heit, sich wirkungsvoll fiir die Abschaffung der
Apartheid“ einzusetzen?). Dies wird nun von
AKP-Seite .eingeklagt’. Vor allem vom CDU-Bun-
destagsabgeordneten Hornhues angeregte Versu-
che der EG. auch mit Hilfe der Lomé-Organe vor-
sichtig einen Dialog zwischen Vertretern Schwarz-
afrikas und der Siidafrikanischen Regierung anzu-
regen, wurden jedoch bisher von AKP-Vertretern
— und mit Unterstiitzung der Mitglieder der kom-
munistischen und der Regenbogen-Fraktion des
Europiischen Parlaments — abgelehnt#). Nie
fithrten jedoch die z. T. recht polemischen Ankla-
gen zu einer Reduzierung der Hilfsleistungen. Die
fruchtlosen Diskussionen iiber Siidafrika sind aller-
dings geeignet. nicht nur den Zusammenhalt der
EG-Seite zu schidigen. sondern von den wirklichen
Problemen abzulenken und das Klima der Zusam-
menarbeit zu belasten.

Der AKP-EWG-Ministerrat erbte die kraftlosen
Strukturen des Assoziationsrates des Jaunde-Ab-
kommens. Nur zih und mehr gegen Widerstreben
entwickelt sich hier ein intensivierter entwicklungs-
politischer Dialog. Allerdings begannen 1986 zahl-
reiche Linder Afrikas — wie z. B. Nigeria. Ghana,
Mauritius. Senegal und Togo — wirtschaftspoliti-
sche Reformen. die durch die schlechten Erfahrun-
gen der Vergangenheit initiiert wurden, aber von
der EG im kreativen gemeinsamen Gesprich be-
gleitet werden kdnnen %5).

4) Vgl. Amt fiir amtl. Veroffentlichungen der EG. Dritte
AKP-EWG-Abkommen. Anhang I. Luxemburg 1985.
S. 469,

#) Vgl. K. Frhr. von der Ropp. Die Republik Siidafrika:
Hegemonialmacht nach auBen — Ohnmacht im Innern?. in:
Aus Politik und Zeitgeschichte. B 29—30/86. S. 47.

4%) Vgl. dazu Weltbank. Weltentwicklungsbericht 1987.
S. 120f.. sowie Financial Times vom 3. September 1987.
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V. Forderungen an die Zukunft

Es ist nicht verwunderlich, daB vor allem von afri-
kanischer Seite die Ergebnisse der Lomé-Koopera-
tion im Vergleich zu den Ausgangserwartungen aus
dem Jahre 1975 eher skeptisch bewertet werden.
,,Lomé ist zum Symbol internationaler Kooperation
geworden“, erklirte z. B. der damalige Prisident
des AKP-Ministerrates, Rabbie L. Namaliu, bei
Unterzeichnung von Lomé II1, ,.es ist praktisch der
einzige Leuchtturm in einem unsicheren Meer.
Doch ist Lomé zugleich auch das Grab vieler ent-
tiuschter Hoffnungen.* %)

Aber auch auf seiten der europiiischen Staaten gibt
es zahlreiche Unzufriedenheiten iiber die Ergeb-
nisse dieser Politik. Dabei wird hiufig vergessen,
daB sich angesichts der riesigen Probleme der Ent-
wicklungsldnder Fortschritte nur langsam einstellen
koénnen. Auch das Verhiltnis zwischen Afrika und
Europa ist ein langsamer gegenseitiger Lern- und
AnpassungsprozeB. Resignation und Ungeduld wi-
ren vollig falsch.

Dies gilt auch hinsichtlich der im Herbst dieses Jah-
res beginnenden Verhandlungen iiber einen neuen
Lomé-Vertrag. Die Gemeinschaft wird ihr Inter-
esse vorrangig auf die Gestaltung und Festigung des
politischen Dialogs sowie auf die Wahrung der
Menschenrechte konzentrieren. Die AKP-Seite
wird vor allem den Ausbau der .klassischen® Lomé-
Instrumente (noch freieren Zugang zum EG-
Markt. mehr Geld fiir den EEF) verlangen. Doch
Veriinderungen des Bestehenden und neue Impulse
fiir die Zukunft sind notwendig. Zuniichst darf der
europdische Wille zu einer gemeinsamen Politik ge-
geniiber Afrika und anderen Teilen der Dritten
Welt nicht erlahmen. Die AKP-Politik und speziell
die Bezichungen zu den afrikanischen Staaten sind
auch die Nagelprobe auf den Mut und die Kraft zu
einem weltweiten Engagement und zu einer weltpo-
litischen Rolle Westeuropas. Als stirkste Handels-
macht der Welt ist die EG zu einer solchen Rolle
verpflichtet. Die Kraft dazu konnen die westeuro-
piischen Staaten jedoch nur gemeinsam gewinnen.

Die Afrikapolitik der EG ist in erster Linie gemein-
same AuBenhandels- und Entwicklungspolitik der
westeuropéischen Staaten im Rahmen der AKP-
Kooperation, Sie muB ergiinzt werden um eine ge-
meinsame AuBen- und auch Sicherheitspolitik
Westeuropas gegeniiber Afrika. Dies war bisher
nicht moglich, weil der Wille zu einer solchen ge-
meinsamen Politik zu schwach war. Die EG-Staa-
ten diirfen jedoch nicht linger ihre sicherheitspoli-
tische Verantwortung in Afrika auf Paris abschie-
ben und iiber das franzosische Engagement hiufig
auch noch in der Offentlichkeit die Nase riimpfen.
Nur wenn sich dies éndert, kann Europa langfristig
ein starker Partner Afrikas bleiben. Gelingt dies

%) Le Courier, Nr. 89, Briissel 1985, S. 4.
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nicht, wird Europa in Afrika in den Schatten der
Supermiichte gedringt werden.

Bisher war die europiische Afrikapolitik keinesfalls
ein Paradebeispiel gelungener Integration. Selbst in
ihrer handels- und entwicklungspolitischen Be-
grenztheit fehlt ihr bisher die gemeinsame Konzep-
tion. Die Initiativen von Kommission und Europiii-
schem Parlament, eine wirklich kohirente Entwick-
lungspolitik zu entwerfen, sind auch Teil des Ver-
suchs, den EinfluB des Rates und damit der Natio-
nalstaaten auf die gesamte EG-Politik zuriickzu-
dringen. Diese Bemiihungen blieben bisher in den
Ansitzen stecken.

Solange die EG nicht zu einer wirklich gemeinsa-
men AuBenpolitik gefunden hat, kann es nicht das
Ziel sein, die nationalen Entwicklungshilfepoliti-
ken auszutrocknen und die EG zur alleinigen euro-
pdischen Entwicklungshilfeorganisation zu ma-
chen. ,,Anstreben sollte die Gemeinschaft statt des-
sen die Kombination der jeweils besten entwick-
lungspolitischen Ansiitze der Mitgliedstaaten.*47)
Dazu muB jedoch die Koordination zwischen den
EG-Staaten entschieden verbessert werden. Fiir die
Entwicklungszusammenarbeit in vielen Bereichen,
in denen die EG eindeutige Kompetenzen besitzt
oder nur gemeinschaftliche Leistungen sinnvoll
sind, miissen die Haushaltsmittel der Gemeinschaft
erhoht werden. Dies gilt beispielsweise fiir die Han-
dels- und Wirtschaftsbeziehungen zu Afrika und
anderen Regionen, fiir eine weltweite Umweltpoli-
tik oder fiir den politischen Dialog iiber Probleme,
die die Interessen mehrerer Mitgliedstaaten beriih-
ren. Erleichtert wiirde dies durch die Bereitschaft
der Kommission, ihre bis heute auf mehrere Gene-
raldirektionen verteilten entwicklungspolitischen
Kompetenzen auf eine Generaldirektion zu kon-
zentrieren.

Die Ziele der gemeinsamen Entwicklungskoopera-
tion und die Kompetenzen der europiischen Insti-
tutionen in diesem Bereich sollten endlich in einem
eigenen Kapitel im EWG-Vertrag festgeschrieben
werden. Gleichzeitig sollten die Mittel fiir den Eu-
ropdischen Entwicklungsfonds nicht mehr — wie
bisher — direkt von den Mitgliedstaaten an den
EEF iiberwiesen, sondern budgetiert, d. h. als Teil
des Haushalts der EG definiert und damit der Kon-
trolle durch das Europiische Parlament unterstellt
werden.

Eine der wichtigsten und zugleich schwierigsten
Aufgaben fiir die Zukunft ist die Abstimmung der
entwicklungspolitischen Afrikapolitik mit anderen
Politikbereichen der Gemeinschaft. Auswirkungen
der Handels- und Agrarpolitik der EG diirfen nicht
weiterhin das groBe entwicklungspolitische Enga-
gement der Gemeinschaft konterkarieren.

47) V. Kohler, Die Entwicklungspolitik der Europiischen
Gemeinschaft (Anm. 6), S. 712,
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Volker Matthies: Krieg und Frieden in der Dritten Welt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7—8/88, S. 3—14

Wiihrend es im Bereich der Industrieliinder seit Ende des Zweiten Weltkrieges keinen groBeren kriege-
rischen Konflikt mehr gegeben hat, kann die Dritte Welt geradezu als der ,Kriegsschauplatz* unserer Zeit
‘gelten. Dieser empirische Befund ist jedoch bislang weder politisch noch theoretisch hinreichend reflektiert
worden. Die Kriegsursachenforschung beginnt gerade erst, die Kriege in der Dritten Welt systematisch zu
erfassen; eine , Friedensursachenforschung®, in der u. a. auch die Entwicklungen in Europa seit 1945 mit
einbezogen wilrden, steht fiir die Dritte Welt noch weithin aus,

Der Beitrag skizziert vermutbare Kriegsursachen auf globaler, regionaler und lokaler Ebene. wobei letz-
teren groBere Bedeutung beigemessen wird, und errtert kurz mogliche Ansiitze des negativen Friedens
(friedliche Konfliktregelung) und positiven Friedens (Uberwindung des Krieges durch Entwicklung) in der
Dritten Welt. AbschlieBend wird versucht, Krieg und Frieden in der Dritten Welt in historischer Perspek-
tive im Vergleich mit Europa entwicklungsgeschichtlich einzuordnen.

Martin Schiimer: Die Afrika-Politik der Reagan-A dministration
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/88, S. 15—30

Die Afrika-Politik der Reagan-Administration wird vor allem von den strategischen Interessen der USA im
Rahmen des Ost-West-Gegensatzes bestimmt. Innerhalb dieser Interessen nimmt jedoch Afrika eine rela-
tiv untergeordnete Position ein. Die globale Sichtweise der Reagan-Administration filhrt zu einer Kon-
zentration auf die Erhaltung des Status quo, auf die Sicherung der Stabilitiit ,,gemiiBigter* Regime und zu
einer Betonung militirischer Losungen fir politische Probleme, wobei die komplexen regionalen Ur-
spriinge der Konflikte unterbewertet werden.

Die amerikanische Siidafrika-Politik stagniert seit den Prisident Reagan vom KongreB aufgezwungenen
Sanktionsbeschliissen von 1985/86. Die Constructive Engagement-Strategie als konzeptioneller Rahmen
der Afrika-Politik der Reagan-Administration war gescheitert. Der EinfluB der USA auf die Beschleuni-
gung des Reformkurses in Stidafrika und auf eine MiBigung der Destabilisierungspolitik Pretorias gegen-
Uber seinen Nachbarn diirfte zum gegenwiirtigen Zeitpunkt geringer sein als in jeder anderen Phase der
Reagan-Administration.

Das Hauptinteresse der USA in Nordafrika gilt dem gesicherten Zugang zu Hiifen, Luftbasen und Transit-
Einrichtungen als logistischem Riickhalt fir die im Mittelmeer operierende 6. Flotte und die Rapid
Deployment Force. Durch enge bilaterale Verbindungen zu Marokko soll die Stidflanke der NATO abge-
sichert werden. Sub-Sahara-Afrika wird von der Reagan-Administration als ,strategischer Raum* fiir
militirische Abwehraktionen gegen die Sowjetunion oder ihre , Stellvertreter* verstanden. Fiir die USA
stellt Zaire einen zentralen Briickenkopf in einer strategisch wichtigen Region im Herzen Afrikas dar; es
leistet eine wesentliche Unterstiitzungsrolle in verschiedenen Regionalkonflikten.

Auch die Reagan-Administration sah sich vor die Frage gestellt. wie amerikanische Sicherheitsinteressen in
Afrika mit elementaren Verletzungen der Menschenrechte. der Unterdriickung von Demokratisierungs-
ansiitzen und den wirtschaftlichen und finanzpolitischen Folgen der MiBwirtschaft durch autoritiire Regime
in Ubereinstimmung gebracht werden kinnen. Die Reagan-Doktrin stellt dabei ein Mittel beim Krisen-
management dar, das militiirische Strategien tberbetont und wirtschaftspolitische Einwirkungen vernach-
liissigt. Die Reagan-Doktrin verwandelte eine ,,Containment“-Politik in eine ,Rollback*-Strategie, deren
Auswirkungen zu einer Lihmung der Diplomatie fiihrten und konstruktive Dialogansiitze verschiittete.




Winrich Kiihne: ,,Neuer Realismus* in Moskaus Afrika-Politik?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/88. S. 31—41

Seit drei Jahrzehnten ist Afrika ein wichtiges Feld sowjetischer Politik, Im Hinblick auf den Ausbau
wnormaler* zwischenstaatlicher Beziehungen ist diese Politik sehr erfolgreich gewesen. Anders verhiilt es
sich hinsichtlich der vom sowjetischen Regime postulierten globalen Ausweitung des revolutioniiren Mar-
xismus-Leninismus unter sowjetischer Fithrung. Hier hat sich ein Wechsel zwischen Positionsgewinnen und
-verlusten als das auffiilligste Grundmuster sowjetischer Afrika-Politik herausgestellt. Die Dekolonisierung
Afrikas hat sich, im Gegensatz zu den Erwartungen zahlreicher Beobachter in den sechziger und siebziger
Jahren, nicht geradlinig umgesetzt in eine kontinuierliche Ausweitung ideologischer Gelindegewinne der
Sowjetunion.

In drei Jahrzehnten sowjetischer Afrika-Politik haben Entwicklungen stattgefunden, die die Bedeutung des
System-Antagonismus in der Dritten Welt erheblich relativieren und seiner ideologisch iiberstarken Beto-
nung einen anachronistischen Charakter geben. Die Konfrontation mit den Realitiiten in den Entwick-
lungslindern und den insbesondere auf 6konomischem Gebiet unerwartet engen Grenzen des eigenen
Systems haben ostliche Wissenschaftler und Politiker dazu gezwungen, Vorgehensweise, Erfolgsaussichten
und Motivationslage ihrer Politik grundlegend zu iiberdenken. Die aggressive, anti-imperialistische und
pro-sozialistische Rhetorik und Politik der Chruschtschow-Ara sind einer weit vorsichtigeren Einschitzung
gewichen, in der die Bedeutung der Entwicklungslinder fiir den System-Antagonismus und den Macht-
zuwachs des sozialistischen Lagers relativiert wird. Die Weigerung, Mozambique, Athiopien und andere
revolutionire, anti-kapitalistisch eingestelite Regime durch eine Aufnahme in den RGW wirtschaftlich zu
integrieren, demonstriert diesen Realismus ganz augenfillig. Zweifellos wire eine enge Anbindung an den
Ostblock ein entscheidender Schritt auf dem Weg gewesen, die ,Korrelation der Kriifte* zwischen Ost und
West in Afrika dauerhaft zu verschieben.

Der ,neue Realismus“, wie er unter Gorbatschow an Boden gewonnen hat. manifestiert sich auch in
Anzeichen fiir eine verinderte Haltung gegeniiber Siidafrika. Die Notwendigkeit zu Verhandlungen wird
stirker betont. ohne die Unterstiitzung des schwarzen Widerstandes aufzugeben. Das starke kubanische
und sowjetische Engagement in Angola widerspricht dieser Einschiitzung nur scheinbar. Dort verteidigt die
Sowjetunion ihre Glaubwiirdigkeit als eine globale Militdrmacht. die sie durch das militérische Engagement
Siidafrikas und der USA im Sinne einer .roll back“-Politik gefihrdet sicht.

Friedhelm B, Meyer zu Natrup: Die handels- und entwicklungspolitische Zusammenarbeit
der Europiischen Gemeinschaft mit Schwarzafrika

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/88, S. 43—53

Die Bezichungen zwischen der Europiiischen Gemeinschaft und Afrika gestalten sich weitestgehend im
Rahmen der Zusammenarbeit mit 66 afrikanischen, karibischen und pazifischen Lindern (AKP-Staaten).
Ihnen wird einerseits Modellcharakter fiir die Nord-Siid-Beziehungen nachgesagt, andererseits wurden sie
zum Grab vieler enttiuschter Hoffnungen.

In dem Beitrag werden die Entwicklung, die Ziele und Instrumente dieser Politik der Europdischen
Gemeinschaft dargestellt. Eine kritische Analyse ihrer Ergebnisse und Folgen soll helfen, das Verstindnis
fiir die Bedeutung. aber auch fir die Grenzen und Probleme der Zusammenarbeit zwischen der EG und
den Entwicklungslindern nicht nur in Afrika zu verbessern.

Angesichts der im Herbst 1988 beginnenden Verhandlungen iiber ein neues Abkommen mit den AKP-
Staaten (Lomé IV) werden abschlieBend einige Gedanken zur zukiinftigen Gestaltung der Bezichungen
zwischen der Europiischen Gemeinschaft und Schwarzafrika skizziert. :



	Krieg und Frieden in der Dritten Welt I. Krieg de
	II. Zu den Ursachen der Kriege in der Dritten Wel
	III. Zur Kriegsverhütung und Friedenssicherung in

	Die Afrika-Politik der Reagan-Administration
	I. Einführung 
	II. Marokko 
	III. Tschad 
	IV. Zaire 
	V. Liberia 
	VI. Mozambique 
	VII. Schlußfolgerungen 

	"Neuer Realismus" in Moskaus Afrika-Politik?
	I. Einleitung 
	II. Waffenlieferungen und Militärhilfe Š das wich
	III. Moskaus Interesse an Stützpunkten in Afrika 
	IV. Wechselseitige Desillusionierung Š zur Entwic
	V. Ernüchterung über die Erfolgsaussichten des or
	VI. Das Scheitern marxistisch-leninistischer Vors
	VII. Die Änderungen in der sowjetischen Afrika-Po
	VIII. Moskaus Haltung gegenüber Südafrika und Ang
	IX. Schlußfolgerungen 

	Die handels-und entwicklungspolitische Zusammenar
	I. Afrika und die Gründung der Europäischen Gemei
	II. Die Ziele, der rechtliche Rahmen und die erst
	III. Vom Durchführungsabkommen des Jahres 1957 zu
	IV. Die Weiterführung der europäischen Afrikapoli
	d) Landwirtschaftliche Zusammenarbeit und Nahrung
	V. Forderungen an die Zukunft 


